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Mit dem vorliegenden Mandanten-Informationsbrief möchten wir Sie wie-
der über verschiedene interessante und aktuelle Themen informieren – ein 
bunter Strauß aus Praxisfragen, Rechtsprechung und Gesetzgebung. 
 
Der nächste Mandanten-Informationsbrief wird am 15. Dezember 2018 er-
scheinen. 
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1 Das bundesweite Baukindergeld 

Es ist soweit! Seit dem 18.09.2018 kann das 
bundesweite Baukindergeld bei der Kredit-
anstalt für Wiederaufbau (KfW) online bean-
tragt werden (www.kfw.de/zuschussportal). 
Geld wird derzeit aber noch nicht ausbezahlt. 
Kurioser Hintergrund ist, dass aktuell noch 
gar kein Gesetzestext zum Baukindergeld 
vorliegt. Außerdem können die erforderli-
chen Nachweise zum Baukindergeld voraus-
sichtlich erst ab Ende März 2019 hochgela-
den werden. 
Voraussetzungen für das Baukindergeld 

Die wichtigsten Voraussetzungen für die Ge-
währung von Baukindergeld sind: 

· Förderobjekt: Gefördert wird nur 
selbstgenutztes Wohneigentum in 
Deutschland. Vermietetes Wohnei-
gentum scheidet aus. Außerdem 
muss es sich um den erstmaligen 
Neubau oder Erwerb von selbstge-
nutztem Wohneigentum handeln. 
Wer also bereits eine Wohnimmobi-
lie besitzt, kann das Baukindergeld 
nicht in Anspruch nehmen. Das gilt 
auch, wenn die Wohnimmobilie ver-
mietet ist.  
 

 
· Stichtag: Neubauten sind förderfä-

hig, wenn die Baugenehmigung zwi-
schen dem 01.01.2018 und dem 
31.12.2020 erteilt worden ist. Bei Er-
werb von Neu- oder Bestandsbauten 
muss der notarielle Kaufvertrag zwi-
schen dem 01.01.2018 und dem 
31.12.2020 unterzeichnet worden 
sein. 

· Kinder: Gefördert wird nur, wer für 
mindestens ein nicht volljähriges 
Kind kindergeldberechtigt ist und 
mit diesem zusammen in einem 
Haushalt lebt. Möglich ist auch, dass 
zwar nicht der Eigentümer der 
Wohnimmobilie selbst kindergeld-
berechtigt ist, sondern eine andere 
Person im selben Haushalt (z.B. bei 
Patch-Work-Familien). 

· Einkommensgrenzen: Das zu ver-
steuernde Haushaltseinkommen darf 
bei Haushalten mit einem Kind 
durchschnittlich 90.000 € pro Jahr 
nicht überschreiten. Für jedes wei-
tere Kind erhöht sich diese Einkom-
mensgrenze um 15.000 €. Bei einem 
Haushalt mit zwei Kindern liegt die 
Einkommensgrenze also z.B. bei 
105.000 €. 
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· Maßgebendes Einkommen in der 
Vergangenheit: Es ist für das Bau-
kindergeld nicht das aktuelle Ein-
kommen, sondern das Einkommen 
aus dem vorletzten und dem vorvor-
letzten Jahr heranzuziehen. Für An-
träge auf Baukindergeld im Jahr 
2018 ist also das Einkommen aus den 
Jahren 2015 und 2016 maßgeblich. 
Hieraus wird der Durchschnitt gebil-
det. Abgestellt wird stets auf die 
Werte aus den entsprechenden Steu-
erbescheiden.  

· Antrag: Das Baukindergeld wird nur 
auf Antrag gewährt. Der Antrag ist 
spätestens drei Monate nach Einzug 
in die Wohnimmobilie zu stellen. Er 
kann jedoch frühestens ab dem Zeit-
punkt des Einzugs gestellt werden. 
Es gibt also ein Zeitfenster von drei 
Monaten. 

Höhe des Baukindergeldes 

Das Baukindergeld beträgt 1.200 € pro Jahr 
für jedes Kind unter 18 Jahren. Es wird maxi-
mal zehn Jahre lang gewährt. Pro Kind sind 
somit maximal 12.000 € Förderung über den 
gesamten Förderzeitraum möglich. 
Offene Fragen 

Da zum Baukindergeld aktuell noch kein Ge-
setzestext existiert, sind derzeit viele Fragen 
offen. Jedenfalls sollten aber bei rechtzeiti-
ger Planung steuerliche Gestaltungen auch 
für das Baukindergeld genutzt werden kön-
nen, denn für das maßgebliche Einkommen 
ist ausschließlich auf die Werte aus den 
Steuerbescheiden für die betreffenden Jahre 
abzustellen. 
Nicht klar ist aber beispielsweise, ob 
Wohnimmobilien förderfähig sind, die von 
nahen Angehörigen verbilligt gekauft wur-
den (- statt in vollem Umfang geschenkt). 
Die weiteren Entwicklungen zum Baukinder-
geld sind daher mit Spannung zu verfolgen. 

2 Tu felix Bavaria – Das Bayerische 
Baukindergeld Plus 

Sofern eine Person das bundesweite Baukin-
dergeld bezieht, gewährt der Freistaat Bay-
ern eine zusätzliche Förderung. Sie beträgt 
300 € je Kind, für das Baukindergeld bezahlt 
wird. Zuständig für die Auszahlung der För-
derung ist die Bayerische Landesbodenkre-
ditanstalt (BayernLabo). 
Die Förderung wird jedoch nur an Personen 
ausbezahlt, die zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung seit mindestens einem Jahr ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in 
Bayern haben. 
Außerdem förderberechtigt sind Personen, 
die zwar „neu zugezogen“ in Bayern leben, 
aber 

· zum Zeitpunkt der Antragstellung 
seit mindestens einem Jahr dauerhaft 
einer Erwerbstätigkeit in Bayern 
nachgehen, oder 

· im Zeitraum ab dem 01.01.2018 bis 
zum 01.09.2018 die Baugenehmi-
gung für ihr Eigenheim erhalten oder 
einen notariellen Kaufvertrag abge-
schlossen haben. 

3 Die Bayerische Eigenheimzulage 

Zusätzlich und völlig unabhängig vom bun-
desweiten Baukindergeld und dem Bayeri-
schen Baukindergeld Plus gewährt der Frei-
staat Bayern eine weitere Förderung für den 
Bau oder die Anschaffung von selbstgenutz-
tem Wohneigentum – die sog. „Bayerische Ei-
genheimzulage“.  
Voraussetzungen für die Bayerische Ei-
genheimzulage 

Die Voraussetzungen für die Gewährung der 
bayerischen Eigenheimzulage lehnen sich 
zwar zum Teil an diejenigen des bundeswei-
ten Baukindergeldes an, sie sind aber nicht 
identisch. Die wichtigsten Voraussetzungen 
sind: 

· Förderobjekt: Gefördert werden 
der Neubau und der Erwerb von Ein- 
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oder Zweifamilienhäusern und Ei-
gentumswohnungen. Außerdem ist 
die Änderung oder Erweiterung ei-
nes bestehenden Gebäudes förderfä-
hig, wenn dadurch eine zusätzliche 
Wohnung geschaffen wird.  

· Stichtag: Die Baugenehmigung muss 
nach dem 30.06.2018 erteilt bzw. der 
notarielle Kaufvertrag nach diesem 
Datum abgeschlossen worden sein. 

· Kinder: Kinder sind für die Bayeri-
sche Eigenheimzulage nicht erfor-
derlich. Es werden also auch kinder-
lose Haushalte gefördert. 

· Einkommensgrenzen: Das zu ver-
steuernde jährliche Haushaltsein-
kommen darf folgende Beträge nicht 
überschreiten: 

o für einen Einpersonenhaus-
halt 50.000 € 

o für einen Zwei- oder Mehr-
personenhaushalt ohne Kind 
75.000 € 

o für einen Haushalt mit einem 
Kind 90.000 € 

Für jedes weitere Kind erhöht sich 
die Einkommensgrenze um 15.000 €. 

· Maßgebendes Einkommen in der 
Vergangenheit: Wie beim bundes-
weiten Baukindergeld ist das Ein-
kommen des vorletzten und des vor-
vorletzten Jahres maßgebend. Hie-
raus wird der Durchschnitt gebildet. 
Abgestellt wird stets auf die Werte 
aus den entsprechenden Steuerbe-
scheiden.  

· Antrag: Die Bayerische Eigenheim-
zulage wird nur auf Antrag gewährt. 
Der Antrag ist ab Bezug der Wohnim-
mobilie und bis spätestens sechs Mo-
nate danach zulässig. Es besteht also 
ein Zeitfenster von sechs Monaten. 

Höhe der Bayerischen Eigenheimzulage 

Die Bayerische Eigenheimzulage wird als 
einmaliger Festbetrag ausbezahlt. Sie beträgt 
10.000 €. Wird die Selbstnutzung aber inner-
halb von fünf Jahren nach dem Bezug aufge-
geben, ist für jedes volle Kalenderjahr der 
nicht zweckentsprechenden Nutzung ein 
Fünftel des Förderbetrags zurückzuerstat-
ten. 
Ausschlusstatbestände 

Nicht gefördert werden allerdings 
· Personen, die bereits einmal die Bay-

erische Eigenheimzulage erhalten 
haben, 

· eine Ferien- oder Wochenend-woh-
nung, sowie einzelne Wohnräume 

· die Übertragung im Wege der Erb-
folge, testamentarischen Verfügung 
oder Schenkung, 

· der Erwerb oder die Eigentumsüber-
tragung zwischen Ehegatten, Lebens-
partnern und Partnern einer sonsti-
gen auf Dauer angelegten Lebensge-
meinschaft oder Verwandten in gera-
der Linie. 
 

Beispiel 

Eine Familie mit zwei Kindern kann in Bay-
ern also maximal folgende Förderung erhal-
ten, wenn die jeweiligen Anspruchsvoraus-
setzungen erfüllt sind: 

Bundesweites Baukinder-
geld: 

je Kind 1.200 € p.a. à 2 Kinder 
à 2.400 € p.a. 
im Zehnjahreszeitraum =   24.000 € 
Bayerisches Baukindergeld 
Plus:  

je Kind 300 € p.a. à 2 Kinder 
à 600 € p.a. 
im Zehnjahreszeitraum = 6.000 € 
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Bayerische Eigenheimzu-
lage: 

einmaliger Festbetrag =   10.000 € 
Summe = 40.000 € 

4 Geschenke an Geschäftspartner – 
Worauf ist steuerlich zu achten? 

Weihnachten steht zwar noch nicht unmittel-
bar vor der Tür. Die Zeit bis dahin ist jedoch 
auch nicht mehr weit. Regelmäßig wird die 
Weihnachtszeit dazu genutzt, wichtigen Ge-
schäftspartnern für die erfolgreiche Zusam-
menarbeit und als Zeichen der Wertschät-
zung eine (mehr oder weniger) kleine Auf-
merksamkeit zukommen zu lassen. Alle 
Jahre wieder stellt sich daher die Frage nach 
den steuerlichen Besonderheiten bei Ge-
schenken.  
35 €-Grenze 

Die Aufwendungen für Geschenke an Ge-
schäftspartner (z.B. Kalender, Flasche Wein, 
Schokolade, Buch,…) kann der Schenker 
grundsätzlich in vollem Umfang steuerlich 
abziehen. Übersteigen die Anschaffungs- 
bzw. Herstellungskosten für das Geschenk 
allerdings die Grenze von 35 €, so ist der Be-
triebsausgabenabzug ausgeschlossen.  
Ob es sich bei der 35 €-Grenze um eine 
Brutto- oder Nettogrenze handelt, hängt da-
von ab, ob der Schenker zum Vorsteuerabzug 
berechtigt ist. Falls ja, handelt es sich um eine 
Nettogrenze (d.h. maximaler Betrag ist dann 
35 € zzgl. Umsatzsteuer). Ansonsten stellen 
die 35 € eine Bruttogrenze dar. 
Hinweis: 
Bei der Prüfung der 35 €-Grenze sind alle Ge-
schenke, die ein Empfänger in einem Wirt-
schaftsjahr erhält, zusammenzurechnen. 
Wird die Freigrenze von 35 € überschritten, 
entfällt der Betriebsausgabenabzug in vol-
lem Umfang. Damit überprüft werden kann, 
welcher Geschäftspartner im Laufe des Jah-
res welche Geschenke erhalten hat, ist der 
Name des Geschenkeempfängers durch ge-
sonderte Aufzeichnungen zu dokumentieren 
(z.B. mittels Geschenkeliste). 

Streuwerbeartikel (bis 10 €) 

Streuwerbeartikel sind Werbemittel, die 
durch ihre breite Streuung eine Vielzahl von 
Menschen erreichen und damit den Bekannt-
heitsgrad des Unternehmens steigern (z.B. 
Kugelschreiber, Kalender, Schlüsselanhän-
ger,…). Sie stellen steuerlich keine Ge-
schenke dar. Die Aufwendungen hierfür sind 
stets steuerlich absetzbar. Aus Vereinfa-
chungsgründen geht die Finanzverwaltung 
davon aus, dass nur Sachzuwendungen bis zu 
einem Wert von 10 € stets Streuwerbeartikel 
sind, deren Anschaffungs- bzw. Herstellungs-
kosten abziehbar sind. 
Unbedingt prüfen: Soll Pauschalbesteue-
rung angewendet werden? 

Beim Empfänger des Geschenks liegen be-
züglich der erhaltenen Geschenke grundsätz-
lich steuerpflichtige Einnahmen vor. Der be-
schenkte Geschäftspartner muss die erhalte-
nen Geschenke also in seiner Einkommen-
steuererklärung angeben und diese versteu-
ern.  
Dies kann mit Aufwand, Ärger und Unan-
nehmlichkeiten verbunden sein, so dass der 
eigentliche Zweck des Geschenks (nämlich 
beim Geschäftspartner in guter Erinnerung 
zu bleiben) ins Gegenteil verkehrt wird. Um 
hier Abhilfe zu schaffen, kann der Schenker 
die Steuer, die sein Geschenk beim Be-
schenkten auslöst, für diesen mitüberneh-
men. Dies geht allerdings nur in pauschaler 
Form i.H.v. 30 % zzgl. Soli und pauschaler 
Kirchensteuer. Voraussetzung ist ein ent-
sprechender Antrag. 
Wichtig ist, dass das Wahlrecht zur Pauscha-
lierung der Einkommensteuer nur einheit-
lich für alle Geschenke ausgeübt werden 
kann (für Geschenke an Arbeitnehmer kann 
das Wahlrecht aber separat ausgeübt wer-
den). Der Schritt muss also wohl überlegt 
sein. 
Hinweis: 
Ausgenommen von Pauschalierungsent-
scheidung für Geschenke sind Privatkunden 
und ausländische Kunden. Bei diesen i.d.R. 
liegen keine steuerpflichtigen Einnahmen 
vor. 
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Geschenke an Arbeitnehmer 

Für Geschenke an Arbeitnehmer gelten an-
dere Regelungen. Die Aufwendungen hierfür 
sind stets als Betriebsausgabe voll abziehbar. 
Auch bei Arbeitnehmern unterliegen die er-
haltenen Geschenke aber als Sachbezüge 
grundsätzlich der Lohnsteuer. Diese kann 
vom Arbeitgeber ebenfalls pauschal über-
nommen werden (i.H.v. 30 % zzgl. Soli und 
pauschale Kirchensteuer). Kein Arbeitslohn 
liegt jedoch vor, wenn bei Sachbezügen die 
sog. „44 €-Grenze“ nicht überschritten wird. 
Sie gilt pro Monat. Für diese Grenze sind da-
her alle Geschenke/Sachbezüge an diesen 
Arbeitnehmer aus dem jeweiligen Kalender-
monat zu addieren. 

5 Entschädigung für Überspannung ei-
nes Grundstücks mit Stromleitung 
nicht steuerbar 

In einem kürzlich veröffentlichten Urteil 
hatte der Bundesfinanzhof (BFH) darüber 
zu entscheiden, ob eine Entschädigung für 
die Überspannung eines Grundstücks mit ei-
ner Stromleitung der Einkommensteuer un-
terliegt.  
Im Streitfall wurde das selbstbewohnte 
Hausgrundstück eines Steuerpflichtigen 
beim Bau einer Stromtrasse mit einer Hoch-
spannungsleitung überspannt. Der Netzbe-
treiber bot dem Steuerpflichtigen für die Er-
laubnis, das Grundstück überspannen zu 
dürfen, eine Entschädigung an. Diese nahm 
der Betroffene an, da ansonsten eine 
Zwangsversteigerung des Grundstücks ge-
droht hätte. Fraglich war, ob diese Entschä-
digung der Besteuerung unterliegt. 
Der BFH hat die Frage nun im Sinne des 
Steuerpflichtigen entschieden. Wird die Er-
laubnis zur Überspannung eines Grund-
stücks mit einer Stromleitung erteilt, um ei-
ner drohenden Zwangsenteignung zuvorzu-
kommen, liegen nach Ansicht der Richter 
keine „Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung“ oder „sonstige Einkünfte“ vor. Die 
Entschädigungszahlung ist daher nicht steu-
erbar. 

6 Ehe für alle bringt möglicherweise 
Steuersegen für gleichgeschlechtli-
che Paare 

Ein jüngst veröffentlichtes Urteil des Finanz-
gerichts Hamburg weckt bei vielen gleichge-
schlechtlichen Paaren berechtigte Hoffnun-
gen auf Steuererstattungen. Voraussetzung 
ist jedoch, dass das Paar bisher in einer ein-
getragenen Lebenspartnerschaft gelebt hat 
und diese nun zivilrechtlich in eine Ehe um-
gewandelt wurde. Dies ist gesetzlich erst 
seit 2017 möglich. 
Hintergrund 

Hintergrund ist, dass verheiratete Paare 
steuerlich vom sog. „Splitting-Tarif“ profitie-
ren können. Paaren in eingetragenen Leben-
spartnerschaften war dieser Steuervorteil 
verwehrt. Durch die Umwandlung der ein-
getragenen Lebenspartnerschaften in voll-
wertige Ehen im Rahmen des Eheöffnungs-
gesetzes vom 20.07.2017, steht nunmehr 
auch Paaren, die in gleichgeschlechtlichen 
Ehen leben, der Splitting-Tarif zu.  
Der Sachverhalt 

Die Kläger lebten seit dem Jahr 2001 nicht 
getrennt in eingetragener Lebenspartner-
schaft. Nach Inkrafttreten des Eheöffnungs-
gesetzes wurde die eingetragene Lebens-
partnerschaft der Kläger auf ihre entspre-
chenden Erklärungen hin in eine Ehe umge-
wandelt. 
Die Kläger beantragten im Jahr 2017 die 
Aufhebung ihrer bisherigen jeweiligen Be-
scheide seit dem Jahr 2001 und beantragten 
für die betroffenen Jahre rückwirkend die 
Zusammenveranlagung, um in den Genuss 
des Splitting-Tarifs zu kommen. 
Das Finanzamt lehnte die Änderung der be-
troffenen Steuerbescheide ab, da diese be-
reits bestandskräftig seien. Die Wirkungen 
der Umwandlung einer Lebenspartnerschaft 
in eine Ehe seien nämlich auf noch nicht ab-
geschlossene Sachverhalte beschränkt. Es 
handele sich bei der Umwandlung insbeson-
dere nicht um ein rückwirkendes Ereignis, 
dass eine nachträgliche Änderung der be-
standskräftigen Steuerbescheide ermögli-
che. 
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Die Entscheidung des Finanzgerichts 
Hamburg 

Das Finanzgericht Hamburg gab indes den 
Klägern Recht. Die Richter stuften die Rege-
lungen des Eheöffnungsgesetzes sehr wohl 
als rückwirkendes Ereignis ein. Somit könn-
ten auch formell bestandskräftige Steuerbe-
scheide noch geändert werden.  
Entscheidung des BFH steht noch aus 

Das letzte Wort wird aber der BFH haben. 
Die Revision wurde wegen grundsätzlicher 
Bedeutung zugelassen. Die Entscheidung 
des BFH steht noch aus. 
Handlungsempfehlung 

Betroffen sind Paare, die ihre eingetragene 
Lebenspartnerschaft in eine Ehe umwan-
deln lassen haben. Diese Paare sollten, wenn 
sie rückwirkend vom Splitting-Tarif profitie-
ren wollen, gegen alle Steuerfestsetzung seit 
Begründung der eingetragenen Lebenspart-
nerschaft Einspruch einlegen. Bis zur Ent-
scheidung des BFH kann Ruhen des Verfah-
rens beantragt werden. 
Eine Festsetzungsverjährung steht den be-
gehrten Bescheidänderungen derzeit jeden-
falls nicht entgegen. Denn bei rückwirken-
den Ereignissen beginnt die vierjährige 
Festsetzungsfrist erst mit Ablauf des Kalen-
derjahres, in dem das Ereignis eintritt, hier 
also frühestens mit Ablauf des Jahres 2017. 

7 „Mehr netto vom brutto“ – Netto-
lohnoptimierung sorgt für zufrie-
dene Mitarbeiter 

Der Arbeitsmarkt ist - in Zeiten des Fachkräf-
temangels - in vielen Branchen ein Arbeit-
nehmermarkt. Wertvolle Mitarbeiter zu hal-
ten, ist daher für viele Unternehmen oberstes 
Gebot. Die steuerlich geschickte Ausgestal-
tung von Lohnbestandteilen kann hier 
durchaus ein Wettbewerbsvorteil sein. Auch 
bei etwaigen  Gehaltsverhandlungen lassen 
sich so „Win-Win-Situationen“ erzielen. 
Nachfolgend werden einige interessante Ge-
staltungsmöglichkeiten genannt, die oft sich 
vergleichsweise einfach umsetzen lassen: 

· Bahncard: Hat ein Arbeitnehmer die 
Erlaubnis, seine vom Arbeitgeber be-
schaffte Bahncard (25/50/100) nicht 
nur beruflich, sondern auch privat zu 
nutzen, so stellt dies einen geldwer-
ten Vorteil dar. Dieser ist jedoch steu-
erfrei, wenn (wie meistens) die Kos-
ten der Bahncard tatsächlich niedri-
ger sind, als die ersparten Aufwen-
dungen für die beruflichen Fahrten. 

· Fortbildungen: Trägt der Arbeitge-
ber für den Arbeitnehmer Fortbil-
dungskosten, so sind die hieraus ent-
stehenden geldwerten Vorteile steu-
erfrei, wenn die Bildungsmaßnahme 
im überwiegenden Interesse des Ar-
beitgebers erfolgt. Es reicht aus, 
wenn sich die Einsatzfähigkeit des 
Mitarbeiters dadurch erhöhen soll. 
Ein Bezug zur konkreten Tätigkeit 
des Arbeitnehmers ist also erforder-
lich. Bei Sprachkursen (auch im Aus-
land) dürfte diese Voraussetzung 
beispielsweise aber meist erfüllt 
sein. 

· Gesundheitsförderung: Leistungen 
des Arbeitgebers zur Verbesserung 
des allgemeinen Gesundheitszu-
stands und der betrieblichen Ge-
sundheitsförderung können bis zu ei-
nem Betrag von 500 € je Arbeitneh-
mer jährlich steuerfrei sein. In Frage 
kommen z.B. Rückentraining, Yoga, 
Maßnahmen zur Stressbewältigung, 
Suchtprävention, usw. 

· Gutscheine: Sachzuwendungen an 
Arbeitnehmer bleiben bis zu 44 € im 
Monat beim Arbeitslohn außer An-
satz. Die Zuwendung kann auch in 
Form von Gutscheinen erfolgen (z.B. 
für Tanken, Online-Einkauf, Super-
markt). 

· Kinderbetreuung: Übernimmt der 
Arbeitgeber (teilweise) Kosten zur 
kurzfristigen Betreuung von Kin-
dern, die das 14. Lebensjahr noch 
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nicht vollendet haben (also z.B. den 
Babysitter), so sind die Beträge bis zu 
einem Betrag von maximal 600 € im 
Kalenderjahr steuerfrei. Vorausset-
zung ist aber, dass die Betreuung aus 
zwingenden und beruflich veranlass-
ten Gründen notwendig ist (z.B. be-
rufliche Fortbildung, Geschäftsreise 
zu außergewöhnlichen Zeiten). Die 
gleiche Regelung gilt überdies auch 
bei Kosten für die Betreuung von 
pflegebedürftigen Angehörigen des 
Arbeitnehmers. 

· Kindergarten, Kita, Kindergrippe, 
u.ä.: Steuerfrei sind Leistungen des 
Arbeitgebers zur Unterbringung und 
Betreuung von nicht schulpflichtigen 
Kindern der Arbeitnehmer in Kinder-
gärten oder vergleichbaren Einrich-
tungen. Steuerfrei sind die direkte 
Kostenübernahme und auch Barzu-
schüsse an den Arbeitnehmer. 

· Laptop und Co. für Arbeitnehmer: 
Übereignet der Arbeitgeber dem Ar-
beitnehmer unentgeltlich oder ver-
billigt ein Datenverarbeitungsgerät 
(z.B. Laptop) oder Zubehör hierzu 
(z.B. Kabel, Scanner, Drucker, Fest-
platten, usw.), so ist der sich hieraus 
ergebende geldwerte Vorteil zwar 
nicht steuerfrei. Er kann jedoch pau-
schal mit 25 % und damit günstig be-
steuert werden. Sozialversicherungs-
beiträge fallen hierauf i.d.R. nicht an.  

· Private Nutzung Laptop und Co.: 
Überlässt der Arbeitgeber betriebli-
che Datenverarbeitungs- oder Tele-
kommunikationsgeräte (z.B. Laptop, 
Smartphone und Co.) an seine Arbeit-
nehmer zur privaten Nutzung, so ent-
steht hierdurch ein geldwerter Vor-
teil. Dieser ist steuerfrei. Unerheblich 
ist, ob die überlassenen Geräte zum 
Teil auch betrieblich genutzt werden. 

Ob die o.g. Maßnahmen im konkreten Einzel-
fall möglich sind, muss aber stets anhand der 
jeweiligen Umstände individuell geprüft 
werden. Zum Teil sind besondere Vorausset-
zungen oder Dokumentations-erfordernisse 
zu beachten. Zu den genauen Details beraten 
wir Sie gerne. 

8 Weitere Informationen 

Die vorstehenden Ausführungen und Bei-
träge sind nach bestem Wissen und Kennt-
nisstand verfasst worden. Es handelt sich 
nicht um abschließende Informationen und 
ersetzt keine Beratung. Eine Haftung für den 
Inhalt dieses Informationsbriefs kann daher 
nicht übernommen werden. 
Gerne beraten wir Sie zu diesen und anderen 
Themen. 
Bitte vereinbaren Sie bei Interesse einen Be-
sprechungstermin. Wir analysieren individu-
ell Ihre persönliche Situation, zeigen Ihnen 
Vor- und Nachteile auf und geben Ihnen Ge-
staltungsempfehlungen. 

 



 

  

MANDANTEN-INFOR-
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zum 01. November 2018 

Johann-Erwin Graf Jan Böttcher Michael Ferstl 
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Steuerberater Steuerberater Steuerberater 

 

Mit dem vorliegenden Mandanten-Informationsbrief möchten wir Sie wie-
der über verschiedene interessante und aktuelle Themen informieren – ein 
bunter Strauß aus Praxisfragen, Rechtsprechung und Gesetzgebung. 
 
Der nächste Mandanten-Informationsbrief wird am 15. Dezember 2018 er-
scheinen. 
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1 Das bundesweite Baukindergeld 

Es ist soweit! Seit dem 18.09.2018 kann das 
bundesweite Baukindergeld bei der Kredit-
anstalt für Wiederaufbau (KfW) online bean-
tragt werden (www.kfw.de/zuschussportal). 
Geld wird derzeit aber noch nicht ausbezahlt. 
Kurioser Hintergrund ist, dass aktuell noch 
gar kein Gesetzestext zum Baukindergeld 
vorliegt. Außerdem können die erforderli-
chen Nachweise zum Baukindergeld voraus-
sichtlich erst ab Ende März 2019 hochgela-
den werden. 
Voraussetzungen für das Baukindergeld 

Die wichtigsten Voraussetzungen für die Ge-
währung von Baukindergeld sind: 

· Förderobjekt: Gefördert wird nur 
selbstgenutztes Wohneigentum in 
Deutschland. Vermietetes Wohnei-
gentum scheidet aus. Außerdem 
muss es sich um den erstmaligen 
Neubau oder Erwerb von selbstge-
nutztem Wohneigentum handeln. 
Wer also bereits eine Wohnimmobi-
lie besitzt, kann das Baukindergeld 
nicht in Anspruch nehmen. Das gilt 
auch, wenn die Wohnimmobilie ver-
mietet ist.  
 

 
· Stichtag: Neubauten sind förderfä-

hig, wenn die Baugenehmigung zwi-
schen dem 01.01.2018 und dem 
31.12.2020 erteilt worden ist. Bei Er-
werb von Neu- oder Bestandsbauten 
muss der notarielle Kaufvertrag zwi-
schen dem 01.01.2018 und dem 
31.12.2020 unterzeichnet worden 
sein. 

· Kinder: Gefördert wird nur, wer für 
mindestens ein nicht volljähriges 
Kind kindergeldberechtigt ist und 
mit diesem zusammen in einem 
Haushalt lebt. Möglich ist auch, dass 
zwar nicht der Eigentümer der 
Wohnimmobilie selbst kindergeld-
berechtigt ist, sondern eine andere 
Person im selben Haushalt (z.B. bei 
Patch-Work-Familien). 

· Einkommensgrenzen: Das zu ver-
steuernde Haushaltseinkommen darf 
bei Haushalten mit einem Kind 
durchschnittlich 90.000 € pro Jahr 
nicht überschreiten. Für jedes wei-
tere Kind erhöht sich diese Einkom-
mensgrenze um 15.000 €. Bei einem 
Haushalt mit zwei Kindern liegt die 
Einkommensgrenze also z.B. bei 
105.000 €. 
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· Maßgebendes Einkommen in der 
Vergangenheit: Es ist für das Bau-
kindergeld nicht das aktuelle Ein-
kommen, sondern das Einkommen 
aus dem vorletzten und dem vorvor-
letzten Jahr heranzuziehen. Für An-
träge auf Baukindergeld im Jahr 
2018 ist also das Einkommen aus den 
Jahren 2015 und 2016 maßgeblich. 
Hieraus wird der Durchschnitt gebil-
det. Abgestellt wird stets auf die 
Werte aus den entsprechenden Steu-
erbescheiden.  

· Antrag: Das Baukindergeld wird nur 
auf Antrag gewährt. Der Antrag ist 
spätestens drei Monate nach Einzug 
in die Wohnimmobilie zu stellen. Er 
kann jedoch frühestens ab dem Zeit-
punkt des Einzugs gestellt werden. 
Es gibt also ein Zeitfenster von drei 
Monaten. 

Höhe des Baukindergeldes 

Das Baukindergeld beträgt 1.200 € pro Jahr 
für jedes Kind unter 18 Jahren. Es wird maxi-
mal zehn Jahre lang gewährt. Pro Kind sind 
somit maximal 12.000 € Förderung über den 
gesamten Förderzeitraum möglich. 
Offene Fragen 

Da zum Baukindergeld aktuell noch kein Ge-
setzestext existiert, sind derzeit viele Fragen 
offen. Jedenfalls sollten aber bei rechtzeiti-
ger Planung steuerliche Gestaltungen auch 
für das Baukindergeld genutzt werden kön-
nen, denn für das maßgebliche Einkommen 
ist ausschließlich auf die Werte aus den 
Steuerbescheiden für die betreffenden Jahre 
abzustellen. 
Nicht klar ist aber beispielsweise, ob 
Wohnimmobilien förderfähig sind, die von 
nahen Angehörigen verbilligt gekauft wur-
den (- statt in vollem Umfang geschenkt). 
Die weiteren Entwicklungen zum Baukinder-
geld sind daher mit Spannung zu verfolgen. 

2 Tu felix Bavaria – Das Bayerische 
Baukindergeld Plus 

Sofern eine Person das bundesweite Baukin-
dergeld bezieht, gewährt der Freistaat Bay-
ern eine zusätzliche Förderung. Sie beträgt 
300 € je Kind, für das Baukindergeld bezahlt 
wird. Zuständig für die Auszahlung der För-
derung ist die Bayerische Landesbodenkre-
ditanstalt (BayernLabo). 
Die Förderung wird jedoch nur an Personen 
ausbezahlt, die zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung seit mindestens einem Jahr ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in 
Bayern haben. 
Außerdem förderberechtigt sind Personen, 
die zwar „neu zugezogen“ in Bayern leben, 
aber 

· zum Zeitpunkt der Antragstellung 
seit mindestens einem Jahr dauerhaft 
einer Erwerbstätigkeit in Bayern 
nachgehen, oder 

· im Zeitraum ab dem 01.01.2018 bis 
zum 01.09.2018 die Baugenehmi-
gung für ihr Eigenheim erhalten oder 
einen notariellen Kaufvertrag abge-
schlossen haben. 

3 Die Bayerische Eigenheimzulage 

Zusätzlich und völlig unabhängig vom bun-
desweiten Baukindergeld und dem Bayeri-
schen Baukindergeld Plus gewährt der Frei-
staat Bayern eine weitere Förderung für den 
Bau oder die Anschaffung von selbstgenutz-
tem Wohneigentum – die sog. „Bayerische Ei-
genheimzulage“.  
Voraussetzungen für die Bayerische Ei-
genheimzulage 

Die Voraussetzungen für die Gewährung der 
bayerischen Eigenheimzulage lehnen sich 
zwar zum Teil an diejenigen des bundeswei-
ten Baukindergeldes an, sie sind aber nicht 
identisch. Die wichtigsten Voraussetzungen 
sind: 

· Förderobjekt: Gefördert werden 
der Neubau und der Erwerb von Ein- 
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oder Zweifamilienhäusern und Ei-
gentumswohnungen. Außerdem ist 
die Änderung oder Erweiterung ei-
nes bestehenden Gebäudes förderfä-
hig, wenn dadurch eine zusätzliche 
Wohnung geschaffen wird.  

· Stichtag: Die Baugenehmigung muss 
nach dem 30.06.2018 erteilt bzw. der 
notarielle Kaufvertrag nach diesem 
Datum abgeschlossen worden sein. 

· Kinder: Kinder sind für die Bayeri-
sche Eigenheimzulage nicht erfor-
derlich. Es werden also auch kinder-
lose Haushalte gefördert. 

· Einkommensgrenzen: Das zu ver-
steuernde jährliche Haushaltsein-
kommen darf folgende Beträge nicht 
überschreiten: 

o für einen Einpersonenhaus-
halt 50.000 € 

o für einen Zwei- oder Mehr-
personenhaushalt ohne Kind 
75.000 € 

o für einen Haushalt mit einem 
Kind 90.000 € 

Für jedes weitere Kind erhöht sich 
die Einkommensgrenze um 15.000 €. 

· Maßgebendes Einkommen in der 
Vergangenheit: Wie beim bundes-
weiten Baukindergeld ist das Ein-
kommen des vorletzten und des vor-
vorletzten Jahres maßgebend. Hie-
raus wird der Durchschnitt gebildet. 
Abgestellt wird stets auf die Werte 
aus den entsprechenden Steuerbe-
scheiden.  

· Antrag: Die Bayerische Eigenheim-
zulage wird nur auf Antrag gewährt. 
Der Antrag ist ab Bezug der Wohnim-
mobilie und bis spätestens sechs Mo-
nate danach zulässig. Es besteht also 
ein Zeitfenster von sechs Monaten. 

Höhe der Bayerischen Eigenheimzulage 

Die Bayerische Eigenheimzulage wird als 
einmaliger Festbetrag ausbezahlt. Sie beträgt 
10.000 €. Wird die Selbstnutzung aber inner-
halb von fünf Jahren nach dem Bezug aufge-
geben, ist für jedes volle Kalenderjahr der 
nicht zweckentsprechenden Nutzung ein 
Fünftel des Förderbetrags zurückzuerstat-
ten. 
Ausschlusstatbestände 

Nicht gefördert werden allerdings 
· Personen, die bereits einmal die Bay-

erische Eigenheimzulage erhalten 
haben, 

· eine Ferien- oder Wochenend-woh-
nung, sowie einzelne Wohnräume 

· die Übertragung im Wege der Erb-
folge, testamentarischen Verfügung 
oder Schenkung, 

· der Erwerb oder die Eigentumsüber-
tragung zwischen Ehegatten, Lebens-
partnern und Partnern einer sonsti-
gen auf Dauer angelegten Lebensge-
meinschaft oder Verwandten in gera-
der Linie. 
 

Beispiel 

Eine Familie mit zwei Kindern kann in Bay-
ern also maximal folgende Förderung erhal-
ten, wenn die jeweiligen Anspruchsvoraus-
setzungen erfüllt sind: 

Bundesweites Baukinder-
geld: 

je Kind 1.200 € p.a. à 2 Kinder 
à 2.400 € p.a. 
im Zehnjahreszeitraum =   24.000 € 
Bayerisches Baukindergeld 
Plus:  

je Kind 300 € p.a. à 2 Kinder 
à 600 € p.a. 
im Zehnjahreszeitraum = 6.000 € 
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Bayerische Eigenheimzu-
lage: 

einmaliger Festbetrag =   10.000 € 
Summe = 40.000 € 

4 Geschenke an Geschäftspartner – 
Worauf ist steuerlich zu achten? 

Weihnachten steht zwar noch nicht unmittel-
bar vor der Tür. Die Zeit bis dahin ist jedoch 
auch nicht mehr weit. Regelmäßig wird die 
Weihnachtszeit dazu genutzt, wichtigen Ge-
schäftspartnern für die erfolgreiche Zusam-
menarbeit und als Zeichen der Wertschät-
zung eine (mehr oder weniger) kleine Auf-
merksamkeit zukommen zu lassen. Alle 
Jahre wieder stellt sich daher die Frage nach 
den steuerlichen Besonderheiten bei Ge-
schenken.  
35 €-Grenze 

Die Aufwendungen für Geschenke an Ge-
schäftspartner (z.B. Kalender, Flasche Wein, 
Schokolade, Buch,…) kann der Schenker 
grundsätzlich in vollem Umfang steuerlich 
abziehen. Übersteigen die Anschaffungs- 
bzw. Herstellungskosten für das Geschenk 
allerdings die Grenze von 35 €, so ist der Be-
triebsausgabenabzug ausgeschlossen.  
Ob es sich bei der 35 €-Grenze um eine 
Brutto- oder Nettogrenze handelt, hängt da-
von ab, ob der Schenker zum Vorsteuerabzug 
berechtigt ist. Falls ja, handelt es sich um eine 
Nettogrenze (d.h. maximaler Betrag ist dann 
35 € zzgl. Umsatzsteuer). Ansonsten stellen 
die 35 € eine Bruttogrenze dar. 
Hinweis: 
Bei der Prüfung der 35 €-Grenze sind alle Ge-
schenke, die ein Empfänger in einem Wirt-
schaftsjahr erhält, zusammenzurechnen. 
Wird die Freigrenze von 35 € überschritten, 
entfällt der Betriebsausgabenabzug in vol-
lem Umfang. Damit überprüft werden kann, 
welcher Geschäftspartner im Laufe des Jah-
res welche Geschenke erhalten hat, ist der 
Name des Geschenkeempfängers durch ge-
sonderte Aufzeichnungen zu dokumentieren 
(z.B. mittels Geschenkeliste). 

Streuwerbeartikel (bis 10 €) 

Streuwerbeartikel sind Werbemittel, die 
durch ihre breite Streuung eine Vielzahl von 
Menschen erreichen und damit den Bekannt-
heitsgrad des Unternehmens steigern (z.B. 
Kugelschreiber, Kalender, Schlüsselanhän-
ger,…). Sie stellen steuerlich keine Ge-
schenke dar. Die Aufwendungen hierfür sind 
stets steuerlich absetzbar. Aus Vereinfa-
chungsgründen geht die Finanzverwaltung 
davon aus, dass nur Sachzuwendungen bis zu 
einem Wert von 10 € stets Streuwerbeartikel 
sind, deren Anschaffungs- bzw. Herstellungs-
kosten abziehbar sind. 
Unbedingt prüfen: Soll Pauschalbesteue-
rung angewendet werden? 

Beim Empfänger des Geschenks liegen be-
züglich der erhaltenen Geschenke grundsätz-
lich steuerpflichtige Einnahmen vor. Der be-
schenkte Geschäftspartner muss die erhalte-
nen Geschenke also in seiner Einkommen-
steuererklärung angeben und diese versteu-
ern.  
Dies kann mit Aufwand, Ärger und Unan-
nehmlichkeiten verbunden sein, so dass der 
eigentliche Zweck des Geschenks (nämlich 
beim Geschäftspartner in guter Erinnerung 
zu bleiben) ins Gegenteil verkehrt wird. Um 
hier Abhilfe zu schaffen, kann der Schenker 
die Steuer, die sein Geschenk beim Be-
schenkten auslöst, für diesen mitüberneh-
men. Dies geht allerdings nur in pauschaler 
Form i.H.v. 30 % zzgl. Soli und pauschaler 
Kirchensteuer. Voraussetzung ist ein ent-
sprechender Antrag. 
Wichtig ist, dass das Wahlrecht zur Pauscha-
lierung der Einkommensteuer nur einheit-
lich für alle Geschenke ausgeübt werden 
kann (für Geschenke an Arbeitnehmer kann 
das Wahlrecht aber separat ausgeübt wer-
den). Der Schritt muss also wohl überlegt 
sein. 
Hinweis: 
Ausgenommen von Pauschalierungsent-
scheidung für Geschenke sind Privatkunden 
und ausländische Kunden. Bei diesen i.d.R. 
liegen keine steuerpflichtigen Einnahmen 
vor. 
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Geschenke an Arbeitnehmer 

Für Geschenke an Arbeitnehmer gelten an-
dere Regelungen. Die Aufwendungen hierfür 
sind stets als Betriebsausgabe voll abziehbar. 
Auch bei Arbeitnehmern unterliegen die er-
haltenen Geschenke aber als Sachbezüge 
grundsätzlich der Lohnsteuer. Diese kann 
vom Arbeitgeber ebenfalls pauschal über-
nommen werden (i.H.v. 30 % zzgl. Soli und 
pauschale Kirchensteuer). Kein Arbeitslohn 
liegt jedoch vor, wenn bei Sachbezügen die 
sog. „44 €-Grenze“ nicht überschritten wird. 
Sie gilt pro Monat. Für diese Grenze sind da-
her alle Geschenke/Sachbezüge an diesen 
Arbeitnehmer aus dem jeweiligen Kalender-
monat zu addieren. 

5 Entschädigung für Überspannung ei-
nes Grundstücks mit Stromleitung 
nicht steuerbar 

In einem kürzlich veröffentlichten Urteil 
hatte der Bundesfinanzhof (BFH) darüber 
zu entscheiden, ob eine Entschädigung für 
die Überspannung eines Grundstücks mit ei-
ner Stromleitung der Einkommensteuer un-
terliegt.  
Im Streitfall wurde das selbstbewohnte 
Hausgrundstück eines Steuerpflichtigen 
beim Bau einer Stromtrasse mit einer Hoch-
spannungsleitung überspannt. Der Netzbe-
treiber bot dem Steuerpflichtigen für die Er-
laubnis, das Grundstück überspannen zu 
dürfen, eine Entschädigung an. Diese nahm 
der Betroffene an, da ansonsten eine 
Zwangsversteigerung des Grundstücks ge-
droht hätte. Fraglich war, ob diese Entschä-
digung der Besteuerung unterliegt. 
Der BFH hat die Frage nun im Sinne des 
Steuerpflichtigen entschieden. Wird die Er-
laubnis zur Überspannung eines Grund-
stücks mit einer Stromleitung erteilt, um ei-
ner drohenden Zwangsenteignung zuvorzu-
kommen, liegen nach Ansicht der Richter 
keine „Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung“ oder „sonstige Einkünfte“ vor. Die 
Entschädigungszahlung ist daher nicht steu-
erbar. 

6 Ehe für alle bringt möglicherweise 
Steuersegen für gleichgeschlechtli-
che Paare 

Ein jüngst veröffentlichtes Urteil des Finanz-
gerichts Hamburg weckt bei vielen gleichge-
schlechtlichen Paaren berechtigte Hoffnun-
gen auf Steuererstattungen. Voraussetzung 
ist jedoch, dass das Paar bisher in einer ein-
getragenen Lebenspartnerschaft gelebt hat 
und diese nun zivilrechtlich in eine Ehe um-
gewandelt wurde. Dies ist gesetzlich erst 
seit 2017 möglich. 
Hintergrund 

Hintergrund ist, dass verheiratete Paare 
steuerlich vom sog. „Splitting-Tarif“ profitie-
ren können. Paaren in eingetragenen Leben-
spartnerschaften war dieser Steuervorteil 
verwehrt. Durch die Umwandlung der ein-
getragenen Lebenspartnerschaften in voll-
wertige Ehen im Rahmen des Eheöffnungs-
gesetzes vom 20.07.2017, steht nunmehr 
auch Paaren, die in gleichgeschlechtlichen 
Ehen leben, der Splitting-Tarif zu.  
Der Sachverhalt 

Die Kläger lebten seit dem Jahr 2001 nicht 
getrennt in eingetragener Lebenspartner-
schaft. Nach Inkrafttreten des Eheöffnungs-
gesetzes wurde die eingetragene Lebens-
partnerschaft der Kläger auf ihre entspre-
chenden Erklärungen hin in eine Ehe umge-
wandelt. 
Die Kläger beantragten im Jahr 2017 die 
Aufhebung ihrer bisherigen jeweiligen Be-
scheide seit dem Jahr 2001 und beantragten 
für die betroffenen Jahre rückwirkend die 
Zusammenveranlagung, um in den Genuss 
des Splitting-Tarifs zu kommen. 
Das Finanzamt lehnte die Änderung der be-
troffenen Steuerbescheide ab, da diese be-
reits bestandskräftig seien. Die Wirkungen 
der Umwandlung einer Lebenspartnerschaft 
in eine Ehe seien nämlich auf noch nicht ab-
geschlossene Sachverhalte beschränkt. Es 
handele sich bei der Umwandlung insbeson-
dere nicht um ein rückwirkendes Ereignis, 
dass eine nachträgliche Änderung der be-
standskräftigen Steuerbescheide ermögli-
che. 
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Die Entscheidung des Finanzgerichts 
Hamburg 

Das Finanzgericht Hamburg gab indes den 
Klägern Recht. Die Richter stuften die Rege-
lungen des Eheöffnungsgesetzes sehr wohl 
als rückwirkendes Ereignis ein. Somit könn-
ten auch formell bestandskräftige Steuerbe-
scheide noch geändert werden.  
Entscheidung des BFH steht noch aus 

Das letzte Wort wird aber der BFH haben. 
Die Revision wurde wegen grundsätzlicher 
Bedeutung zugelassen. Die Entscheidung 
des BFH steht noch aus. 
Handlungsempfehlung 

Betroffen sind Paare, die ihre eingetragene 
Lebenspartnerschaft in eine Ehe umwan-
deln lassen haben. Diese Paare sollten, wenn 
sie rückwirkend vom Splitting-Tarif profitie-
ren wollen, gegen alle Steuerfestsetzung seit 
Begründung der eingetragenen Lebenspart-
nerschaft Einspruch einlegen. Bis zur Ent-
scheidung des BFH kann Ruhen des Verfah-
rens beantragt werden. 
Eine Festsetzungsverjährung steht den be-
gehrten Bescheidänderungen derzeit jeden-
falls nicht entgegen. Denn bei rückwirken-
den Ereignissen beginnt die vierjährige 
Festsetzungsfrist erst mit Ablauf des Kalen-
derjahres, in dem das Ereignis eintritt, hier 
also frühestens mit Ablauf des Jahres 2017. 

7 „Mehr netto vom brutto“ – Netto-
lohnoptimierung sorgt für zufrie-
dene Mitarbeiter 

Der Arbeitsmarkt ist - in Zeiten des Fachkräf-
temangels - in vielen Branchen ein Arbeit-
nehmermarkt. Wertvolle Mitarbeiter zu hal-
ten, ist daher für viele Unternehmen oberstes 
Gebot. Die steuerlich geschickte Ausgestal-
tung von Lohnbestandteilen kann hier 
durchaus ein Wettbewerbsvorteil sein. Auch 
bei etwaigen  Gehaltsverhandlungen lassen 
sich so „Win-Win-Situationen“ erzielen. 
Nachfolgend werden einige interessante Ge-
staltungsmöglichkeiten genannt, die oft sich 
vergleichsweise einfach umsetzen lassen: 

· Bahncard: Hat ein Arbeitnehmer die 
Erlaubnis, seine vom Arbeitgeber be-
schaffte Bahncard (25/50/100) nicht 
nur beruflich, sondern auch privat zu 
nutzen, so stellt dies einen geldwer-
ten Vorteil dar. Dieser ist jedoch steu-
erfrei, wenn (wie meistens) die Kos-
ten der Bahncard tatsächlich niedri-
ger sind, als die ersparten Aufwen-
dungen für die beruflichen Fahrten. 

· Fortbildungen: Trägt der Arbeitge-
ber für den Arbeitnehmer Fortbil-
dungskosten, so sind die hieraus ent-
stehenden geldwerten Vorteile steu-
erfrei, wenn die Bildungsmaßnahme 
im überwiegenden Interesse des Ar-
beitgebers erfolgt. Es reicht aus, 
wenn sich die Einsatzfähigkeit des 
Mitarbeiters dadurch erhöhen soll. 
Ein Bezug zur konkreten Tätigkeit 
des Arbeitnehmers ist also erforder-
lich. Bei Sprachkursen (auch im Aus-
land) dürfte diese Voraussetzung 
beispielsweise aber meist erfüllt 
sein. 

· Gesundheitsförderung: Leistungen 
des Arbeitgebers zur Verbesserung 
des allgemeinen Gesundheitszu-
stands und der betrieblichen Ge-
sundheitsförderung können bis zu ei-
nem Betrag von 500 € je Arbeitneh-
mer jährlich steuerfrei sein. In Frage 
kommen z.B. Rückentraining, Yoga, 
Maßnahmen zur Stressbewältigung, 
Suchtprävention, usw. 

· Gutscheine: Sachzuwendungen an 
Arbeitnehmer bleiben bis zu 44 € im 
Monat beim Arbeitslohn außer An-
satz. Die Zuwendung kann auch in 
Form von Gutscheinen erfolgen (z.B. 
für Tanken, Online-Einkauf, Super-
markt). 

· Kinderbetreuung: Übernimmt der 
Arbeitgeber (teilweise) Kosten zur 
kurzfristigen Betreuung von Kin-
dern, die das 14. Lebensjahr noch 
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nicht vollendet haben (also z.B. den 
Babysitter), so sind die Beträge bis zu 
einem Betrag von maximal 600 € im 
Kalenderjahr steuerfrei. Vorausset-
zung ist aber, dass die Betreuung aus 
zwingenden und beruflich veranlass-
ten Gründen notwendig ist (z.B. be-
rufliche Fortbildung, Geschäftsreise 
zu außergewöhnlichen Zeiten). Die 
gleiche Regelung gilt überdies auch 
bei Kosten für die Betreuung von 
pflegebedürftigen Angehörigen des 
Arbeitnehmers. 

· Kindergarten, Kita, Kindergrippe, 
u.ä.: Steuerfrei sind Leistungen des 
Arbeitgebers zur Unterbringung und 
Betreuung von nicht schulpflichtigen 
Kindern der Arbeitnehmer in Kinder-
gärten oder vergleichbaren Einrich-
tungen. Steuerfrei sind die direkte 
Kostenübernahme und auch Barzu-
schüsse an den Arbeitnehmer. 

· Laptop und Co. für Arbeitnehmer: 
Übereignet der Arbeitgeber dem Ar-
beitnehmer unentgeltlich oder ver-
billigt ein Datenverarbeitungsgerät 
(z.B. Laptop) oder Zubehör hierzu 
(z.B. Kabel, Scanner, Drucker, Fest-
platten, usw.), so ist der sich hieraus 
ergebende geldwerte Vorteil zwar 
nicht steuerfrei. Er kann jedoch pau-
schal mit 25 % und damit günstig be-
steuert werden. Sozialversicherungs-
beiträge fallen hierauf i.d.R. nicht an.  

· Private Nutzung Laptop und Co.: 
Überlässt der Arbeitgeber betriebli-
che Datenverarbeitungs- oder Tele-
kommunikationsgeräte (z.B. Laptop, 
Smartphone und Co.) an seine Arbeit-
nehmer zur privaten Nutzung, so ent-
steht hierdurch ein geldwerter Vor-
teil. Dieser ist steuerfrei. Unerheblich 
ist, ob die überlassenen Geräte zum 
Teil auch betrieblich genutzt werden. 

Ob die o.g. Maßnahmen im konkreten Einzel-
fall möglich sind, muss aber stets anhand der 
jeweiligen Umstände individuell geprüft 
werden. Zum Teil sind besondere Vorausset-
zungen oder Dokumentations-erfordernisse 
zu beachten. Zu den genauen Details beraten 
wir Sie gerne. 

8 Weitere Informationen 

Die vorstehenden Ausführungen und Bei-
träge sind nach bestem Wissen und Kennt-
nisstand verfasst worden. Es handelt sich 
nicht um abschließende Informationen und 
ersetzt keine Beratung. Eine Haftung für den 
Inhalt dieses Informationsbriefs kann daher 
nicht übernommen werden. 
Gerne beraten wir Sie zu diesen und anderen 
Themen. 
Bitte vereinbaren Sie bei Interesse einen Be-
sprechungstermin. Wir analysieren individu-
ell Ihre persönliche Situation, zeigen Ihnen 
Vor- und Nachteile auf und geben Ihnen Ge-
staltungsempfehlungen. 

 



 

  

MANDANTEN-INFOR-
MATIONSBRIEF 

zum 01. November 2018 

Johann-Erwin Graf Jan Böttcher Michael Ferstl 
Dipl.-Finanzwirt (FH) LL.M. Dipl.-Finanzwirt (FH) 
Steuerberater Steuerberater Steuerberater 

 

Mit dem vorliegenden Mandanten-Informationsbrief möchten wir Sie wie-
der über verschiedene interessante und aktuelle Themen informieren – ein 
bunter Strauß aus Praxisfragen, Rechtsprechung und Gesetzgebung. 
 
Der nächste Mandanten-Informationsbrief wird am 15. Dezember 2018 er-
scheinen. 
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1 Das bundesweite Baukindergeld 

Es ist soweit! Seit dem 18.09.2018 kann das 
bundesweite Baukindergeld bei der Kredit-
anstalt für Wiederaufbau (KfW) online bean-
tragt werden (www.kfw.de/zuschussportal). 
Geld wird derzeit aber noch nicht ausbezahlt. 
Kurioser Hintergrund ist, dass aktuell noch 
gar kein Gesetzestext zum Baukindergeld 
vorliegt. Außerdem können die erforderli-
chen Nachweise zum Baukindergeld voraus-
sichtlich erst ab Ende März 2019 hochgela-
den werden. 
Voraussetzungen für das Baukindergeld 

Die wichtigsten Voraussetzungen für die Ge-
währung von Baukindergeld sind: 

· Förderobjekt: Gefördert wird nur 
selbstgenutztes Wohneigentum in 
Deutschland. Vermietetes Wohnei-
gentum scheidet aus. Außerdem 
muss es sich um den erstmaligen 
Neubau oder Erwerb von selbstge-
nutztem Wohneigentum handeln. 
Wer also bereits eine Wohnimmobi-
lie besitzt, kann das Baukindergeld 
nicht in Anspruch nehmen. Das gilt 
auch, wenn die Wohnimmobilie ver-
mietet ist.  
 

 
· Stichtag: Neubauten sind förderfä-

hig, wenn die Baugenehmigung zwi-
schen dem 01.01.2018 und dem 
31.12.2020 erteilt worden ist. Bei Er-
werb von Neu- oder Bestandsbauten 
muss der notarielle Kaufvertrag zwi-
schen dem 01.01.2018 und dem 
31.12.2020 unterzeichnet worden 
sein. 

· Kinder: Gefördert wird nur, wer für 
mindestens ein nicht volljähriges 
Kind kindergeldberechtigt ist und 
mit diesem zusammen in einem 
Haushalt lebt. Möglich ist auch, dass 
zwar nicht der Eigentümer der 
Wohnimmobilie selbst kindergeld-
berechtigt ist, sondern eine andere 
Person im selben Haushalt (z.B. bei 
Patch-Work-Familien). 

· Einkommensgrenzen: Das zu ver-
steuernde Haushaltseinkommen darf 
bei Haushalten mit einem Kind 
durchschnittlich 90.000 € pro Jahr 
nicht überschreiten. Für jedes wei-
tere Kind erhöht sich diese Einkom-
mensgrenze um 15.000 €. Bei einem 
Haushalt mit zwei Kindern liegt die 
Einkommensgrenze also z.B. bei 
105.000 €. 
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· Maßgebendes Einkommen in der 
Vergangenheit: Es ist für das Bau-
kindergeld nicht das aktuelle Ein-
kommen, sondern das Einkommen 
aus dem vorletzten und dem vorvor-
letzten Jahr heranzuziehen. Für An-
träge auf Baukindergeld im Jahr 
2018 ist also das Einkommen aus den 
Jahren 2015 und 2016 maßgeblich. 
Hieraus wird der Durchschnitt gebil-
det. Abgestellt wird stets auf die 
Werte aus den entsprechenden Steu-
erbescheiden.  

· Antrag: Das Baukindergeld wird nur 
auf Antrag gewährt. Der Antrag ist 
spätestens drei Monate nach Einzug 
in die Wohnimmobilie zu stellen. Er 
kann jedoch frühestens ab dem Zeit-
punkt des Einzugs gestellt werden. 
Es gibt also ein Zeitfenster von drei 
Monaten. 

Höhe des Baukindergeldes 

Das Baukindergeld beträgt 1.200 € pro Jahr 
für jedes Kind unter 18 Jahren. Es wird maxi-
mal zehn Jahre lang gewährt. Pro Kind sind 
somit maximal 12.000 € Förderung über den 
gesamten Förderzeitraum möglich. 
Offene Fragen 

Da zum Baukindergeld aktuell noch kein Ge-
setzestext existiert, sind derzeit viele Fragen 
offen. Jedenfalls sollten aber bei rechtzeiti-
ger Planung steuerliche Gestaltungen auch 
für das Baukindergeld genutzt werden kön-
nen, denn für das maßgebliche Einkommen 
ist ausschließlich auf die Werte aus den 
Steuerbescheiden für die betreffenden Jahre 
abzustellen. 
Nicht klar ist aber beispielsweise, ob 
Wohnimmobilien förderfähig sind, die von 
nahen Angehörigen verbilligt gekauft wur-
den (- statt in vollem Umfang geschenkt). 
Die weiteren Entwicklungen zum Baukinder-
geld sind daher mit Spannung zu verfolgen. 

2 Tu felix Bavaria – Das Bayerische 
Baukindergeld Plus 

Sofern eine Person das bundesweite Baukin-
dergeld bezieht, gewährt der Freistaat Bay-
ern eine zusätzliche Förderung. Sie beträgt 
300 € je Kind, für das Baukindergeld bezahlt 
wird. Zuständig für die Auszahlung der För-
derung ist die Bayerische Landesbodenkre-
ditanstalt (BayernLabo). 
Die Förderung wird jedoch nur an Personen 
ausbezahlt, die zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung seit mindestens einem Jahr ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in 
Bayern haben. 
Außerdem förderberechtigt sind Personen, 
die zwar „neu zugezogen“ in Bayern leben, 
aber 

· zum Zeitpunkt der Antragstellung 
seit mindestens einem Jahr dauerhaft 
einer Erwerbstätigkeit in Bayern 
nachgehen, oder 

· im Zeitraum ab dem 01.01.2018 bis 
zum 01.09.2018 die Baugenehmi-
gung für ihr Eigenheim erhalten oder 
einen notariellen Kaufvertrag abge-
schlossen haben. 

3 Die Bayerische Eigenheimzulage 

Zusätzlich und völlig unabhängig vom bun-
desweiten Baukindergeld und dem Bayeri-
schen Baukindergeld Plus gewährt der Frei-
staat Bayern eine weitere Förderung für den 
Bau oder die Anschaffung von selbstgenutz-
tem Wohneigentum – die sog. „Bayerische Ei-
genheimzulage“.  
Voraussetzungen für die Bayerische Ei-
genheimzulage 

Die Voraussetzungen für die Gewährung der 
bayerischen Eigenheimzulage lehnen sich 
zwar zum Teil an diejenigen des bundeswei-
ten Baukindergeldes an, sie sind aber nicht 
identisch. Die wichtigsten Voraussetzungen 
sind: 

· Förderobjekt: Gefördert werden 
der Neubau und der Erwerb von Ein- 
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oder Zweifamilienhäusern und Ei-
gentumswohnungen. Außerdem ist 
die Änderung oder Erweiterung ei-
nes bestehenden Gebäudes förderfä-
hig, wenn dadurch eine zusätzliche 
Wohnung geschaffen wird.  

· Stichtag: Die Baugenehmigung muss 
nach dem 30.06.2018 erteilt bzw. der 
notarielle Kaufvertrag nach diesem 
Datum abgeschlossen worden sein. 

· Kinder: Kinder sind für die Bayeri-
sche Eigenheimzulage nicht erfor-
derlich. Es werden also auch kinder-
lose Haushalte gefördert. 

· Einkommensgrenzen: Das zu ver-
steuernde jährliche Haushaltsein-
kommen darf folgende Beträge nicht 
überschreiten: 

o für einen Einpersonenhaus-
halt 50.000 € 

o für einen Zwei- oder Mehr-
personenhaushalt ohne Kind 
75.000 € 

o für einen Haushalt mit einem 
Kind 90.000 € 

Für jedes weitere Kind erhöht sich 
die Einkommensgrenze um 15.000 €. 

· Maßgebendes Einkommen in der 
Vergangenheit: Wie beim bundes-
weiten Baukindergeld ist das Ein-
kommen des vorletzten und des vor-
vorletzten Jahres maßgebend. Hie-
raus wird der Durchschnitt gebildet. 
Abgestellt wird stets auf die Werte 
aus den entsprechenden Steuerbe-
scheiden.  

· Antrag: Die Bayerische Eigenheim-
zulage wird nur auf Antrag gewährt. 
Der Antrag ist ab Bezug der Wohnim-
mobilie und bis spätestens sechs Mo-
nate danach zulässig. Es besteht also 
ein Zeitfenster von sechs Monaten. 

Höhe der Bayerischen Eigenheimzulage 

Die Bayerische Eigenheimzulage wird als 
einmaliger Festbetrag ausbezahlt. Sie beträgt 
10.000 €. Wird die Selbstnutzung aber inner-
halb von fünf Jahren nach dem Bezug aufge-
geben, ist für jedes volle Kalenderjahr der 
nicht zweckentsprechenden Nutzung ein 
Fünftel des Förderbetrags zurückzuerstat-
ten. 
Ausschlusstatbestände 

Nicht gefördert werden allerdings 
· Personen, die bereits einmal die Bay-

erische Eigenheimzulage erhalten 
haben, 

· eine Ferien- oder Wochenend-woh-
nung, sowie einzelne Wohnräume 

· die Übertragung im Wege der Erb-
folge, testamentarischen Verfügung 
oder Schenkung, 

· der Erwerb oder die Eigentumsüber-
tragung zwischen Ehegatten, Lebens-
partnern und Partnern einer sonsti-
gen auf Dauer angelegten Lebensge-
meinschaft oder Verwandten in gera-
der Linie. 
 

Beispiel 

Eine Familie mit zwei Kindern kann in Bay-
ern also maximal folgende Förderung erhal-
ten, wenn die jeweiligen Anspruchsvoraus-
setzungen erfüllt sind: 

Bundesweites Baukinder-
geld: 

je Kind 1.200 € p.a. à 2 Kinder 
à 2.400 € p.a. 
im Zehnjahreszeitraum =   24.000 € 
Bayerisches Baukindergeld 
Plus:  

je Kind 300 € p.a. à 2 Kinder 
à 600 € p.a. 
im Zehnjahreszeitraum = 6.000 € 
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Bayerische Eigenheimzu-
lage: 

einmaliger Festbetrag =   10.000 € 
Summe = 40.000 € 

4 Geschenke an Geschäftspartner – 
Worauf ist steuerlich zu achten? 

Weihnachten steht zwar noch nicht unmittel-
bar vor der Tür. Die Zeit bis dahin ist jedoch 
auch nicht mehr weit. Regelmäßig wird die 
Weihnachtszeit dazu genutzt, wichtigen Ge-
schäftspartnern für die erfolgreiche Zusam-
menarbeit und als Zeichen der Wertschät-
zung eine (mehr oder weniger) kleine Auf-
merksamkeit zukommen zu lassen. Alle 
Jahre wieder stellt sich daher die Frage nach 
den steuerlichen Besonderheiten bei Ge-
schenken.  
35 €-Grenze 

Die Aufwendungen für Geschenke an Ge-
schäftspartner (z.B. Kalender, Flasche Wein, 
Schokolade, Buch,…) kann der Schenker 
grundsätzlich in vollem Umfang steuerlich 
abziehen. Übersteigen die Anschaffungs- 
bzw. Herstellungskosten für das Geschenk 
allerdings die Grenze von 35 €, so ist der Be-
triebsausgabenabzug ausgeschlossen.  
Ob es sich bei der 35 €-Grenze um eine 
Brutto- oder Nettogrenze handelt, hängt da-
von ab, ob der Schenker zum Vorsteuerabzug 
berechtigt ist. Falls ja, handelt es sich um eine 
Nettogrenze (d.h. maximaler Betrag ist dann 
35 € zzgl. Umsatzsteuer). Ansonsten stellen 
die 35 € eine Bruttogrenze dar. 
Hinweis: 
Bei der Prüfung der 35 €-Grenze sind alle Ge-
schenke, die ein Empfänger in einem Wirt-
schaftsjahr erhält, zusammenzurechnen. 
Wird die Freigrenze von 35 € überschritten, 
entfällt der Betriebsausgabenabzug in vol-
lem Umfang. Damit überprüft werden kann, 
welcher Geschäftspartner im Laufe des Jah-
res welche Geschenke erhalten hat, ist der 
Name des Geschenkeempfängers durch ge-
sonderte Aufzeichnungen zu dokumentieren 
(z.B. mittels Geschenkeliste). 

Streuwerbeartikel (bis 10 €) 

Streuwerbeartikel sind Werbemittel, die 
durch ihre breite Streuung eine Vielzahl von 
Menschen erreichen und damit den Bekannt-
heitsgrad des Unternehmens steigern (z.B. 
Kugelschreiber, Kalender, Schlüsselanhän-
ger,…). Sie stellen steuerlich keine Ge-
schenke dar. Die Aufwendungen hierfür sind 
stets steuerlich absetzbar. Aus Vereinfa-
chungsgründen geht die Finanzverwaltung 
davon aus, dass nur Sachzuwendungen bis zu 
einem Wert von 10 € stets Streuwerbeartikel 
sind, deren Anschaffungs- bzw. Herstellungs-
kosten abziehbar sind. 
Unbedingt prüfen: Soll Pauschalbesteue-
rung angewendet werden? 

Beim Empfänger des Geschenks liegen be-
züglich der erhaltenen Geschenke grundsätz-
lich steuerpflichtige Einnahmen vor. Der be-
schenkte Geschäftspartner muss die erhalte-
nen Geschenke also in seiner Einkommen-
steuererklärung angeben und diese versteu-
ern.  
Dies kann mit Aufwand, Ärger und Unan-
nehmlichkeiten verbunden sein, so dass der 
eigentliche Zweck des Geschenks (nämlich 
beim Geschäftspartner in guter Erinnerung 
zu bleiben) ins Gegenteil verkehrt wird. Um 
hier Abhilfe zu schaffen, kann der Schenker 
die Steuer, die sein Geschenk beim Be-
schenkten auslöst, für diesen mitüberneh-
men. Dies geht allerdings nur in pauschaler 
Form i.H.v. 30 % zzgl. Soli und pauschaler 
Kirchensteuer. Voraussetzung ist ein ent-
sprechender Antrag. 
Wichtig ist, dass das Wahlrecht zur Pauscha-
lierung der Einkommensteuer nur einheit-
lich für alle Geschenke ausgeübt werden 
kann (für Geschenke an Arbeitnehmer kann 
das Wahlrecht aber separat ausgeübt wer-
den). Der Schritt muss also wohl überlegt 
sein. 
Hinweis: 
Ausgenommen von Pauschalierungsent-
scheidung für Geschenke sind Privatkunden 
und ausländische Kunden. Bei diesen i.d.R. 
liegen keine steuerpflichtigen Einnahmen 
vor. 
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Geschenke an Arbeitnehmer 

Für Geschenke an Arbeitnehmer gelten an-
dere Regelungen. Die Aufwendungen hierfür 
sind stets als Betriebsausgabe voll abziehbar. 
Auch bei Arbeitnehmern unterliegen die er-
haltenen Geschenke aber als Sachbezüge 
grundsätzlich der Lohnsteuer. Diese kann 
vom Arbeitgeber ebenfalls pauschal über-
nommen werden (i.H.v. 30 % zzgl. Soli und 
pauschale Kirchensteuer). Kein Arbeitslohn 
liegt jedoch vor, wenn bei Sachbezügen die 
sog. „44 €-Grenze“ nicht überschritten wird. 
Sie gilt pro Monat. Für diese Grenze sind da-
her alle Geschenke/Sachbezüge an diesen 
Arbeitnehmer aus dem jeweiligen Kalender-
monat zu addieren. 

5 Entschädigung für Überspannung ei-
nes Grundstücks mit Stromleitung 
nicht steuerbar 

In einem kürzlich veröffentlichten Urteil 
hatte der Bundesfinanzhof (BFH) darüber 
zu entscheiden, ob eine Entschädigung für 
die Überspannung eines Grundstücks mit ei-
ner Stromleitung der Einkommensteuer un-
terliegt.  
Im Streitfall wurde das selbstbewohnte 
Hausgrundstück eines Steuerpflichtigen 
beim Bau einer Stromtrasse mit einer Hoch-
spannungsleitung überspannt. Der Netzbe-
treiber bot dem Steuerpflichtigen für die Er-
laubnis, das Grundstück überspannen zu 
dürfen, eine Entschädigung an. Diese nahm 
der Betroffene an, da ansonsten eine 
Zwangsversteigerung des Grundstücks ge-
droht hätte. Fraglich war, ob diese Entschä-
digung der Besteuerung unterliegt. 
Der BFH hat die Frage nun im Sinne des 
Steuerpflichtigen entschieden. Wird die Er-
laubnis zur Überspannung eines Grund-
stücks mit einer Stromleitung erteilt, um ei-
ner drohenden Zwangsenteignung zuvorzu-
kommen, liegen nach Ansicht der Richter 
keine „Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung“ oder „sonstige Einkünfte“ vor. Die 
Entschädigungszahlung ist daher nicht steu-
erbar. 

6 Ehe für alle bringt möglicherweise 
Steuersegen für gleichgeschlechtli-
che Paare 

Ein jüngst veröffentlichtes Urteil des Finanz-
gerichts Hamburg weckt bei vielen gleichge-
schlechtlichen Paaren berechtigte Hoffnun-
gen auf Steuererstattungen. Voraussetzung 
ist jedoch, dass das Paar bisher in einer ein-
getragenen Lebenspartnerschaft gelebt hat 
und diese nun zivilrechtlich in eine Ehe um-
gewandelt wurde. Dies ist gesetzlich erst 
seit 2017 möglich. 
Hintergrund 

Hintergrund ist, dass verheiratete Paare 
steuerlich vom sog. „Splitting-Tarif“ profitie-
ren können. Paaren in eingetragenen Leben-
spartnerschaften war dieser Steuervorteil 
verwehrt. Durch die Umwandlung der ein-
getragenen Lebenspartnerschaften in voll-
wertige Ehen im Rahmen des Eheöffnungs-
gesetzes vom 20.07.2017, steht nunmehr 
auch Paaren, die in gleichgeschlechtlichen 
Ehen leben, der Splitting-Tarif zu.  
Der Sachverhalt 

Die Kläger lebten seit dem Jahr 2001 nicht 
getrennt in eingetragener Lebenspartner-
schaft. Nach Inkrafttreten des Eheöffnungs-
gesetzes wurde die eingetragene Lebens-
partnerschaft der Kläger auf ihre entspre-
chenden Erklärungen hin in eine Ehe umge-
wandelt. 
Die Kläger beantragten im Jahr 2017 die 
Aufhebung ihrer bisherigen jeweiligen Be-
scheide seit dem Jahr 2001 und beantragten 
für die betroffenen Jahre rückwirkend die 
Zusammenveranlagung, um in den Genuss 
des Splitting-Tarifs zu kommen. 
Das Finanzamt lehnte die Änderung der be-
troffenen Steuerbescheide ab, da diese be-
reits bestandskräftig seien. Die Wirkungen 
der Umwandlung einer Lebenspartnerschaft 
in eine Ehe seien nämlich auf noch nicht ab-
geschlossene Sachverhalte beschränkt. Es 
handele sich bei der Umwandlung insbeson-
dere nicht um ein rückwirkendes Ereignis, 
dass eine nachträgliche Änderung der be-
standskräftigen Steuerbescheide ermögli-
che. 
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Die Entscheidung des Finanzgerichts 
Hamburg 

Das Finanzgericht Hamburg gab indes den 
Klägern Recht. Die Richter stuften die Rege-
lungen des Eheöffnungsgesetzes sehr wohl 
als rückwirkendes Ereignis ein. Somit könn-
ten auch formell bestandskräftige Steuerbe-
scheide noch geändert werden.  
Entscheidung des BFH steht noch aus 

Das letzte Wort wird aber der BFH haben. 
Die Revision wurde wegen grundsätzlicher 
Bedeutung zugelassen. Die Entscheidung 
des BFH steht noch aus. 
Handlungsempfehlung 

Betroffen sind Paare, die ihre eingetragene 
Lebenspartnerschaft in eine Ehe umwan-
deln lassen haben. Diese Paare sollten, wenn 
sie rückwirkend vom Splitting-Tarif profitie-
ren wollen, gegen alle Steuerfestsetzung seit 
Begründung der eingetragenen Lebenspart-
nerschaft Einspruch einlegen. Bis zur Ent-
scheidung des BFH kann Ruhen des Verfah-
rens beantragt werden. 
Eine Festsetzungsverjährung steht den be-
gehrten Bescheidänderungen derzeit jeden-
falls nicht entgegen. Denn bei rückwirken-
den Ereignissen beginnt die vierjährige 
Festsetzungsfrist erst mit Ablauf des Kalen-
derjahres, in dem das Ereignis eintritt, hier 
also frühestens mit Ablauf des Jahres 2017. 

7 „Mehr netto vom brutto“ – Netto-
lohnoptimierung sorgt für zufrie-
dene Mitarbeiter 

Der Arbeitsmarkt ist - in Zeiten des Fachkräf-
temangels - in vielen Branchen ein Arbeit-
nehmermarkt. Wertvolle Mitarbeiter zu hal-
ten, ist daher für viele Unternehmen oberstes 
Gebot. Die steuerlich geschickte Ausgestal-
tung von Lohnbestandteilen kann hier 
durchaus ein Wettbewerbsvorteil sein. Auch 
bei etwaigen  Gehaltsverhandlungen lassen 
sich so „Win-Win-Situationen“ erzielen. 
Nachfolgend werden einige interessante Ge-
staltungsmöglichkeiten genannt, die oft sich 
vergleichsweise einfach umsetzen lassen: 

· Bahncard: Hat ein Arbeitnehmer die 
Erlaubnis, seine vom Arbeitgeber be-
schaffte Bahncard (25/50/100) nicht 
nur beruflich, sondern auch privat zu 
nutzen, so stellt dies einen geldwer-
ten Vorteil dar. Dieser ist jedoch steu-
erfrei, wenn (wie meistens) die Kos-
ten der Bahncard tatsächlich niedri-
ger sind, als die ersparten Aufwen-
dungen für die beruflichen Fahrten. 

· Fortbildungen: Trägt der Arbeitge-
ber für den Arbeitnehmer Fortbil-
dungskosten, so sind die hieraus ent-
stehenden geldwerten Vorteile steu-
erfrei, wenn die Bildungsmaßnahme 
im überwiegenden Interesse des Ar-
beitgebers erfolgt. Es reicht aus, 
wenn sich die Einsatzfähigkeit des 
Mitarbeiters dadurch erhöhen soll. 
Ein Bezug zur konkreten Tätigkeit 
des Arbeitnehmers ist also erforder-
lich. Bei Sprachkursen (auch im Aus-
land) dürfte diese Voraussetzung 
beispielsweise aber meist erfüllt 
sein. 

· Gesundheitsförderung: Leistungen 
des Arbeitgebers zur Verbesserung 
des allgemeinen Gesundheitszu-
stands und der betrieblichen Ge-
sundheitsförderung können bis zu ei-
nem Betrag von 500 € je Arbeitneh-
mer jährlich steuerfrei sein. In Frage 
kommen z.B. Rückentraining, Yoga, 
Maßnahmen zur Stressbewältigung, 
Suchtprävention, usw. 

· Gutscheine: Sachzuwendungen an 
Arbeitnehmer bleiben bis zu 44 € im 
Monat beim Arbeitslohn außer An-
satz. Die Zuwendung kann auch in 
Form von Gutscheinen erfolgen (z.B. 
für Tanken, Online-Einkauf, Super-
markt). 

· Kinderbetreuung: Übernimmt der 
Arbeitgeber (teilweise) Kosten zur 
kurzfristigen Betreuung von Kin-
dern, die das 14. Lebensjahr noch 
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nicht vollendet haben (also z.B. den 
Babysitter), so sind die Beträge bis zu 
einem Betrag von maximal 600 € im 
Kalenderjahr steuerfrei. Vorausset-
zung ist aber, dass die Betreuung aus 
zwingenden und beruflich veranlass-
ten Gründen notwendig ist (z.B. be-
rufliche Fortbildung, Geschäftsreise 
zu außergewöhnlichen Zeiten). Die 
gleiche Regelung gilt überdies auch 
bei Kosten für die Betreuung von 
pflegebedürftigen Angehörigen des 
Arbeitnehmers. 

· Kindergarten, Kita, Kindergrippe, 
u.ä.: Steuerfrei sind Leistungen des 
Arbeitgebers zur Unterbringung und 
Betreuung von nicht schulpflichtigen 
Kindern der Arbeitnehmer in Kinder-
gärten oder vergleichbaren Einrich-
tungen. Steuerfrei sind die direkte 
Kostenübernahme und auch Barzu-
schüsse an den Arbeitnehmer. 

· Laptop und Co. für Arbeitnehmer: 
Übereignet der Arbeitgeber dem Ar-
beitnehmer unentgeltlich oder ver-
billigt ein Datenverarbeitungsgerät 
(z.B. Laptop) oder Zubehör hierzu 
(z.B. Kabel, Scanner, Drucker, Fest-
platten, usw.), so ist der sich hieraus 
ergebende geldwerte Vorteil zwar 
nicht steuerfrei. Er kann jedoch pau-
schal mit 25 % und damit günstig be-
steuert werden. Sozialversicherungs-
beiträge fallen hierauf i.d.R. nicht an.  

· Private Nutzung Laptop und Co.: 
Überlässt der Arbeitgeber betriebli-
che Datenverarbeitungs- oder Tele-
kommunikationsgeräte (z.B. Laptop, 
Smartphone und Co.) an seine Arbeit-
nehmer zur privaten Nutzung, so ent-
steht hierdurch ein geldwerter Vor-
teil. Dieser ist steuerfrei. Unerheblich 
ist, ob die überlassenen Geräte zum 
Teil auch betrieblich genutzt werden. 

Ob die o.g. Maßnahmen im konkreten Einzel-
fall möglich sind, muss aber stets anhand der 
jeweiligen Umstände individuell geprüft 
werden. Zum Teil sind besondere Vorausset-
zungen oder Dokumentations-erfordernisse 
zu beachten. Zu den genauen Details beraten 
wir Sie gerne. 

8 Weitere Informationen 

Die vorstehenden Ausführungen und Bei-
träge sind nach bestem Wissen und Kennt-
nisstand verfasst worden. Es handelt sich 
nicht um abschließende Informationen und 
ersetzt keine Beratung. Eine Haftung für den 
Inhalt dieses Informationsbriefs kann daher 
nicht übernommen werden. 
Gerne beraten wir Sie zu diesen und anderen 
Themen. 
Bitte vereinbaren Sie bei Interesse einen Be-
sprechungstermin. Wir analysieren individu-
ell Ihre persönliche Situation, zeigen Ihnen 
Vor- und Nachteile auf und geben Ihnen Ge-
staltungsempfehlungen. 

 



 

  

MANDANTEN-INFOR-
MATIONSBRIEF 

zum 01. November 2018 

Johann-Erwin Graf Jan Böttcher Michael Ferstl 
Dipl.-Finanzwirt (FH) LL.M. Dipl.-Finanzwirt (FH) 
Steuerberater Steuerberater Steuerberater 

 

Mit dem vorliegenden Mandanten-Informationsbrief möchten wir Sie wie-
der über verschiedene interessante und aktuelle Themen informieren – ein 
bunter Strauß aus Praxisfragen, Rechtsprechung und Gesetzgebung. 
 
Der nächste Mandanten-Informationsbrief wird am 15. Dezember 2018 er-
scheinen. 
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1 Das bundesweite Baukindergeld 

Es ist soweit! Seit dem 18.09.2018 kann das 
bundesweite Baukindergeld bei der Kredit-
anstalt für Wiederaufbau (KfW) online bean-
tragt werden (www.kfw.de/zuschussportal). 
Geld wird derzeit aber noch nicht ausbezahlt. 
Kurioser Hintergrund ist, dass aktuell noch 
gar kein Gesetzestext zum Baukindergeld 
vorliegt. Außerdem können die erforderli-
chen Nachweise zum Baukindergeld voraus-
sichtlich erst ab Ende März 2019 hochgela-
den werden. 
Voraussetzungen für das Baukindergeld 

Die wichtigsten Voraussetzungen für die Ge-
währung von Baukindergeld sind: 

· Förderobjekt: Gefördert wird nur 
selbstgenutztes Wohneigentum in 
Deutschland. Vermietetes Wohnei-
gentum scheidet aus. Außerdem 
muss es sich um den erstmaligen 
Neubau oder Erwerb von selbstge-
nutztem Wohneigentum handeln. 
Wer also bereits eine Wohnimmobi-
lie besitzt, kann das Baukindergeld 
nicht in Anspruch nehmen. Das gilt 
auch, wenn die Wohnimmobilie ver-
mietet ist.  
 

 
· Stichtag: Neubauten sind förderfä-

hig, wenn die Baugenehmigung zwi-
schen dem 01.01.2018 und dem 
31.12.2020 erteilt worden ist. Bei Er-
werb von Neu- oder Bestandsbauten 
muss der notarielle Kaufvertrag zwi-
schen dem 01.01.2018 und dem 
31.12.2020 unterzeichnet worden 
sein. 

· Kinder: Gefördert wird nur, wer für 
mindestens ein nicht volljähriges 
Kind kindergeldberechtigt ist und 
mit diesem zusammen in einem 
Haushalt lebt. Möglich ist auch, dass 
zwar nicht der Eigentümer der 
Wohnimmobilie selbst kindergeld-
berechtigt ist, sondern eine andere 
Person im selben Haushalt (z.B. bei 
Patch-Work-Familien). 

· Einkommensgrenzen: Das zu ver-
steuernde Haushaltseinkommen darf 
bei Haushalten mit einem Kind 
durchschnittlich 90.000 € pro Jahr 
nicht überschreiten. Für jedes wei-
tere Kind erhöht sich diese Einkom-
mensgrenze um 15.000 €. Bei einem 
Haushalt mit zwei Kindern liegt die 
Einkommensgrenze also z.B. bei 
105.000 €. 



MANDANTEN-INFORMATIONSBRIEF 

 

 
3 

· Maßgebendes Einkommen in der 
Vergangenheit: Es ist für das Bau-
kindergeld nicht das aktuelle Ein-
kommen, sondern das Einkommen 
aus dem vorletzten und dem vorvor-
letzten Jahr heranzuziehen. Für An-
träge auf Baukindergeld im Jahr 
2018 ist also das Einkommen aus den 
Jahren 2015 und 2016 maßgeblich. 
Hieraus wird der Durchschnitt gebil-
det. Abgestellt wird stets auf die 
Werte aus den entsprechenden Steu-
erbescheiden.  

· Antrag: Das Baukindergeld wird nur 
auf Antrag gewährt. Der Antrag ist 
spätestens drei Monate nach Einzug 
in die Wohnimmobilie zu stellen. Er 
kann jedoch frühestens ab dem Zeit-
punkt des Einzugs gestellt werden. 
Es gibt also ein Zeitfenster von drei 
Monaten. 

Höhe des Baukindergeldes 

Das Baukindergeld beträgt 1.200 € pro Jahr 
für jedes Kind unter 18 Jahren. Es wird maxi-
mal zehn Jahre lang gewährt. Pro Kind sind 
somit maximal 12.000 € Förderung über den 
gesamten Förderzeitraum möglich. 
Offene Fragen 

Da zum Baukindergeld aktuell noch kein Ge-
setzestext existiert, sind derzeit viele Fragen 
offen. Jedenfalls sollten aber bei rechtzeiti-
ger Planung steuerliche Gestaltungen auch 
für das Baukindergeld genutzt werden kön-
nen, denn für das maßgebliche Einkommen 
ist ausschließlich auf die Werte aus den 
Steuerbescheiden für die betreffenden Jahre 
abzustellen. 
Nicht klar ist aber beispielsweise, ob 
Wohnimmobilien förderfähig sind, die von 
nahen Angehörigen verbilligt gekauft wur-
den (- statt in vollem Umfang geschenkt). 
Die weiteren Entwicklungen zum Baukinder-
geld sind daher mit Spannung zu verfolgen. 

2 Tu felix Bavaria – Das Bayerische 
Baukindergeld Plus 

Sofern eine Person das bundesweite Baukin-
dergeld bezieht, gewährt der Freistaat Bay-
ern eine zusätzliche Förderung. Sie beträgt 
300 € je Kind, für das Baukindergeld bezahlt 
wird. Zuständig für die Auszahlung der För-
derung ist die Bayerische Landesbodenkre-
ditanstalt (BayernLabo). 
Die Förderung wird jedoch nur an Personen 
ausbezahlt, die zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung seit mindestens einem Jahr ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in 
Bayern haben. 
Außerdem förderberechtigt sind Personen, 
die zwar „neu zugezogen“ in Bayern leben, 
aber 

· zum Zeitpunkt der Antragstellung 
seit mindestens einem Jahr dauerhaft 
einer Erwerbstätigkeit in Bayern 
nachgehen, oder 

· im Zeitraum ab dem 01.01.2018 bis 
zum 01.09.2018 die Baugenehmi-
gung für ihr Eigenheim erhalten oder 
einen notariellen Kaufvertrag abge-
schlossen haben. 

3 Die Bayerische Eigenheimzulage 

Zusätzlich und völlig unabhängig vom bun-
desweiten Baukindergeld und dem Bayeri-
schen Baukindergeld Plus gewährt der Frei-
staat Bayern eine weitere Förderung für den 
Bau oder die Anschaffung von selbstgenutz-
tem Wohneigentum – die sog. „Bayerische Ei-
genheimzulage“.  
Voraussetzungen für die Bayerische Ei-
genheimzulage 

Die Voraussetzungen für die Gewährung der 
bayerischen Eigenheimzulage lehnen sich 
zwar zum Teil an diejenigen des bundeswei-
ten Baukindergeldes an, sie sind aber nicht 
identisch. Die wichtigsten Voraussetzungen 
sind: 

· Förderobjekt: Gefördert werden 
der Neubau und der Erwerb von Ein- 
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oder Zweifamilienhäusern und Ei-
gentumswohnungen. Außerdem ist 
die Änderung oder Erweiterung ei-
nes bestehenden Gebäudes förderfä-
hig, wenn dadurch eine zusätzliche 
Wohnung geschaffen wird.  

· Stichtag: Die Baugenehmigung muss 
nach dem 30.06.2018 erteilt bzw. der 
notarielle Kaufvertrag nach diesem 
Datum abgeschlossen worden sein. 

· Kinder: Kinder sind für die Bayeri-
sche Eigenheimzulage nicht erfor-
derlich. Es werden also auch kinder-
lose Haushalte gefördert. 

· Einkommensgrenzen: Das zu ver-
steuernde jährliche Haushaltsein-
kommen darf folgende Beträge nicht 
überschreiten: 

o für einen Einpersonenhaus-
halt 50.000 € 

o für einen Zwei- oder Mehr-
personenhaushalt ohne Kind 
75.000 € 

o für einen Haushalt mit einem 
Kind 90.000 € 

Für jedes weitere Kind erhöht sich 
die Einkommensgrenze um 15.000 €. 

· Maßgebendes Einkommen in der 
Vergangenheit: Wie beim bundes-
weiten Baukindergeld ist das Ein-
kommen des vorletzten und des vor-
vorletzten Jahres maßgebend. Hie-
raus wird der Durchschnitt gebildet. 
Abgestellt wird stets auf die Werte 
aus den entsprechenden Steuerbe-
scheiden.  

· Antrag: Die Bayerische Eigenheim-
zulage wird nur auf Antrag gewährt. 
Der Antrag ist ab Bezug der Wohnim-
mobilie und bis spätestens sechs Mo-
nate danach zulässig. Es besteht also 
ein Zeitfenster von sechs Monaten. 

Höhe der Bayerischen Eigenheimzulage 

Die Bayerische Eigenheimzulage wird als 
einmaliger Festbetrag ausbezahlt. Sie beträgt 
10.000 €. Wird die Selbstnutzung aber inner-
halb von fünf Jahren nach dem Bezug aufge-
geben, ist für jedes volle Kalenderjahr der 
nicht zweckentsprechenden Nutzung ein 
Fünftel des Förderbetrags zurückzuerstat-
ten. 
Ausschlusstatbestände 

Nicht gefördert werden allerdings 
· Personen, die bereits einmal die Bay-

erische Eigenheimzulage erhalten 
haben, 

· eine Ferien- oder Wochenend-woh-
nung, sowie einzelne Wohnräume 

· die Übertragung im Wege der Erb-
folge, testamentarischen Verfügung 
oder Schenkung, 

· der Erwerb oder die Eigentumsüber-
tragung zwischen Ehegatten, Lebens-
partnern und Partnern einer sonsti-
gen auf Dauer angelegten Lebensge-
meinschaft oder Verwandten in gera-
der Linie. 
 

Beispiel 

Eine Familie mit zwei Kindern kann in Bay-
ern also maximal folgende Förderung erhal-
ten, wenn die jeweiligen Anspruchsvoraus-
setzungen erfüllt sind: 

Bundesweites Baukinder-
geld: 

je Kind 1.200 € p.a. à 2 Kinder 
à 2.400 € p.a. 
im Zehnjahreszeitraum =   24.000 € 
Bayerisches Baukindergeld 
Plus:  

je Kind 300 € p.a. à 2 Kinder 
à 600 € p.a. 
im Zehnjahreszeitraum = 6.000 € 



MANDANTEN-INFORMATIONSBRIEF 

 

 
5 

Bayerische Eigenheimzu-
lage: 

einmaliger Festbetrag =   10.000 € 
Summe = 40.000 € 

4 Geschenke an Geschäftspartner – 
Worauf ist steuerlich zu achten? 

Weihnachten steht zwar noch nicht unmittel-
bar vor der Tür. Die Zeit bis dahin ist jedoch 
auch nicht mehr weit. Regelmäßig wird die 
Weihnachtszeit dazu genutzt, wichtigen Ge-
schäftspartnern für die erfolgreiche Zusam-
menarbeit und als Zeichen der Wertschät-
zung eine (mehr oder weniger) kleine Auf-
merksamkeit zukommen zu lassen. Alle 
Jahre wieder stellt sich daher die Frage nach 
den steuerlichen Besonderheiten bei Ge-
schenken.  
35 €-Grenze 

Die Aufwendungen für Geschenke an Ge-
schäftspartner (z.B. Kalender, Flasche Wein, 
Schokolade, Buch,…) kann der Schenker 
grundsätzlich in vollem Umfang steuerlich 
abziehen. Übersteigen die Anschaffungs- 
bzw. Herstellungskosten für das Geschenk 
allerdings die Grenze von 35 €, so ist der Be-
triebsausgabenabzug ausgeschlossen.  
Ob es sich bei der 35 €-Grenze um eine 
Brutto- oder Nettogrenze handelt, hängt da-
von ab, ob der Schenker zum Vorsteuerabzug 
berechtigt ist. Falls ja, handelt es sich um eine 
Nettogrenze (d.h. maximaler Betrag ist dann 
35 € zzgl. Umsatzsteuer). Ansonsten stellen 
die 35 € eine Bruttogrenze dar. 
Hinweis: 
Bei der Prüfung der 35 €-Grenze sind alle Ge-
schenke, die ein Empfänger in einem Wirt-
schaftsjahr erhält, zusammenzurechnen. 
Wird die Freigrenze von 35 € überschritten, 
entfällt der Betriebsausgabenabzug in vol-
lem Umfang. Damit überprüft werden kann, 
welcher Geschäftspartner im Laufe des Jah-
res welche Geschenke erhalten hat, ist der 
Name des Geschenkeempfängers durch ge-
sonderte Aufzeichnungen zu dokumentieren 
(z.B. mittels Geschenkeliste). 

Streuwerbeartikel (bis 10 €) 

Streuwerbeartikel sind Werbemittel, die 
durch ihre breite Streuung eine Vielzahl von 
Menschen erreichen und damit den Bekannt-
heitsgrad des Unternehmens steigern (z.B. 
Kugelschreiber, Kalender, Schlüsselanhän-
ger,…). Sie stellen steuerlich keine Ge-
schenke dar. Die Aufwendungen hierfür sind 
stets steuerlich absetzbar. Aus Vereinfa-
chungsgründen geht die Finanzverwaltung 
davon aus, dass nur Sachzuwendungen bis zu 
einem Wert von 10 € stets Streuwerbeartikel 
sind, deren Anschaffungs- bzw. Herstellungs-
kosten abziehbar sind. 
Unbedingt prüfen: Soll Pauschalbesteue-
rung angewendet werden? 

Beim Empfänger des Geschenks liegen be-
züglich der erhaltenen Geschenke grundsätz-
lich steuerpflichtige Einnahmen vor. Der be-
schenkte Geschäftspartner muss die erhalte-
nen Geschenke also in seiner Einkommen-
steuererklärung angeben und diese versteu-
ern.  
Dies kann mit Aufwand, Ärger und Unan-
nehmlichkeiten verbunden sein, so dass der 
eigentliche Zweck des Geschenks (nämlich 
beim Geschäftspartner in guter Erinnerung 
zu bleiben) ins Gegenteil verkehrt wird. Um 
hier Abhilfe zu schaffen, kann der Schenker 
die Steuer, die sein Geschenk beim Be-
schenkten auslöst, für diesen mitüberneh-
men. Dies geht allerdings nur in pauschaler 
Form i.H.v. 30 % zzgl. Soli und pauschaler 
Kirchensteuer. Voraussetzung ist ein ent-
sprechender Antrag. 
Wichtig ist, dass das Wahlrecht zur Pauscha-
lierung der Einkommensteuer nur einheit-
lich für alle Geschenke ausgeübt werden 
kann (für Geschenke an Arbeitnehmer kann 
das Wahlrecht aber separat ausgeübt wer-
den). Der Schritt muss also wohl überlegt 
sein. 
Hinweis: 
Ausgenommen von Pauschalierungsent-
scheidung für Geschenke sind Privatkunden 
und ausländische Kunden. Bei diesen i.d.R. 
liegen keine steuerpflichtigen Einnahmen 
vor. 
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Geschenke an Arbeitnehmer 

Für Geschenke an Arbeitnehmer gelten an-
dere Regelungen. Die Aufwendungen hierfür 
sind stets als Betriebsausgabe voll abziehbar. 
Auch bei Arbeitnehmern unterliegen die er-
haltenen Geschenke aber als Sachbezüge 
grundsätzlich der Lohnsteuer. Diese kann 
vom Arbeitgeber ebenfalls pauschal über-
nommen werden (i.H.v. 30 % zzgl. Soli und 
pauschale Kirchensteuer). Kein Arbeitslohn 
liegt jedoch vor, wenn bei Sachbezügen die 
sog. „44 €-Grenze“ nicht überschritten wird. 
Sie gilt pro Monat. Für diese Grenze sind da-
her alle Geschenke/Sachbezüge an diesen 
Arbeitnehmer aus dem jeweiligen Kalender-
monat zu addieren. 

5 Entschädigung für Überspannung ei-
nes Grundstücks mit Stromleitung 
nicht steuerbar 

In einem kürzlich veröffentlichten Urteil 
hatte der Bundesfinanzhof (BFH) darüber 
zu entscheiden, ob eine Entschädigung für 
die Überspannung eines Grundstücks mit ei-
ner Stromleitung der Einkommensteuer un-
terliegt.  
Im Streitfall wurde das selbstbewohnte 
Hausgrundstück eines Steuerpflichtigen 
beim Bau einer Stromtrasse mit einer Hoch-
spannungsleitung überspannt. Der Netzbe-
treiber bot dem Steuerpflichtigen für die Er-
laubnis, das Grundstück überspannen zu 
dürfen, eine Entschädigung an. Diese nahm 
der Betroffene an, da ansonsten eine 
Zwangsversteigerung des Grundstücks ge-
droht hätte. Fraglich war, ob diese Entschä-
digung der Besteuerung unterliegt. 
Der BFH hat die Frage nun im Sinne des 
Steuerpflichtigen entschieden. Wird die Er-
laubnis zur Überspannung eines Grund-
stücks mit einer Stromleitung erteilt, um ei-
ner drohenden Zwangsenteignung zuvorzu-
kommen, liegen nach Ansicht der Richter 
keine „Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung“ oder „sonstige Einkünfte“ vor. Die 
Entschädigungszahlung ist daher nicht steu-
erbar. 

6 Ehe für alle bringt möglicherweise 
Steuersegen für gleichgeschlechtli-
che Paare 

Ein jüngst veröffentlichtes Urteil des Finanz-
gerichts Hamburg weckt bei vielen gleichge-
schlechtlichen Paaren berechtigte Hoffnun-
gen auf Steuererstattungen. Voraussetzung 
ist jedoch, dass das Paar bisher in einer ein-
getragenen Lebenspartnerschaft gelebt hat 
und diese nun zivilrechtlich in eine Ehe um-
gewandelt wurde. Dies ist gesetzlich erst 
seit 2017 möglich. 
Hintergrund 

Hintergrund ist, dass verheiratete Paare 
steuerlich vom sog. „Splitting-Tarif“ profitie-
ren können. Paaren in eingetragenen Leben-
spartnerschaften war dieser Steuervorteil 
verwehrt. Durch die Umwandlung der ein-
getragenen Lebenspartnerschaften in voll-
wertige Ehen im Rahmen des Eheöffnungs-
gesetzes vom 20.07.2017, steht nunmehr 
auch Paaren, die in gleichgeschlechtlichen 
Ehen leben, der Splitting-Tarif zu.  
Der Sachverhalt 

Die Kläger lebten seit dem Jahr 2001 nicht 
getrennt in eingetragener Lebenspartner-
schaft. Nach Inkrafttreten des Eheöffnungs-
gesetzes wurde die eingetragene Lebens-
partnerschaft der Kläger auf ihre entspre-
chenden Erklärungen hin in eine Ehe umge-
wandelt. 
Die Kläger beantragten im Jahr 2017 die 
Aufhebung ihrer bisherigen jeweiligen Be-
scheide seit dem Jahr 2001 und beantragten 
für die betroffenen Jahre rückwirkend die 
Zusammenveranlagung, um in den Genuss 
des Splitting-Tarifs zu kommen. 
Das Finanzamt lehnte die Änderung der be-
troffenen Steuerbescheide ab, da diese be-
reits bestandskräftig seien. Die Wirkungen 
der Umwandlung einer Lebenspartnerschaft 
in eine Ehe seien nämlich auf noch nicht ab-
geschlossene Sachverhalte beschränkt. Es 
handele sich bei der Umwandlung insbeson-
dere nicht um ein rückwirkendes Ereignis, 
dass eine nachträgliche Änderung der be-
standskräftigen Steuerbescheide ermögli-
che. 
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Die Entscheidung des Finanzgerichts 
Hamburg 

Das Finanzgericht Hamburg gab indes den 
Klägern Recht. Die Richter stuften die Rege-
lungen des Eheöffnungsgesetzes sehr wohl 
als rückwirkendes Ereignis ein. Somit könn-
ten auch formell bestandskräftige Steuerbe-
scheide noch geändert werden.  
Entscheidung des BFH steht noch aus 

Das letzte Wort wird aber der BFH haben. 
Die Revision wurde wegen grundsätzlicher 
Bedeutung zugelassen. Die Entscheidung 
des BFH steht noch aus. 
Handlungsempfehlung 

Betroffen sind Paare, die ihre eingetragene 
Lebenspartnerschaft in eine Ehe umwan-
deln lassen haben. Diese Paare sollten, wenn 
sie rückwirkend vom Splitting-Tarif profitie-
ren wollen, gegen alle Steuerfestsetzung seit 
Begründung der eingetragenen Lebenspart-
nerschaft Einspruch einlegen. Bis zur Ent-
scheidung des BFH kann Ruhen des Verfah-
rens beantragt werden. 
Eine Festsetzungsverjährung steht den be-
gehrten Bescheidänderungen derzeit jeden-
falls nicht entgegen. Denn bei rückwirken-
den Ereignissen beginnt die vierjährige 
Festsetzungsfrist erst mit Ablauf des Kalen-
derjahres, in dem das Ereignis eintritt, hier 
also frühestens mit Ablauf des Jahres 2017. 

7 „Mehr netto vom brutto“ – Netto-
lohnoptimierung sorgt für zufrie-
dene Mitarbeiter 

Der Arbeitsmarkt ist - in Zeiten des Fachkräf-
temangels - in vielen Branchen ein Arbeit-
nehmermarkt. Wertvolle Mitarbeiter zu hal-
ten, ist daher für viele Unternehmen oberstes 
Gebot. Die steuerlich geschickte Ausgestal-
tung von Lohnbestandteilen kann hier 
durchaus ein Wettbewerbsvorteil sein. Auch 
bei etwaigen  Gehaltsverhandlungen lassen 
sich so „Win-Win-Situationen“ erzielen. 
Nachfolgend werden einige interessante Ge-
staltungsmöglichkeiten genannt, die oft sich 
vergleichsweise einfach umsetzen lassen: 

· Bahncard: Hat ein Arbeitnehmer die 
Erlaubnis, seine vom Arbeitgeber be-
schaffte Bahncard (25/50/100) nicht 
nur beruflich, sondern auch privat zu 
nutzen, so stellt dies einen geldwer-
ten Vorteil dar. Dieser ist jedoch steu-
erfrei, wenn (wie meistens) die Kos-
ten der Bahncard tatsächlich niedri-
ger sind, als die ersparten Aufwen-
dungen für die beruflichen Fahrten. 

· Fortbildungen: Trägt der Arbeitge-
ber für den Arbeitnehmer Fortbil-
dungskosten, so sind die hieraus ent-
stehenden geldwerten Vorteile steu-
erfrei, wenn die Bildungsmaßnahme 
im überwiegenden Interesse des Ar-
beitgebers erfolgt. Es reicht aus, 
wenn sich die Einsatzfähigkeit des 
Mitarbeiters dadurch erhöhen soll. 
Ein Bezug zur konkreten Tätigkeit 
des Arbeitnehmers ist also erforder-
lich. Bei Sprachkursen (auch im Aus-
land) dürfte diese Voraussetzung 
beispielsweise aber meist erfüllt 
sein. 

· Gesundheitsförderung: Leistungen 
des Arbeitgebers zur Verbesserung 
des allgemeinen Gesundheitszu-
stands und der betrieblichen Ge-
sundheitsförderung können bis zu ei-
nem Betrag von 500 € je Arbeitneh-
mer jährlich steuerfrei sein. In Frage 
kommen z.B. Rückentraining, Yoga, 
Maßnahmen zur Stressbewältigung, 
Suchtprävention, usw. 

· Gutscheine: Sachzuwendungen an 
Arbeitnehmer bleiben bis zu 44 € im 
Monat beim Arbeitslohn außer An-
satz. Die Zuwendung kann auch in 
Form von Gutscheinen erfolgen (z.B. 
für Tanken, Online-Einkauf, Super-
markt). 

· Kinderbetreuung: Übernimmt der 
Arbeitgeber (teilweise) Kosten zur 
kurzfristigen Betreuung von Kin-
dern, die das 14. Lebensjahr noch 
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nicht vollendet haben (also z.B. den 
Babysitter), so sind die Beträge bis zu 
einem Betrag von maximal 600 € im 
Kalenderjahr steuerfrei. Vorausset-
zung ist aber, dass die Betreuung aus 
zwingenden und beruflich veranlass-
ten Gründen notwendig ist (z.B. be-
rufliche Fortbildung, Geschäftsreise 
zu außergewöhnlichen Zeiten). Die 
gleiche Regelung gilt überdies auch 
bei Kosten für die Betreuung von 
pflegebedürftigen Angehörigen des 
Arbeitnehmers. 

· Kindergarten, Kita, Kindergrippe, 
u.ä.: Steuerfrei sind Leistungen des 
Arbeitgebers zur Unterbringung und 
Betreuung von nicht schulpflichtigen 
Kindern der Arbeitnehmer in Kinder-
gärten oder vergleichbaren Einrich-
tungen. Steuerfrei sind die direkte 
Kostenübernahme und auch Barzu-
schüsse an den Arbeitnehmer. 

· Laptop und Co. für Arbeitnehmer: 
Übereignet der Arbeitgeber dem Ar-
beitnehmer unentgeltlich oder ver-
billigt ein Datenverarbeitungsgerät 
(z.B. Laptop) oder Zubehör hierzu 
(z.B. Kabel, Scanner, Drucker, Fest-
platten, usw.), so ist der sich hieraus 
ergebende geldwerte Vorteil zwar 
nicht steuerfrei. Er kann jedoch pau-
schal mit 25 % und damit günstig be-
steuert werden. Sozialversicherungs-
beiträge fallen hierauf i.d.R. nicht an.  

· Private Nutzung Laptop und Co.: 
Überlässt der Arbeitgeber betriebli-
che Datenverarbeitungs- oder Tele-
kommunikationsgeräte (z.B. Laptop, 
Smartphone und Co.) an seine Arbeit-
nehmer zur privaten Nutzung, so ent-
steht hierdurch ein geldwerter Vor-
teil. Dieser ist steuerfrei. Unerheblich 
ist, ob die überlassenen Geräte zum 
Teil auch betrieblich genutzt werden. 

Ob die o.g. Maßnahmen im konkreten Einzel-
fall möglich sind, muss aber stets anhand der 
jeweiligen Umstände individuell geprüft 
werden. Zum Teil sind besondere Vorausset-
zungen oder Dokumentations-erfordernisse 
zu beachten. Zu den genauen Details beraten 
wir Sie gerne. 

8 Weitere Informationen 

Die vorstehenden Ausführungen und Bei-
träge sind nach bestem Wissen und Kennt-
nisstand verfasst worden. Es handelt sich 
nicht um abschließende Informationen und 
ersetzt keine Beratung. Eine Haftung für den 
Inhalt dieses Informationsbriefs kann daher 
nicht übernommen werden. 
Gerne beraten wir Sie zu diesen und anderen 
Themen. 
Bitte vereinbaren Sie bei Interesse einen Be-
sprechungstermin. Wir analysieren individu-
ell Ihre persönliche Situation, zeigen Ihnen 
Vor- und Nachteile auf und geben Ihnen Ge-
staltungsempfehlungen. 

 



 

  

MANDANTEN-INFOR-
MATIONSBRIEF 

zum 01. November 2018 

Johann-Erwin Graf Jan Böttcher Michael Ferstl 
Dipl.-Finanzwirt (FH) LL.M. Dipl.-Finanzwirt (FH) 
Steuerberater Steuerberater Steuerberater 

 

Mit dem vorliegenden Mandanten-Informationsbrief möchten wir Sie wie-
der über verschiedene interessante und aktuelle Themen informieren – ein 
bunter Strauß aus Praxisfragen, Rechtsprechung und Gesetzgebung. 
 
Der nächste Mandanten-Informationsbrief wird am 15. Dezember 2018 er-
scheinen. 
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1 Das bundesweite Baukindergeld 

Es ist soweit! Seit dem 18.09.2018 kann das 
bundesweite Baukindergeld bei der Kredit-
anstalt für Wiederaufbau (KfW) online bean-
tragt werden (www.kfw.de/zuschussportal). 
Geld wird derzeit aber noch nicht ausbezahlt. 
Kurioser Hintergrund ist, dass aktuell noch 
gar kein Gesetzestext zum Baukindergeld 
vorliegt. Außerdem können die erforderli-
chen Nachweise zum Baukindergeld voraus-
sichtlich erst ab Ende März 2019 hochgela-
den werden. 
Voraussetzungen für das Baukindergeld 

Die wichtigsten Voraussetzungen für die Ge-
währung von Baukindergeld sind: 

· Förderobjekt: Gefördert wird nur 
selbstgenutztes Wohneigentum in 
Deutschland. Vermietetes Wohnei-
gentum scheidet aus. Außerdem 
muss es sich um den erstmaligen 
Neubau oder Erwerb von selbstge-
nutztem Wohneigentum handeln. 
Wer also bereits eine Wohnimmobi-
lie besitzt, kann das Baukindergeld 
nicht in Anspruch nehmen. Das gilt 
auch, wenn die Wohnimmobilie ver-
mietet ist.  
 

 
· Stichtag: Neubauten sind förderfä-

hig, wenn die Baugenehmigung zwi-
schen dem 01.01.2018 und dem 
31.12.2020 erteilt worden ist. Bei Er-
werb von Neu- oder Bestandsbauten 
muss der notarielle Kaufvertrag zwi-
schen dem 01.01.2018 und dem 
31.12.2020 unterzeichnet worden 
sein. 

· Kinder: Gefördert wird nur, wer für 
mindestens ein nicht volljähriges 
Kind kindergeldberechtigt ist und 
mit diesem zusammen in einem 
Haushalt lebt. Möglich ist auch, dass 
zwar nicht der Eigentümer der 
Wohnimmobilie selbst kindergeld-
berechtigt ist, sondern eine andere 
Person im selben Haushalt (z.B. bei 
Patch-Work-Familien). 

· Einkommensgrenzen: Das zu ver-
steuernde Haushaltseinkommen darf 
bei Haushalten mit einem Kind 
durchschnittlich 90.000 € pro Jahr 
nicht überschreiten. Für jedes wei-
tere Kind erhöht sich diese Einkom-
mensgrenze um 15.000 €. Bei einem 
Haushalt mit zwei Kindern liegt die 
Einkommensgrenze also z.B. bei 
105.000 €. 
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· Maßgebendes Einkommen in der 
Vergangenheit: Es ist für das Bau-
kindergeld nicht das aktuelle Ein-
kommen, sondern das Einkommen 
aus dem vorletzten und dem vorvor-
letzten Jahr heranzuziehen. Für An-
träge auf Baukindergeld im Jahr 
2018 ist also das Einkommen aus den 
Jahren 2015 und 2016 maßgeblich. 
Hieraus wird der Durchschnitt gebil-
det. Abgestellt wird stets auf die 
Werte aus den entsprechenden Steu-
erbescheiden.  

· Antrag: Das Baukindergeld wird nur 
auf Antrag gewährt. Der Antrag ist 
spätestens drei Monate nach Einzug 
in die Wohnimmobilie zu stellen. Er 
kann jedoch frühestens ab dem Zeit-
punkt des Einzugs gestellt werden. 
Es gibt also ein Zeitfenster von drei 
Monaten. 

Höhe des Baukindergeldes 

Das Baukindergeld beträgt 1.200 € pro Jahr 
für jedes Kind unter 18 Jahren. Es wird maxi-
mal zehn Jahre lang gewährt. Pro Kind sind 
somit maximal 12.000 € Förderung über den 
gesamten Förderzeitraum möglich. 
Offene Fragen 

Da zum Baukindergeld aktuell noch kein Ge-
setzestext existiert, sind derzeit viele Fragen 
offen. Jedenfalls sollten aber bei rechtzeiti-
ger Planung steuerliche Gestaltungen auch 
für das Baukindergeld genutzt werden kön-
nen, denn für das maßgebliche Einkommen 
ist ausschließlich auf die Werte aus den 
Steuerbescheiden für die betreffenden Jahre 
abzustellen. 
Nicht klar ist aber beispielsweise, ob 
Wohnimmobilien förderfähig sind, die von 
nahen Angehörigen verbilligt gekauft wur-
den (- statt in vollem Umfang geschenkt). 
Die weiteren Entwicklungen zum Baukinder-
geld sind daher mit Spannung zu verfolgen. 

2 Tu felix Bavaria – Das Bayerische 
Baukindergeld Plus 

Sofern eine Person das bundesweite Baukin-
dergeld bezieht, gewährt der Freistaat Bay-
ern eine zusätzliche Förderung. Sie beträgt 
300 € je Kind, für das Baukindergeld bezahlt 
wird. Zuständig für die Auszahlung der För-
derung ist die Bayerische Landesbodenkre-
ditanstalt (BayernLabo). 
Die Förderung wird jedoch nur an Personen 
ausbezahlt, die zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung seit mindestens einem Jahr ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in 
Bayern haben. 
Außerdem förderberechtigt sind Personen, 
die zwar „neu zugezogen“ in Bayern leben, 
aber 

· zum Zeitpunkt der Antragstellung 
seit mindestens einem Jahr dauerhaft 
einer Erwerbstätigkeit in Bayern 
nachgehen, oder 

· im Zeitraum ab dem 01.01.2018 bis 
zum 01.09.2018 die Baugenehmi-
gung für ihr Eigenheim erhalten oder 
einen notariellen Kaufvertrag abge-
schlossen haben. 

3 Die Bayerische Eigenheimzulage 

Zusätzlich und völlig unabhängig vom bun-
desweiten Baukindergeld und dem Bayeri-
schen Baukindergeld Plus gewährt der Frei-
staat Bayern eine weitere Förderung für den 
Bau oder die Anschaffung von selbstgenutz-
tem Wohneigentum – die sog. „Bayerische Ei-
genheimzulage“.  
Voraussetzungen für die Bayerische Ei-
genheimzulage 

Die Voraussetzungen für die Gewährung der 
bayerischen Eigenheimzulage lehnen sich 
zwar zum Teil an diejenigen des bundeswei-
ten Baukindergeldes an, sie sind aber nicht 
identisch. Die wichtigsten Voraussetzungen 
sind: 

· Förderobjekt: Gefördert werden 
der Neubau und der Erwerb von Ein- 
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oder Zweifamilienhäusern und Ei-
gentumswohnungen. Außerdem ist 
die Änderung oder Erweiterung ei-
nes bestehenden Gebäudes förderfä-
hig, wenn dadurch eine zusätzliche 
Wohnung geschaffen wird.  

· Stichtag: Die Baugenehmigung muss 
nach dem 30.06.2018 erteilt bzw. der 
notarielle Kaufvertrag nach diesem 
Datum abgeschlossen worden sein. 

· Kinder: Kinder sind für die Bayeri-
sche Eigenheimzulage nicht erfor-
derlich. Es werden also auch kinder-
lose Haushalte gefördert. 

· Einkommensgrenzen: Das zu ver-
steuernde jährliche Haushaltsein-
kommen darf folgende Beträge nicht 
überschreiten: 

o für einen Einpersonenhaus-
halt 50.000 € 

o für einen Zwei- oder Mehr-
personenhaushalt ohne Kind 
75.000 € 

o für einen Haushalt mit einem 
Kind 90.000 € 

Für jedes weitere Kind erhöht sich 
die Einkommensgrenze um 15.000 €. 

· Maßgebendes Einkommen in der 
Vergangenheit: Wie beim bundes-
weiten Baukindergeld ist das Ein-
kommen des vorletzten und des vor-
vorletzten Jahres maßgebend. Hie-
raus wird der Durchschnitt gebildet. 
Abgestellt wird stets auf die Werte 
aus den entsprechenden Steuerbe-
scheiden.  

· Antrag: Die Bayerische Eigenheim-
zulage wird nur auf Antrag gewährt. 
Der Antrag ist ab Bezug der Wohnim-
mobilie und bis spätestens sechs Mo-
nate danach zulässig. Es besteht also 
ein Zeitfenster von sechs Monaten. 

Höhe der Bayerischen Eigenheimzulage 

Die Bayerische Eigenheimzulage wird als 
einmaliger Festbetrag ausbezahlt. Sie beträgt 
10.000 €. Wird die Selbstnutzung aber inner-
halb von fünf Jahren nach dem Bezug aufge-
geben, ist für jedes volle Kalenderjahr der 
nicht zweckentsprechenden Nutzung ein 
Fünftel des Förderbetrags zurückzuerstat-
ten. 
Ausschlusstatbestände 

Nicht gefördert werden allerdings 
· Personen, die bereits einmal die Bay-

erische Eigenheimzulage erhalten 
haben, 

· eine Ferien- oder Wochenend-woh-
nung, sowie einzelne Wohnräume 

· die Übertragung im Wege der Erb-
folge, testamentarischen Verfügung 
oder Schenkung, 

· der Erwerb oder die Eigentumsüber-
tragung zwischen Ehegatten, Lebens-
partnern und Partnern einer sonsti-
gen auf Dauer angelegten Lebensge-
meinschaft oder Verwandten in gera-
der Linie. 
 

Beispiel 

Eine Familie mit zwei Kindern kann in Bay-
ern also maximal folgende Förderung erhal-
ten, wenn die jeweiligen Anspruchsvoraus-
setzungen erfüllt sind: 

Bundesweites Baukinder-
geld: 

je Kind 1.200 € p.a. à 2 Kinder 
à 2.400 € p.a. 
im Zehnjahreszeitraum =   24.000 € 
Bayerisches Baukindergeld 
Plus:  

je Kind 300 € p.a. à 2 Kinder 
à 600 € p.a. 
im Zehnjahreszeitraum = 6.000 € 
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Bayerische Eigenheimzu-
lage: 

einmaliger Festbetrag =   10.000 € 
Summe = 40.000 € 

4 Geschenke an Geschäftspartner – 
Worauf ist steuerlich zu achten? 

Weihnachten steht zwar noch nicht unmittel-
bar vor der Tür. Die Zeit bis dahin ist jedoch 
auch nicht mehr weit. Regelmäßig wird die 
Weihnachtszeit dazu genutzt, wichtigen Ge-
schäftspartnern für die erfolgreiche Zusam-
menarbeit und als Zeichen der Wertschät-
zung eine (mehr oder weniger) kleine Auf-
merksamkeit zukommen zu lassen. Alle 
Jahre wieder stellt sich daher die Frage nach 
den steuerlichen Besonderheiten bei Ge-
schenken.  
35 €-Grenze 

Die Aufwendungen für Geschenke an Ge-
schäftspartner (z.B. Kalender, Flasche Wein, 
Schokolade, Buch,…) kann der Schenker 
grundsätzlich in vollem Umfang steuerlich 
abziehen. Übersteigen die Anschaffungs- 
bzw. Herstellungskosten für das Geschenk 
allerdings die Grenze von 35 €, so ist der Be-
triebsausgabenabzug ausgeschlossen.  
Ob es sich bei der 35 €-Grenze um eine 
Brutto- oder Nettogrenze handelt, hängt da-
von ab, ob der Schenker zum Vorsteuerabzug 
berechtigt ist. Falls ja, handelt es sich um eine 
Nettogrenze (d.h. maximaler Betrag ist dann 
35 € zzgl. Umsatzsteuer). Ansonsten stellen 
die 35 € eine Bruttogrenze dar. 
Hinweis: 
Bei der Prüfung der 35 €-Grenze sind alle Ge-
schenke, die ein Empfänger in einem Wirt-
schaftsjahr erhält, zusammenzurechnen. 
Wird die Freigrenze von 35 € überschritten, 
entfällt der Betriebsausgabenabzug in vol-
lem Umfang. Damit überprüft werden kann, 
welcher Geschäftspartner im Laufe des Jah-
res welche Geschenke erhalten hat, ist der 
Name des Geschenkeempfängers durch ge-
sonderte Aufzeichnungen zu dokumentieren 
(z.B. mittels Geschenkeliste). 

Streuwerbeartikel (bis 10 €) 

Streuwerbeartikel sind Werbemittel, die 
durch ihre breite Streuung eine Vielzahl von 
Menschen erreichen und damit den Bekannt-
heitsgrad des Unternehmens steigern (z.B. 
Kugelschreiber, Kalender, Schlüsselanhän-
ger,…). Sie stellen steuerlich keine Ge-
schenke dar. Die Aufwendungen hierfür sind 
stets steuerlich absetzbar. Aus Vereinfa-
chungsgründen geht die Finanzverwaltung 
davon aus, dass nur Sachzuwendungen bis zu 
einem Wert von 10 € stets Streuwerbeartikel 
sind, deren Anschaffungs- bzw. Herstellungs-
kosten abziehbar sind. 
Unbedingt prüfen: Soll Pauschalbesteue-
rung angewendet werden? 

Beim Empfänger des Geschenks liegen be-
züglich der erhaltenen Geschenke grundsätz-
lich steuerpflichtige Einnahmen vor. Der be-
schenkte Geschäftspartner muss die erhalte-
nen Geschenke also in seiner Einkommen-
steuererklärung angeben und diese versteu-
ern.  
Dies kann mit Aufwand, Ärger und Unan-
nehmlichkeiten verbunden sein, so dass der 
eigentliche Zweck des Geschenks (nämlich 
beim Geschäftspartner in guter Erinnerung 
zu bleiben) ins Gegenteil verkehrt wird. Um 
hier Abhilfe zu schaffen, kann der Schenker 
die Steuer, die sein Geschenk beim Be-
schenkten auslöst, für diesen mitüberneh-
men. Dies geht allerdings nur in pauschaler 
Form i.H.v. 30 % zzgl. Soli und pauschaler 
Kirchensteuer. Voraussetzung ist ein ent-
sprechender Antrag. 
Wichtig ist, dass das Wahlrecht zur Pauscha-
lierung der Einkommensteuer nur einheit-
lich für alle Geschenke ausgeübt werden 
kann (für Geschenke an Arbeitnehmer kann 
das Wahlrecht aber separat ausgeübt wer-
den). Der Schritt muss also wohl überlegt 
sein. 
Hinweis: 
Ausgenommen von Pauschalierungsent-
scheidung für Geschenke sind Privatkunden 
und ausländische Kunden. Bei diesen i.d.R. 
liegen keine steuerpflichtigen Einnahmen 
vor. 
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Geschenke an Arbeitnehmer 

Für Geschenke an Arbeitnehmer gelten an-
dere Regelungen. Die Aufwendungen hierfür 
sind stets als Betriebsausgabe voll abziehbar. 
Auch bei Arbeitnehmern unterliegen die er-
haltenen Geschenke aber als Sachbezüge 
grundsätzlich der Lohnsteuer. Diese kann 
vom Arbeitgeber ebenfalls pauschal über-
nommen werden (i.H.v. 30 % zzgl. Soli und 
pauschale Kirchensteuer). Kein Arbeitslohn 
liegt jedoch vor, wenn bei Sachbezügen die 
sog. „44 €-Grenze“ nicht überschritten wird. 
Sie gilt pro Monat. Für diese Grenze sind da-
her alle Geschenke/Sachbezüge an diesen 
Arbeitnehmer aus dem jeweiligen Kalender-
monat zu addieren. 

5 Entschädigung für Überspannung ei-
nes Grundstücks mit Stromleitung 
nicht steuerbar 

In einem kürzlich veröffentlichten Urteil 
hatte der Bundesfinanzhof (BFH) darüber 
zu entscheiden, ob eine Entschädigung für 
die Überspannung eines Grundstücks mit ei-
ner Stromleitung der Einkommensteuer un-
terliegt.  
Im Streitfall wurde das selbstbewohnte 
Hausgrundstück eines Steuerpflichtigen 
beim Bau einer Stromtrasse mit einer Hoch-
spannungsleitung überspannt. Der Netzbe-
treiber bot dem Steuerpflichtigen für die Er-
laubnis, das Grundstück überspannen zu 
dürfen, eine Entschädigung an. Diese nahm 
der Betroffene an, da ansonsten eine 
Zwangsversteigerung des Grundstücks ge-
droht hätte. Fraglich war, ob diese Entschä-
digung der Besteuerung unterliegt. 
Der BFH hat die Frage nun im Sinne des 
Steuerpflichtigen entschieden. Wird die Er-
laubnis zur Überspannung eines Grund-
stücks mit einer Stromleitung erteilt, um ei-
ner drohenden Zwangsenteignung zuvorzu-
kommen, liegen nach Ansicht der Richter 
keine „Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung“ oder „sonstige Einkünfte“ vor. Die 
Entschädigungszahlung ist daher nicht steu-
erbar. 

6 Ehe für alle bringt möglicherweise 
Steuersegen für gleichgeschlechtli-
che Paare 

Ein jüngst veröffentlichtes Urteil des Finanz-
gerichts Hamburg weckt bei vielen gleichge-
schlechtlichen Paaren berechtigte Hoffnun-
gen auf Steuererstattungen. Voraussetzung 
ist jedoch, dass das Paar bisher in einer ein-
getragenen Lebenspartnerschaft gelebt hat 
und diese nun zivilrechtlich in eine Ehe um-
gewandelt wurde. Dies ist gesetzlich erst 
seit 2017 möglich. 
Hintergrund 

Hintergrund ist, dass verheiratete Paare 
steuerlich vom sog. „Splitting-Tarif“ profitie-
ren können. Paaren in eingetragenen Leben-
spartnerschaften war dieser Steuervorteil 
verwehrt. Durch die Umwandlung der ein-
getragenen Lebenspartnerschaften in voll-
wertige Ehen im Rahmen des Eheöffnungs-
gesetzes vom 20.07.2017, steht nunmehr 
auch Paaren, die in gleichgeschlechtlichen 
Ehen leben, der Splitting-Tarif zu.  
Der Sachverhalt 

Die Kläger lebten seit dem Jahr 2001 nicht 
getrennt in eingetragener Lebenspartner-
schaft. Nach Inkrafttreten des Eheöffnungs-
gesetzes wurde die eingetragene Lebens-
partnerschaft der Kläger auf ihre entspre-
chenden Erklärungen hin in eine Ehe umge-
wandelt. 
Die Kläger beantragten im Jahr 2017 die 
Aufhebung ihrer bisherigen jeweiligen Be-
scheide seit dem Jahr 2001 und beantragten 
für die betroffenen Jahre rückwirkend die 
Zusammenveranlagung, um in den Genuss 
des Splitting-Tarifs zu kommen. 
Das Finanzamt lehnte die Änderung der be-
troffenen Steuerbescheide ab, da diese be-
reits bestandskräftig seien. Die Wirkungen 
der Umwandlung einer Lebenspartnerschaft 
in eine Ehe seien nämlich auf noch nicht ab-
geschlossene Sachverhalte beschränkt. Es 
handele sich bei der Umwandlung insbeson-
dere nicht um ein rückwirkendes Ereignis, 
dass eine nachträgliche Änderung der be-
standskräftigen Steuerbescheide ermögli-
che. 
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Die Entscheidung des Finanzgerichts 
Hamburg 

Das Finanzgericht Hamburg gab indes den 
Klägern Recht. Die Richter stuften die Rege-
lungen des Eheöffnungsgesetzes sehr wohl 
als rückwirkendes Ereignis ein. Somit könn-
ten auch formell bestandskräftige Steuerbe-
scheide noch geändert werden.  
Entscheidung des BFH steht noch aus 

Das letzte Wort wird aber der BFH haben. 
Die Revision wurde wegen grundsätzlicher 
Bedeutung zugelassen. Die Entscheidung 
des BFH steht noch aus. 
Handlungsempfehlung 

Betroffen sind Paare, die ihre eingetragene 
Lebenspartnerschaft in eine Ehe umwan-
deln lassen haben. Diese Paare sollten, wenn 
sie rückwirkend vom Splitting-Tarif profitie-
ren wollen, gegen alle Steuerfestsetzung seit 
Begründung der eingetragenen Lebenspart-
nerschaft Einspruch einlegen. Bis zur Ent-
scheidung des BFH kann Ruhen des Verfah-
rens beantragt werden. 
Eine Festsetzungsverjährung steht den be-
gehrten Bescheidänderungen derzeit jeden-
falls nicht entgegen. Denn bei rückwirken-
den Ereignissen beginnt die vierjährige 
Festsetzungsfrist erst mit Ablauf des Kalen-
derjahres, in dem das Ereignis eintritt, hier 
also frühestens mit Ablauf des Jahres 2017. 

7 „Mehr netto vom brutto“ – Netto-
lohnoptimierung sorgt für zufrie-
dene Mitarbeiter 

Der Arbeitsmarkt ist - in Zeiten des Fachkräf-
temangels - in vielen Branchen ein Arbeit-
nehmermarkt. Wertvolle Mitarbeiter zu hal-
ten, ist daher für viele Unternehmen oberstes 
Gebot. Die steuerlich geschickte Ausgestal-
tung von Lohnbestandteilen kann hier 
durchaus ein Wettbewerbsvorteil sein. Auch 
bei etwaigen  Gehaltsverhandlungen lassen 
sich so „Win-Win-Situationen“ erzielen. 
Nachfolgend werden einige interessante Ge-
staltungsmöglichkeiten genannt, die oft sich 
vergleichsweise einfach umsetzen lassen: 

· Bahncard: Hat ein Arbeitnehmer die 
Erlaubnis, seine vom Arbeitgeber be-
schaffte Bahncard (25/50/100) nicht 
nur beruflich, sondern auch privat zu 
nutzen, so stellt dies einen geldwer-
ten Vorteil dar. Dieser ist jedoch steu-
erfrei, wenn (wie meistens) die Kos-
ten der Bahncard tatsächlich niedri-
ger sind, als die ersparten Aufwen-
dungen für die beruflichen Fahrten. 

· Fortbildungen: Trägt der Arbeitge-
ber für den Arbeitnehmer Fortbil-
dungskosten, so sind die hieraus ent-
stehenden geldwerten Vorteile steu-
erfrei, wenn die Bildungsmaßnahme 
im überwiegenden Interesse des Ar-
beitgebers erfolgt. Es reicht aus, 
wenn sich die Einsatzfähigkeit des 
Mitarbeiters dadurch erhöhen soll. 
Ein Bezug zur konkreten Tätigkeit 
des Arbeitnehmers ist also erforder-
lich. Bei Sprachkursen (auch im Aus-
land) dürfte diese Voraussetzung 
beispielsweise aber meist erfüllt 
sein. 

· Gesundheitsförderung: Leistungen 
des Arbeitgebers zur Verbesserung 
des allgemeinen Gesundheitszu-
stands und der betrieblichen Ge-
sundheitsförderung können bis zu ei-
nem Betrag von 500 € je Arbeitneh-
mer jährlich steuerfrei sein. In Frage 
kommen z.B. Rückentraining, Yoga, 
Maßnahmen zur Stressbewältigung, 
Suchtprävention, usw. 

· Gutscheine: Sachzuwendungen an 
Arbeitnehmer bleiben bis zu 44 € im 
Monat beim Arbeitslohn außer An-
satz. Die Zuwendung kann auch in 
Form von Gutscheinen erfolgen (z.B. 
für Tanken, Online-Einkauf, Super-
markt). 

· Kinderbetreuung: Übernimmt der 
Arbeitgeber (teilweise) Kosten zur 
kurzfristigen Betreuung von Kin-
dern, die das 14. Lebensjahr noch 
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nicht vollendet haben (also z.B. den 
Babysitter), so sind die Beträge bis zu 
einem Betrag von maximal 600 € im 
Kalenderjahr steuerfrei. Vorausset-
zung ist aber, dass die Betreuung aus 
zwingenden und beruflich veranlass-
ten Gründen notwendig ist (z.B. be-
rufliche Fortbildung, Geschäftsreise 
zu außergewöhnlichen Zeiten). Die 
gleiche Regelung gilt überdies auch 
bei Kosten für die Betreuung von 
pflegebedürftigen Angehörigen des 
Arbeitnehmers. 

· Kindergarten, Kita, Kindergrippe, 
u.ä.: Steuerfrei sind Leistungen des 
Arbeitgebers zur Unterbringung und 
Betreuung von nicht schulpflichtigen 
Kindern der Arbeitnehmer in Kinder-
gärten oder vergleichbaren Einrich-
tungen. Steuerfrei sind die direkte 
Kostenübernahme und auch Barzu-
schüsse an den Arbeitnehmer. 

· Laptop und Co. für Arbeitnehmer: 
Übereignet der Arbeitgeber dem Ar-
beitnehmer unentgeltlich oder ver-
billigt ein Datenverarbeitungsgerät 
(z.B. Laptop) oder Zubehör hierzu 
(z.B. Kabel, Scanner, Drucker, Fest-
platten, usw.), so ist der sich hieraus 
ergebende geldwerte Vorteil zwar 
nicht steuerfrei. Er kann jedoch pau-
schal mit 25 % und damit günstig be-
steuert werden. Sozialversicherungs-
beiträge fallen hierauf i.d.R. nicht an.  

· Private Nutzung Laptop und Co.: 
Überlässt der Arbeitgeber betriebli-
che Datenverarbeitungs- oder Tele-
kommunikationsgeräte (z.B. Laptop, 
Smartphone und Co.) an seine Arbeit-
nehmer zur privaten Nutzung, so ent-
steht hierdurch ein geldwerter Vor-
teil. Dieser ist steuerfrei. Unerheblich 
ist, ob die überlassenen Geräte zum 
Teil auch betrieblich genutzt werden. 

Ob die o.g. Maßnahmen im konkreten Einzel-
fall möglich sind, muss aber stets anhand der 
jeweiligen Umstände individuell geprüft 
werden. Zum Teil sind besondere Vorausset-
zungen oder Dokumentations-erfordernisse 
zu beachten. Zu den genauen Details beraten 
wir Sie gerne. 

8 Weitere Informationen 

Die vorstehenden Ausführungen und Bei-
träge sind nach bestem Wissen und Kennt-
nisstand verfasst worden. Es handelt sich 
nicht um abschließende Informationen und 
ersetzt keine Beratung. Eine Haftung für den 
Inhalt dieses Informationsbriefs kann daher 
nicht übernommen werden. 
Gerne beraten wir Sie zu diesen und anderen 
Themen. 
Bitte vereinbaren Sie bei Interesse einen Be-
sprechungstermin. Wir analysieren individu-
ell Ihre persönliche Situation, zeigen Ihnen 
Vor- und Nachteile auf und geben Ihnen Ge-
staltungsempfehlungen. 

 



 

  

MANDANTEN-INFOR-
MATIONSBRIEF 

zum 01. November 2018 

Johann-Erwin Graf Jan Böttcher Michael Ferstl 
Dipl.-Finanzwirt (FH) LL.M. Dipl.-Finanzwirt (FH) 
Steuerberater Steuerberater Steuerberater 

 

Mit dem vorliegenden Mandanten-Informationsbrief möchten wir Sie wie-
der über verschiedene interessante und aktuelle Themen informieren – ein 
bunter Strauß aus Praxisfragen, Rechtsprechung und Gesetzgebung. 
 
Der nächste Mandanten-Informationsbrief wird am 15. Dezember 2018 er-
scheinen. 
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1 Das bundesweite Baukindergeld 

Es ist soweit! Seit dem 18.09.2018 kann das 
bundesweite Baukindergeld bei der Kredit-
anstalt für Wiederaufbau (KfW) online bean-
tragt werden (www.kfw.de/zuschussportal). 
Geld wird derzeit aber noch nicht ausbezahlt. 
Kurioser Hintergrund ist, dass aktuell noch 
gar kein Gesetzestext zum Baukindergeld 
vorliegt. Außerdem können die erforderli-
chen Nachweise zum Baukindergeld voraus-
sichtlich erst ab Ende März 2019 hochgela-
den werden. 
Voraussetzungen für das Baukindergeld 

Die wichtigsten Voraussetzungen für die Ge-
währung von Baukindergeld sind: 

· Förderobjekt: Gefördert wird nur 
selbstgenutztes Wohneigentum in 
Deutschland. Vermietetes Wohnei-
gentum scheidet aus. Außerdem 
muss es sich um den erstmaligen 
Neubau oder Erwerb von selbstge-
nutztem Wohneigentum handeln. 
Wer also bereits eine Wohnimmobi-
lie besitzt, kann das Baukindergeld 
nicht in Anspruch nehmen. Das gilt 
auch, wenn die Wohnimmobilie ver-
mietet ist.  
 

 
· Stichtag: Neubauten sind förderfä-

hig, wenn die Baugenehmigung zwi-
schen dem 01.01.2018 und dem 
31.12.2020 erteilt worden ist. Bei Er-
werb von Neu- oder Bestandsbauten 
muss der notarielle Kaufvertrag zwi-
schen dem 01.01.2018 und dem 
31.12.2020 unterzeichnet worden 
sein. 

· Kinder: Gefördert wird nur, wer für 
mindestens ein nicht volljähriges 
Kind kindergeldberechtigt ist und 
mit diesem zusammen in einem 
Haushalt lebt. Möglich ist auch, dass 
zwar nicht der Eigentümer der 
Wohnimmobilie selbst kindergeld-
berechtigt ist, sondern eine andere 
Person im selben Haushalt (z.B. bei 
Patch-Work-Familien). 

· Einkommensgrenzen: Das zu ver-
steuernde Haushaltseinkommen darf 
bei Haushalten mit einem Kind 
durchschnittlich 90.000 € pro Jahr 
nicht überschreiten. Für jedes wei-
tere Kind erhöht sich diese Einkom-
mensgrenze um 15.000 €. Bei einem 
Haushalt mit zwei Kindern liegt die 
Einkommensgrenze also z.B. bei 
105.000 €. 
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· Maßgebendes Einkommen in der 
Vergangenheit: Es ist für das Bau-
kindergeld nicht das aktuelle Ein-
kommen, sondern das Einkommen 
aus dem vorletzten und dem vorvor-
letzten Jahr heranzuziehen. Für An-
träge auf Baukindergeld im Jahr 
2018 ist also das Einkommen aus den 
Jahren 2015 und 2016 maßgeblich. 
Hieraus wird der Durchschnitt gebil-
det. Abgestellt wird stets auf die 
Werte aus den entsprechenden Steu-
erbescheiden.  

· Antrag: Das Baukindergeld wird nur 
auf Antrag gewährt. Der Antrag ist 
spätestens drei Monate nach Einzug 
in die Wohnimmobilie zu stellen. Er 
kann jedoch frühestens ab dem Zeit-
punkt des Einzugs gestellt werden. 
Es gibt also ein Zeitfenster von drei 
Monaten. 

Höhe des Baukindergeldes 

Das Baukindergeld beträgt 1.200 € pro Jahr 
für jedes Kind unter 18 Jahren. Es wird maxi-
mal zehn Jahre lang gewährt. Pro Kind sind 
somit maximal 12.000 € Förderung über den 
gesamten Förderzeitraum möglich. 
Offene Fragen 

Da zum Baukindergeld aktuell noch kein Ge-
setzestext existiert, sind derzeit viele Fragen 
offen. Jedenfalls sollten aber bei rechtzeiti-
ger Planung steuerliche Gestaltungen auch 
für das Baukindergeld genutzt werden kön-
nen, denn für das maßgebliche Einkommen 
ist ausschließlich auf die Werte aus den 
Steuerbescheiden für die betreffenden Jahre 
abzustellen. 
Nicht klar ist aber beispielsweise, ob 
Wohnimmobilien förderfähig sind, die von 
nahen Angehörigen verbilligt gekauft wur-
den (- statt in vollem Umfang geschenkt). 
Die weiteren Entwicklungen zum Baukinder-
geld sind daher mit Spannung zu verfolgen. 

2 Tu felix Bavaria – Das Bayerische 
Baukindergeld Plus 

Sofern eine Person das bundesweite Baukin-
dergeld bezieht, gewährt der Freistaat Bay-
ern eine zusätzliche Förderung. Sie beträgt 
300 € je Kind, für das Baukindergeld bezahlt 
wird. Zuständig für die Auszahlung der För-
derung ist die Bayerische Landesbodenkre-
ditanstalt (BayernLabo). 
Die Förderung wird jedoch nur an Personen 
ausbezahlt, die zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung seit mindestens einem Jahr ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in 
Bayern haben. 
Außerdem förderberechtigt sind Personen, 
die zwar „neu zugezogen“ in Bayern leben, 
aber 

· zum Zeitpunkt der Antragstellung 
seit mindestens einem Jahr dauerhaft 
einer Erwerbstätigkeit in Bayern 
nachgehen, oder 

· im Zeitraum ab dem 01.01.2018 bis 
zum 01.09.2018 die Baugenehmi-
gung für ihr Eigenheim erhalten oder 
einen notariellen Kaufvertrag abge-
schlossen haben. 

3 Die Bayerische Eigenheimzulage 

Zusätzlich und völlig unabhängig vom bun-
desweiten Baukindergeld und dem Bayeri-
schen Baukindergeld Plus gewährt der Frei-
staat Bayern eine weitere Förderung für den 
Bau oder die Anschaffung von selbstgenutz-
tem Wohneigentum – die sog. „Bayerische Ei-
genheimzulage“.  
Voraussetzungen für die Bayerische Ei-
genheimzulage 

Die Voraussetzungen für die Gewährung der 
bayerischen Eigenheimzulage lehnen sich 
zwar zum Teil an diejenigen des bundeswei-
ten Baukindergeldes an, sie sind aber nicht 
identisch. Die wichtigsten Voraussetzungen 
sind: 

· Förderobjekt: Gefördert werden 
der Neubau und der Erwerb von Ein- 
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oder Zweifamilienhäusern und Ei-
gentumswohnungen. Außerdem ist 
die Änderung oder Erweiterung ei-
nes bestehenden Gebäudes förderfä-
hig, wenn dadurch eine zusätzliche 
Wohnung geschaffen wird.  

· Stichtag: Die Baugenehmigung muss 
nach dem 30.06.2018 erteilt bzw. der 
notarielle Kaufvertrag nach diesem 
Datum abgeschlossen worden sein. 

· Kinder: Kinder sind für die Bayeri-
sche Eigenheimzulage nicht erfor-
derlich. Es werden also auch kinder-
lose Haushalte gefördert. 

· Einkommensgrenzen: Das zu ver-
steuernde jährliche Haushaltsein-
kommen darf folgende Beträge nicht 
überschreiten: 

o für einen Einpersonenhaus-
halt 50.000 € 

o für einen Zwei- oder Mehr-
personenhaushalt ohne Kind 
75.000 € 

o für einen Haushalt mit einem 
Kind 90.000 € 

Für jedes weitere Kind erhöht sich 
die Einkommensgrenze um 15.000 €. 

· Maßgebendes Einkommen in der 
Vergangenheit: Wie beim bundes-
weiten Baukindergeld ist das Ein-
kommen des vorletzten und des vor-
vorletzten Jahres maßgebend. Hie-
raus wird der Durchschnitt gebildet. 
Abgestellt wird stets auf die Werte 
aus den entsprechenden Steuerbe-
scheiden.  

· Antrag: Die Bayerische Eigenheim-
zulage wird nur auf Antrag gewährt. 
Der Antrag ist ab Bezug der Wohnim-
mobilie und bis spätestens sechs Mo-
nate danach zulässig. Es besteht also 
ein Zeitfenster von sechs Monaten. 

Höhe der Bayerischen Eigenheimzulage 

Die Bayerische Eigenheimzulage wird als 
einmaliger Festbetrag ausbezahlt. Sie beträgt 
10.000 €. Wird die Selbstnutzung aber inner-
halb von fünf Jahren nach dem Bezug aufge-
geben, ist für jedes volle Kalenderjahr der 
nicht zweckentsprechenden Nutzung ein 
Fünftel des Förderbetrags zurückzuerstat-
ten. 
Ausschlusstatbestände 

Nicht gefördert werden allerdings 
· Personen, die bereits einmal die Bay-

erische Eigenheimzulage erhalten 
haben, 

· eine Ferien- oder Wochenend-woh-
nung, sowie einzelne Wohnräume 

· die Übertragung im Wege der Erb-
folge, testamentarischen Verfügung 
oder Schenkung, 

· der Erwerb oder die Eigentumsüber-
tragung zwischen Ehegatten, Lebens-
partnern und Partnern einer sonsti-
gen auf Dauer angelegten Lebensge-
meinschaft oder Verwandten in gera-
der Linie. 
 

Beispiel 

Eine Familie mit zwei Kindern kann in Bay-
ern also maximal folgende Förderung erhal-
ten, wenn die jeweiligen Anspruchsvoraus-
setzungen erfüllt sind: 

Bundesweites Baukinder-
geld: 

je Kind 1.200 € p.a. à 2 Kinder 
à 2.400 € p.a. 
im Zehnjahreszeitraum =   24.000 € 
Bayerisches Baukindergeld 
Plus:  

je Kind 300 € p.a. à 2 Kinder 
à 600 € p.a. 
im Zehnjahreszeitraum = 6.000 € 
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Bayerische Eigenheimzu-
lage: 

einmaliger Festbetrag =   10.000 € 
Summe = 40.000 € 

4 Geschenke an Geschäftspartner – 
Worauf ist steuerlich zu achten? 

Weihnachten steht zwar noch nicht unmittel-
bar vor der Tür. Die Zeit bis dahin ist jedoch 
auch nicht mehr weit. Regelmäßig wird die 
Weihnachtszeit dazu genutzt, wichtigen Ge-
schäftspartnern für die erfolgreiche Zusam-
menarbeit und als Zeichen der Wertschät-
zung eine (mehr oder weniger) kleine Auf-
merksamkeit zukommen zu lassen. Alle 
Jahre wieder stellt sich daher die Frage nach 
den steuerlichen Besonderheiten bei Ge-
schenken.  
35 €-Grenze 

Die Aufwendungen für Geschenke an Ge-
schäftspartner (z.B. Kalender, Flasche Wein, 
Schokolade, Buch,…) kann der Schenker 
grundsätzlich in vollem Umfang steuerlich 
abziehen. Übersteigen die Anschaffungs- 
bzw. Herstellungskosten für das Geschenk 
allerdings die Grenze von 35 €, so ist der Be-
triebsausgabenabzug ausgeschlossen.  
Ob es sich bei der 35 €-Grenze um eine 
Brutto- oder Nettogrenze handelt, hängt da-
von ab, ob der Schenker zum Vorsteuerabzug 
berechtigt ist. Falls ja, handelt es sich um eine 
Nettogrenze (d.h. maximaler Betrag ist dann 
35 € zzgl. Umsatzsteuer). Ansonsten stellen 
die 35 € eine Bruttogrenze dar. 
Hinweis: 
Bei der Prüfung der 35 €-Grenze sind alle Ge-
schenke, die ein Empfänger in einem Wirt-
schaftsjahr erhält, zusammenzurechnen. 
Wird die Freigrenze von 35 € überschritten, 
entfällt der Betriebsausgabenabzug in vol-
lem Umfang. Damit überprüft werden kann, 
welcher Geschäftspartner im Laufe des Jah-
res welche Geschenke erhalten hat, ist der 
Name des Geschenkeempfängers durch ge-
sonderte Aufzeichnungen zu dokumentieren 
(z.B. mittels Geschenkeliste). 

Streuwerbeartikel (bis 10 €) 

Streuwerbeartikel sind Werbemittel, die 
durch ihre breite Streuung eine Vielzahl von 
Menschen erreichen und damit den Bekannt-
heitsgrad des Unternehmens steigern (z.B. 
Kugelschreiber, Kalender, Schlüsselanhän-
ger,…). Sie stellen steuerlich keine Ge-
schenke dar. Die Aufwendungen hierfür sind 
stets steuerlich absetzbar. Aus Vereinfa-
chungsgründen geht die Finanzverwaltung 
davon aus, dass nur Sachzuwendungen bis zu 
einem Wert von 10 € stets Streuwerbeartikel 
sind, deren Anschaffungs- bzw. Herstellungs-
kosten abziehbar sind. 
Unbedingt prüfen: Soll Pauschalbesteue-
rung angewendet werden? 

Beim Empfänger des Geschenks liegen be-
züglich der erhaltenen Geschenke grundsätz-
lich steuerpflichtige Einnahmen vor. Der be-
schenkte Geschäftspartner muss die erhalte-
nen Geschenke also in seiner Einkommen-
steuererklärung angeben und diese versteu-
ern.  
Dies kann mit Aufwand, Ärger und Unan-
nehmlichkeiten verbunden sein, so dass der 
eigentliche Zweck des Geschenks (nämlich 
beim Geschäftspartner in guter Erinnerung 
zu bleiben) ins Gegenteil verkehrt wird. Um 
hier Abhilfe zu schaffen, kann der Schenker 
die Steuer, die sein Geschenk beim Be-
schenkten auslöst, für diesen mitüberneh-
men. Dies geht allerdings nur in pauschaler 
Form i.H.v. 30 % zzgl. Soli und pauschaler 
Kirchensteuer. Voraussetzung ist ein ent-
sprechender Antrag. 
Wichtig ist, dass das Wahlrecht zur Pauscha-
lierung der Einkommensteuer nur einheit-
lich für alle Geschenke ausgeübt werden 
kann (für Geschenke an Arbeitnehmer kann 
das Wahlrecht aber separat ausgeübt wer-
den). Der Schritt muss also wohl überlegt 
sein. 
Hinweis: 
Ausgenommen von Pauschalierungsent-
scheidung für Geschenke sind Privatkunden 
und ausländische Kunden. Bei diesen i.d.R. 
liegen keine steuerpflichtigen Einnahmen 
vor. 
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Geschenke an Arbeitnehmer 

Für Geschenke an Arbeitnehmer gelten an-
dere Regelungen. Die Aufwendungen hierfür 
sind stets als Betriebsausgabe voll abziehbar. 
Auch bei Arbeitnehmern unterliegen die er-
haltenen Geschenke aber als Sachbezüge 
grundsätzlich der Lohnsteuer. Diese kann 
vom Arbeitgeber ebenfalls pauschal über-
nommen werden (i.H.v. 30 % zzgl. Soli und 
pauschale Kirchensteuer). Kein Arbeitslohn 
liegt jedoch vor, wenn bei Sachbezügen die 
sog. „44 €-Grenze“ nicht überschritten wird. 
Sie gilt pro Monat. Für diese Grenze sind da-
her alle Geschenke/Sachbezüge an diesen 
Arbeitnehmer aus dem jeweiligen Kalender-
monat zu addieren. 

5 Entschädigung für Überspannung ei-
nes Grundstücks mit Stromleitung 
nicht steuerbar 

In einem kürzlich veröffentlichten Urteil 
hatte der Bundesfinanzhof (BFH) darüber 
zu entscheiden, ob eine Entschädigung für 
die Überspannung eines Grundstücks mit ei-
ner Stromleitung der Einkommensteuer un-
terliegt.  
Im Streitfall wurde das selbstbewohnte 
Hausgrundstück eines Steuerpflichtigen 
beim Bau einer Stromtrasse mit einer Hoch-
spannungsleitung überspannt. Der Netzbe-
treiber bot dem Steuerpflichtigen für die Er-
laubnis, das Grundstück überspannen zu 
dürfen, eine Entschädigung an. Diese nahm 
der Betroffene an, da ansonsten eine 
Zwangsversteigerung des Grundstücks ge-
droht hätte. Fraglich war, ob diese Entschä-
digung der Besteuerung unterliegt. 
Der BFH hat die Frage nun im Sinne des 
Steuerpflichtigen entschieden. Wird die Er-
laubnis zur Überspannung eines Grund-
stücks mit einer Stromleitung erteilt, um ei-
ner drohenden Zwangsenteignung zuvorzu-
kommen, liegen nach Ansicht der Richter 
keine „Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung“ oder „sonstige Einkünfte“ vor. Die 
Entschädigungszahlung ist daher nicht steu-
erbar. 

6 Ehe für alle bringt möglicherweise 
Steuersegen für gleichgeschlechtli-
che Paare 

Ein jüngst veröffentlichtes Urteil des Finanz-
gerichts Hamburg weckt bei vielen gleichge-
schlechtlichen Paaren berechtigte Hoffnun-
gen auf Steuererstattungen. Voraussetzung 
ist jedoch, dass das Paar bisher in einer ein-
getragenen Lebenspartnerschaft gelebt hat 
und diese nun zivilrechtlich in eine Ehe um-
gewandelt wurde. Dies ist gesetzlich erst 
seit 2017 möglich. 
Hintergrund 

Hintergrund ist, dass verheiratete Paare 
steuerlich vom sog. „Splitting-Tarif“ profitie-
ren können. Paaren in eingetragenen Leben-
spartnerschaften war dieser Steuervorteil 
verwehrt. Durch die Umwandlung der ein-
getragenen Lebenspartnerschaften in voll-
wertige Ehen im Rahmen des Eheöffnungs-
gesetzes vom 20.07.2017, steht nunmehr 
auch Paaren, die in gleichgeschlechtlichen 
Ehen leben, der Splitting-Tarif zu.  
Der Sachverhalt 

Die Kläger lebten seit dem Jahr 2001 nicht 
getrennt in eingetragener Lebenspartner-
schaft. Nach Inkrafttreten des Eheöffnungs-
gesetzes wurde die eingetragene Lebens-
partnerschaft der Kläger auf ihre entspre-
chenden Erklärungen hin in eine Ehe umge-
wandelt. 
Die Kläger beantragten im Jahr 2017 die 
Aufhebung ihrer bisherigen jeweiligen Be-
scheide seit dem Jahr 2001 und beantragten 
für die betroffenen Jahre rückwirkend die 
Zusammenveranlagung, um in den Genuss 
des Splitting-Tarifs zu kommen. 
Das Finanzamt lehnte die Änderung der be-
troffenen Steuerbescheide ab, da diese be-
reits bestandskräftig seien. Die Wirkungen 
der Umwandlung einer Lebenspartnerschaft 
in eine Ehe seien nämlich auf noch nicht ab-
geschlossene Sachverhalte beschränkt. Es 
handele sich bei der Umwandlung insbeson-
dere nicht um ein rückwirkendes Ereignis, 
dass eine nachträgliche Änderung der be-
standskräftigen Steuerbescheide ermögli-
che. 
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Die Entscheidung des Finanzgerichts 
Hamburg 

Das Finanzgericht Hamburg gab indes den 
Klägern Recht. Die Richter stuften die Rege-
lungen des Eheöffnungsgesetzes sehr wohl 
als rückwirkendes Ereignis ein. Somit könn-
ten auch formell bestandskräftige Steuerbe-
scheide noch geändert werden.  
Entscheidung des BFH steht noch aus 

Das letzte Wort wird aber der BFH haben. 
Die Revision wurde wegen grundsätzlicher 
Bedeutung zugelassen. Die Entscheidung 
des BFH steht noch aus. 
Handlungsempfehlung 

Betroffen sind Paare, die ihre eingetragene 
Lebenspartnerschaft in eine Ehe umwan-
deln lassen haben. Diese Paare sollten, wenn 
sie rückwirkend vom Splitting-Tarif profitie-
ren wollen, gegen alle Steuerfestsetzung seit 
Begründung der eingetragenen Lebenspart-
nerschaft Einspruch einlegen. Bis zur Ent-
scheidung des BFH kann Ruhen des Verfah-
rens beantragt werden. 
Eine Festsetzungsverjährung steht den be-
gehrten Bescheidänderungen derzeit jeden-
falls nicht entgegen. Denn bei rückwirken-
den Ereignissen beginnt die vierjährige 
Festsetzungsfrist erst mit Ablauf des Kalen-
derjahres, in dem das Ereignis eintritt, hier 
also frühestens mit Ablauf des Jahres 2017. 

7 „Mehr netto vom brutto“ – Netto-
lohnoptimierung sorgt für zufrie-
dene Mitarbeiter 

Der Arbeitsmarkt ist - in Zeiten des Fachkräf-
temangels - in vielen Branchen ein Arbeit-
nehmermarkt. Wertvolle Mitarbeiter zu hal-
ten, ist daher für viele Unternehmen oberstes 
Gebot. Die steuerlich geschickte Ausgestal-
tung von Lohnbestandteilen kann hier 
durchaus ein Wettbewerbsvorteil sein. Auch 
bei etwaigen  Gehaltsverhandlungen lassen 
sich so „Win-Win-Situationen“ erzielen. 
Nachfolgend werden einige interessante Ge-
staltungsmöglichkeiten genannt, die oft sich 
vergleichsweise einfach umsetzen lassen: 

· Bahncard: Hat ein Arbeitnehmer die 
Erlaubnis, seine vom Arbeitgeber be-
schaffte Bahncard (25/50/100) nicht 
nur beruflich, sondern auch privat zu 
nutzen, so stellt dies einen geldwer-
ten Vorteil dar. Dieser ist jedoch steu-
erfrei, wenn (wie meistens) die Kos-
ten der Bahncard tatsächlich niedri-
ger sind, als die ersparten Aufwen-
dungen für die beruflichen Fahrten. 

· Fortbildungen: Trägt der Arbeitge-
ber für den Arbeitnehmer Fortbil-
dungskosten, so sind die hieraus ent-
stehenden geldwerten Vorteile steu-
erfrei, wenn die Bildungsmaßnahme 
im überwiegenden Interesse des Ar-
beitgebers erfolgt. Es reicht aus, 
wenn sich die Einsatzfähigkeit des 
Mitarbeiters dadurch erhöhen soll. 
Ein Bezug zur konkreten Tätigkeit 
des Arbeitnehmers ist also erforder-
lich. Bei Sprachkursen (auch im Aus-
land) dürfte diese Voraussetzung 
beispielsweise aber meist erfüllt 
sein. 

· Gesundheitsförderung: Leistungen 
des Arbeitgebers zur Verbesserung 
des allgemeinen Gesundheitszu-
stands und der betrieblichen Ge-
sundheitsförderung können bis zu ei-
nem Betrag von 500 € je Arbeitneh-
mer jährlich steuerfrei sein. In Frage 
kommen z.B. Rückentraining, Yoga, 
Maßnahmen zur Stressbewältigung, 
Suchtprävention, usw. 

· Gutscheine: Sachzuwendungen an 
Arbeitnehmer bleiben bis zu 44 € im 
Monat beim Arbeitslohn außer An-
satz. Die Zuwendung kann auch in 
Form von Gutscheinen erfolgen (z.B. 
für Tanken, Online-Einkauf, Super-
markt). 

· Kinderbetreuung: Übernimmt der 
Arbeitgeber (teilweise) Kosten zur 
kurzfristigen Betreuung von Kin-
dern, die das 14. Lebensjahr noch 



MANDANTEN-INFORMATIONSBRIEF 

 

 
8 

nicht vollendet haben (also z.B. den 
Babysitter), so sind die Beträge bis zu 
einem Betrag von maximal 600 € im 
Kalenderjahr steuerfrei. Vorausset-
zung ist aber, dass die Betreuung aus 
zwingenden und beruflich veranlass-
ten Gründen notwendig ist (z.B. be-
rufliche Fortbildung, Geschäftsreise 
zu außergewöhnlichen Zeiten). Die 
gleiche Regelung gilt überdies auch 
bei Kosten für die Betreuung von 
pflegebedürftigen Angehörigen des 
Arbeitnehmers. 

· Kindergarten, Kita, Kindergrippe, 
u.ä.: Steuerfrei sind Leistungen des 
Arbeitgebers zur Unterbringung und 
Betreuung von nicht schulpflichtigen 
Kindern der Arbeitnehmer in Kinder-
gärten oder vergleichbaren Einrich-
tungen. Steuerfrei sind die direkte 
Kostenübernahme und auch Barzu-
schüsse an den Arbeitnehmer. 

· Laptop und Co. für Arbeitnehmer: 
Übereignet der Arbeitgeber dem Ar-
beitnehmer unentgeltlich oder ver-
billigt ein Datenverarbeitungsgerät 
(z.B. Laptop) oder Zubehör hierzu 
(z.B. Kabel, Scanner, Drucker, Fest-
platten, usw.), so ist der sich hieraus 
ergebende geldwerte Vorteil zwar 
nicht steuerfrei. Er kann jedoch pau-
schal mit 25 % und damit günstig be-
steuert werden. Sozialversicherungs-
beiträge fallen hierauf i.d.R. nicht an.  

· Private Nutzung Laptop und Co.: 
Überlässt der Arbeitgeber betriebli-
che Datenverarbeitungs- oder Tele-
kommunikationsgeräte (z.B. Laptop, 
Smartphone und Co.) an seine Arbeit-
nehmer zur privaten Nutzung, so ent-
steht hierdurch ein geldwerter Vor-
teil. Dieser ist steuerfrei. Unerheblich 
ist, ob die überlassenen Geräte zum 
Teil auch betrieblich genutzt werden. 

Ob die o.g. Maßnahmen im konkreten Einzel-
fall möglich sind, muss aber stets anhand der 
jeweiligen Umstände individuell geprüft 
werden. Zum Teil sind besondere Vorausset-
zungen oder Dokumentations-erfordernisse 
zu beachten. Zu den genauen Details beraten 
wir Sie gerne. 

8 Weitere Informationen 

Die vorstehenden Ausführungen und Bei-
träge sind nach bestem Wissen und Kennt-
nisstand verfasst worden. Es handelt sich 
nicht um abschließende Informationen und 
ersetzt keine Beratung. Eine Haftung für den 
Inhalt dieses Informationsbriefs kann daher 
nicht übernommen werden. 
Gerne beraten wir Sie zu diesen und anderen 
Themen. 
Bitte vereinbaren Sie bei Interesse einen Be-
sprechungstermin. Wir analysieren individu-
ell Ihre persönliche Situation, zeigen Ihnen 
Vor- und Nachteile auf und geben Ihnen Ge-
staltungsempfehlungen. 

 



 

  

MANDANTEN-INFOR-
MATIONSBRIEF 

zum 01. November 2018 

Johann-Erwin Graf Jan Böttcher Michael Ferstl 
Dipl.-Finanzwirt (FH) LL.M. Dipl.-Finanzwirt (FH) 
Steuerberater Steuerberater Steuerberater 

 

Mit dem vorliegenden Mandanten-Informationsbrief möchten wir Sie wie-
der über verschiedene interessante und aktuelle Themen informieren – ein 
bunter Strauß aus Praxisfragen, Rechtsprechung und Gesetzgebung. 
 
Der nächste Mandanten-Informationsbrief wird am 15. Dezember 2018 er-
scheinen. 
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1 Das bundesweite Baukindergeld 

Es ist soweit! Seit dem 18.09.2018 kann das 
bundesweite Baukindergeld bei der Kredit-
anstalt für Wiederaufbau (KfW) online bean-
tragt werden (www.kfw.de/zuschussportal). 
Geld wird derzeit aber noch nicht ausbezahlt. 
Kurioser Hintergrund ist, dass aktuell noch 
gar kein Gesetzestext zum Baukindergeld 
vorliegt. Außerdem können die erforderli-
chen Nachweise zum Baukindergeld voraus-
sichtlich erst ab Ende März 2019 hochgela-
den werden. 
Voraussetzungen für das Baukindergeld 

Die wichtigsten Voraussetzungen für die Ge-
währung von Baukindergeld sind: 

· Förderobjekt: Gefördert wird nur 
selbstgenutztes Wohneigentum in 
Deutschland. Vermietetes Wohnei-
gentum scheidet aus. Außerdem 
muss es sich um den erstmaligen 
Neubau oder Erwerb von selbstge-
nutztem Wohneigentum handeln. 
Wer also bereits eine Wohnimmobi-
lie besitzt, kann das Baukindergeld 
nicht in Anspruch nehmen. Das gilt 
auch, wenn die Wohnimmobilie ver-
mietet ist.  
 

 
· Stichtag: Neubauten sind förderfä-

hig, wenn die Baugenehmigung zwi-
schen dem 01.01.2018 und dem 
31.12.2020 erteilt worden ist. Bei Er-
werb von Neu- oder Bestandsbauten 
muss der notarielle Kaufvertrag zwi-
schen dem 01.01.2018 und dem 
31.12.2020 unterzeichnet worden 
sein. 

· Kinder: Gefördert wird nur, wer für 
mindestens ein nicht volljähriges 
Kind kindergeldberechtigt ist und 
mit diesem zusammen in einem 
Haushalt lebt. Möglich ist auch, dass 
zwar nicht der Eigentümer der 
Wohnimmobilie selbst kindergeld-
berechtigt ist, sondern eine andere 
Person im selben Haushalt (z.B. bei 
Patch-Work-Familien). 

· Einkommensgrenzen: Das zu ver-
steuernde Haushaltseinkommen darf 
bei Haushalten mit einem Kind 
durchschnittlich 90.000 € pro Jahr 
nicht überschreiten. Für jedes wei-
tere Kind erhöht sich diese Einkom-
mensgrenze um 15.000 €. Bei einem 
Haushalt mit zwei Kindern liegt die 
Einkommensgrenze also z.B. bei 
105.000 €. 
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· Maßgebendes Einkommen in der 
Vergangenheit: Es ist für das Bau-
kindergeld nicht das aktuelle Ein-
kommen, sondern das Einkommen 
aus dem vorletzten und dem vorvor-
letzten Jahr heranzuziehen. Für An-
träge auf Baukindergeld im Jahr 
2018 ist also das Einkommen aus den 
Jahren 2015 und 2016 maßgeblich. 
Hieraus wird der Durchschnitt gebil-
det. Abgestellt wird stets auf die 
Werte aus den entsprechenden Steu-
erbescheiden.  

· Antrag: Das Baukindergeld wird nur 
auf Antrag gewährt. Der Antrag ist 
spätestens drei Monate nach Einzug 
in die Wohnimmobilie zu stellen. Er 
kann jedoch frühestens ab dem Zeit-
punkt des Einzugs gestellt werden. 
Es gibt also ein Zeitfenster von drei 
Monaten. 

Höhe des Baukindergeldes 

Das Baukindergeld beträgt 1.200 € pro Jahr 
für jedes Kind unter 18 Jahren. Es wird maxi-
mal zehn Jahre lang gewährt. Pro Kind sind 
somit maximal 12.000 € Förderung über den 
gesamten Förderzeitraum möglich. 
Offene Fragen 

Da zum Baukindergeld aktuell noch kein Ge-
setzestext existiert, sind derzeit viele Fragen 
offen. Jedenfalls sollten aber bei rechtzeiti-
ger Planung steuerliche Gestaltungen auch 
für das Baukindergeld genutzt werden kön-
nen, denn für das maßgebliche Einkommen 
ist ausschließlich auf die Werte aus den 
Steuerbescheiden für die betreffenden Jahre 
abzustellen. 
Nicht klar ist aber beispielsweise, ob 
Wohnimmobilien förderfähig sind, die von 
nahen Angehörigen verbilligt gekauft wur-
den (- statt in vollem Umfang geschenkt). 
Die weiteren Entwicklungen zum Baukinder-
geld sind daher mit Spannung zu verfolgen. 

2 Tu felix Bavaria – Das Bayerische 
Baukindergeld Plus 

Sofern eine Person das bundesweite Baukin-
dergeld bezieht, gewährt der Freistaat Bay-
ern eine zusätzliche Förderung. Sie beträgt 
300 € je Kind, für das Baukindergeld bezahlt 
wird. Zuständig für die Auszahlung der För-
derung ist die Bayerische Landesbodenkre-
ditanstalt (BayernLabo). 
Die Förderung wird jedoch nur an Personen 
ausbezahlt, die zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung seit mindestens einem Jahr ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in 
Bayern haben. 
Außerdem förderberechtigt sind Personen, 
die zwar „neu zugezogen“ in Bayern leben, 
aber 

· zum Zeitpunkt der Antragstellung 
seit mindestens einem Jahr dauerhaft 
einer Erwerbstätigkeit in Bayern 
nachgehen, oder 

· im Zeitraum ab dem 01.01.2018 bis 
zum 01.09.2018 die Baugenehmi-
gung für ihr Eigenheim erhalten oder 
einen notariellen Kaufvertrag abge-
schlossen haben. 

3 Die Bayerische Eigenheimzulage 

Zusätzlich und völlig unabhängig vom bun-
desweiten Baukindergeld und dem Bayeri-
schen Baukindergeld Plus gewährt der Frei-
staat Bayern eine weitere Förderung für den 
Bau oder die Anschaffung von selbstgenutz-
tem Wohneigentum – die sog. „Bayerische Ei-
genheimzulage“.  
Voraussetzungen für die Bayerische Ei-
genheimzulage 

Die Voraussetzungen für die Gewährung der 
bayerischen Eigenheimzulage lehnen sich 
zwar zum Teil an diejenigen des bundeswei-
ten Baukindergeldes an, sie sind aber nicht 
identisch. Die wichtigsten Voraussetzungen 
sind: 

· Förderobjekt: Gefördert werden 
der Neubau und der Erwerb von Ein- 
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oder Zweifamilienhäusern und Ei-
gentumswohnungen. Außerdem ist 
die Änderung oder Erweiterung ei-
nes bestehenden Gebäudes förderfä-
hig, wenn dadurch eine zusätzliche 
Wohnung geschaffen wird.  

· Stichtag: Die Baugenehmigung muss 
nach dem 30.06.2018 erteilt bzw. der 
notarielle Kaufvertrag nach diesem 
Datum abgeschlossen worden sein. 

· Kinder: Kinder sind für die Bayeri-
sche Eigenheimzulage nicht erfor-
derlich. Es werden also auch kinder-
lose Haushalte gefördert. 

· Einkommensgrenzen: Das zu ver-
steuernde jährliche Haushaltsein-
kommen darf folgende Beträge nicht 
überschreiten: 

o für einen Einpersonenhaus-
halt 50.000 € 

o für einen Zwei- oder Mehr-
personenhaushalt ohne Kind 
75.000 € 

o für einen Haushalt mit einem 
Kind 90.000 € 

Für jedes weitere Kind erhöht sich 
die Einkommensgrenze um 15.000 €. 

· Maßgebendes Einkommen in der 
Vergangenheit: Wie beim bundes-
weiten Baukindergeld ist das Ein-
kommen des vorletzten und des vor-
vorletzten Jahres maßgebend. Hie-
raus wird der Durchschnitt gebildet. 
Abgestellt wird stets auf die Werte 
aus den entsprechenden Steuerbe-
scheiden.  

· Antrag: Die Bayerische Eigenheim-
zulage wird nur auf Antrag gewährt. 
Der Antrag ist ab Bezug der Wohnim-
mobilie und bis spätestens sechs Mo-
nate danach zulässig. Es besteht also 
ein Zeitfenster von sechs Monaten. 

Höhe der Bayerischen Eigenheimzulage 

Die Bayerische Eigenheimzulage wird als 
einmaliger Festbetrag ausbezahlt. Sie beträgt 
10.000 €. Wird die Selbstnutzung aber inner-
halb von fünf Jahren nach dem Bezug aufge-
geben, ist für jedes volle Kalenderjahr der 
nicht zweckentsprechenden Nutzung ein 
Fünftel des Förderbetrags zurückzuerstat-
ten. 
Ausschlusstatbestände 

Nicht gefördert werden allerdings 
· Personen, die bereits einmal die Bay-

erische Eigenheimzulage erhalten 
haben, 

· eine Ferien- oder Wochenend-woh-
nung, sowie einzelne Wohnräume 

· die Übertragung im Wege der Erb-
folge, testamentarischen Verfügung 
oder Schenkung, 

· der Erwerb oder die Eigentumsüber-
tragung zwischen Ehegatten, Lebens-
partnern und Partnern einer sonsti-
gen auf Dauer angelegten Lebensge-
meinschaft oder Verwandten in gera-
der Linie. 
 

Beispiel 

Eine Familie mit zwei Kindern kann in Bay-
ern also maximal folgende Förderung erhal-
ten, wenn die jeweiligen Anspruchsvoraus-
setzungen erfüllt sind: 

Bundesweites Baukinder-
geld: 

je Kind 1.200 € p.a. à 2 Kinder 
à 2.400 € p.a. 
im Zehnjahreszeitraum =   24.000 € 
Bayerisches Baukindergeld 
Plus:  

je Kind 300 € p.a. à 2 Kinder 
à 600 € p.a. 
im Zehnjahreszeitraum = 6.000 € 
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Bayerische Eigenheimzu-
lage: 

einmaliger Festbetrag =   10.000 € 
Summe = 40.000 € 

4 Geschenke an Geschäftspartner – 
Worauf ist steuerlich zu achten? 

Weihnachten steht zwar noch nicht unmittel-
bar vor der Tür. Die Zeit bis dahin ist jedoch 
auch nicht mehr weit. Regelmäßig wird die 
Weihnachtszeit dazu genutzt, wichtigen Ge-
schäftspartnern für die erfolgreiche Zusam-
menarbeit und als Zeichen der Wertschät-
zung eine (mehr oder weniger) kleine Auf-
merksamkeit zukommen zu lassen. Alle 
Jahre wieder stellt sich daher die Frage nach 
den steuerlichen Besonderheiten bei Ge-
schenken.  
35 €-Grenze 

Die Aufwendungen für Geschenke an Ge-
schäftspartner (z.B. Kalender, Flasche Wein, 
Schokolade, Buch,…) kann der Schenker 
grundsätzlich in vollem Umfang steuerlich 
abziehen. Übersteigen die Anschaffungs- 
bzw. Herstellungskosten für das Geschenk 
allerdings die Grenze von 35 €, so ist der Be-
triebsausgabenabzug ausgeschlossen.  
Ob es sich bei der 35 €-Grenze um eine 
Brutto- oder Nettogrenze handelt, hängt da-
von ab, ob der Schenker zum Vorsteuerabzug 
berechtigt ist. Falls ja, handelt es sich um eine 
Nettogrenze (d.h. maximaler Betrag ist dann 
35 € zzgl. Umsatzsteuer). Ansonsten stellen 
die 35 € eine Bruttogrenze dar. 
Hinweis: 
Bei der Prüfung der 35 €-Grenze sind alle Ge-
schenke, die ein Empfänger in einem Wirt-
schaftsjahr erhält, zusammenzurechnen. 
Wird die Freigrenze von 35 € überschritten, 
entfällt der Betriebsausgabenabzug in vol-
lem Umfang. Damit überprüft werden kann, 
welcher Geschäftspartner im Laufe des Jah-
res welche Geschenke erhalten hat, ist der 
Name des Geschenkeempfängers durch ge-
sonderte Aufzeichnungen zu dokumentieren 
(z.B. mittels Geschenkeliste). 

Streuwerbeartikel (bis 10 €) 

Streuwerbeartikel sind Werbemittel, die 
durch ihre breite Streuung eine Vielzahl von 
Menschen erreichen und damit den Bekannt-
heitsgrad des Unternehmens steigern (z.B. 
Kugelschreiber, Kalender, Schlüsselanhän-
ger,…). Sie stellen steuerlich keine Ge-
schenke dar. Die Aufwendungen hierfür sind 
stets steuerlich absetzbar. Aus Vereinfa-
chungsgründen geht die Finanzverwaltung 
davon aus, dass nur Sachzuwendungen bis zu 
einem Wert von 10 € stets Streuwerbeartikel 
sind, deren Anschaffungs- bzw. Herstellungs-
kosten abziehbar sind. 
Unbedingt prüfen: Soll Pauschalbesteue-
rung angewendet werden? 

Beim Empfänger des Geschenks liegen be-
züglich der erhaltenen Geschenke grundsätz-
lich steuerpflichtige Einnahmen vor. Der be-
schenkte Geschäftspartner muss die erhalte-
nen Geschenke also in seiner Einkommen-
steuererklärung angeben und diese versteu-
ern.  
Dies kann mit Aufwand, Ärger und Unan-
nehmlichkeiten verbunden sein, so dass der 
eigentliche Zweck des Geschenks (nämlich 
beim Geschäftspartner in guter Erinnerung 
zu bleiben) ins Gegenteil verkehrt wird. Um 
hier Abhilfe zu schaffen, kann der Schenker 
die Steuer, die sein Geschenk beim Be-
schenkten auslöst, für diesen mitüberneh-
men. Dies geht allerdings nur in pauschaler 
Form i.H.v. 30 % zzgl. Soli und pauschaler 
Kirchensteuer. Voraussetzung ist ein ent-
sprechender Antrag. 
Wichtig ist, dass das Wahlrecht zur Pauscha-
lierung der Einkommensteuer nur einheit-
lich für alle Geschenke ausgeübt werden 
kann (für Geschenke an Arbeitnehmer kann 
das Wahlrecht aber separat ausgeübt wer-
den). Der Schritt muss also wohl überlegt 
sein. 
Hinweis: 
Ausgenommen von Pauschalierungsent-
scheidung für Geschenke sind Privatkunden 
und ausländische Kunden. Bei diesen i.d.R. 
liegen keine steuerpflichtigen Einnahmen 
vor. 
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Geschenke an Arbeitnehmer 

Für Geschenke an Arbeitnehmer gelten an-
dere Regelungen. Die Aufwendungen hierfür 
sind stets als Betriebsausgabe voll abziehbar. 
Auch bei Arbeitnehmern unterliegen die er-
haltenen Geschenke aber als Sachbezüge 
grundsätzlich der Lohnsteuer. Diese kann 
vom Arbeitgeber ebenfalls pauschal über-
nommen werden (i.H.v. 30 % zzgl. Soli und 
pauschale Kirchensteuer). Kein Arbeitslohn 
liegt jedoch vor, wenn bei Sachbezügen die 
sog. „44 €-Grenze“ nicht überschritten wird. 
Sie gilt pro Monat. Für diese Grenze sind da-
her alle Geschenke/Sachbezüge an diesen 
Arbeitnehmer aus dem jeweiligen Kalender-
monat zu addieren. 

5 Entschädigung für Überspannung ei-
nes Grundstücks mit Stromleitung 
nicht steuerbar 

In einem kürzlich veröffentlichten Urteil 
hatte der Bundesfinanzhof (BFH) darüber 
zu entscheiden, ob eine Entschädigung für 
die Überspannung eines Grundstücks mit ei-
ner Stromleitung der Einkommensteuer un-
terliegt.  
Im Streitfall wurde das selbstbewohnte 
Hausgrundstück eines Steuerpflichtigen 
beim Bau einer Stromtrasse mit einer Hoch-
spannungsleitung überspannt. Der Netzbe-
treiber bot dem Steuerpflichtigen für die Er-
laubnis, das Grundstück überspannen zu 
dürfen, eine Entschädigung an. Diese nahm 
der Betroffene an, da ansonsten eine 
Zwangsversteigerung des Grundstücks ge-
droht hätte. Fraglich war, ob diese Entschä-
digung der Besteuerung unterliegt. 
Der BFH hat die Frage nun im Sinne des 
Steuerpflichtigen entschieden. Wird die Er-
laubnis zur Überspannung eines Grund-
stücks mit einer Stromleitung erteilt, um ei-
ner drohenden Zwangsenteignung zuvorzu-
kommen, liegen nach Ansicht der Richter 
keine „Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung“ oder „sonstige Einkünfte“ vor. Die 
Entschädigungszahlung ist daher nicht steu-
erbar. 

6 Ehe für alle bringt möglicherweise 
Steuersegen für gleichgeschlechtli-
che Paare 

Ein jüngst veröffentlichtes Urteil des Finanz-
gerichts Hamburg weckt bei vielen gleichge-
schlechtlichen Paaren berechtigte Hoffnun-
gen auf Steuererstattungen. Voraussetzung 
ist jedoch, dass das Paar bisher in einer ein-
getragenen Lebenspartnerschaft gelebt hat 
und diese nun zivilrechtlich in eine Ehe um-
gewandelt wurde. Dies ist gesetzlich erst 
seit 2017 möglich. 
Hintergrund 

Hintergrund ist, dass verheiratete Paare 
steuerlich vom sog. „Splitting-Tarif“ profitie-
ren können. Paaren in eingetragenen Leben-
spartnerschaften war dieser Steuervorteil 
verwehrt. Durch die Umwandlung der ein-
getragenen Lebenspartnerschaften in voll-
wertige Ehen im Rahmen des Eheöffnungs-
gesetzes vom 20.07.2017, steht nunmehr 
auch Paaren, die in gleichgeschlechtlichen 
Ehen leben, der Splitting-Tarif zu.  
Der Sachverhalt 

Die Kläger lebten seit dem Jahr 2001 nicht 
getrennt in eingetragener Lebenspartner-
schaft. Nach Inkrafttreten des Eheöffnungs-
gesetzes wurde die eingetragene Lebens-
partnerschaft der Kläger auf ihre entspre-
chenden Erklärungen hin in eine Ehe umge-
wandelt. 
Die Kläger beantragten im Jahr 2017 die 
Aufhebung ihrer bisherigen jeweiligen Be-
scheide seit dem Jahr 2001 und beantragten 
für die betroffenen Jahre rückwirkend die 
Zusammenveranlagung, um in den Genuss 
des Splitting-Tarifs zu kommen. 
Das Finanzamt lehnte die Änderung der be-
troffenen Steuerbescheide ab, da diese be-
reits bestandskräftig seien. Die Wirkungen 
der Umwandlung einer Lebenspartnerschaft 
in eine Ehe seien nämlich auf noch nicht ab-
geschlossene Sachverhalte beschränkt. Es 
handele sich bei der Umwandlung insbeson-
dere nicht um ein rückwirkendes Ereignis, 
dass eine nachträgliche Änderung der be-
standskräftigen Steuerbescheide ermögli-
che. 
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Die Entscheidung des Finanzgerichts 
Hamburg 

Das Finanzgericht Hamburg gab indes den 
Klägern Recht. Die Richter stuften die Rege-
lungen des Eheöffnungsgesetzes sehr wohl 
als rückwirkendes Ereignis ein. Somit könn-
ten auch formell bestandskräftige Steuerbe-
scheide noch geändert werden.  
Entscheidung des BFH steht noch aus 

Das letzte Wort wird aber der BFH haben. 
Die Revision wurde wegen grundsätzlicher 
Bedeutung zugelassen. Die Entscheidung 
des BFH steht noch aus. 
Handlungsempfehlung 

Betroffen sind Paare, die ihre eingetragene 
Lebenspartnerschaft in eine Ehe umwan-
deln lassen haben. Diese Paare sollten, wenn 
sie rückwirkend vom Splitting-Tarif profitie-
ren wollen, gegen alle Steuerfestsetzung seit 
Begründung der eingetragenen Lebenspart-
nerschaft Einspruch einlegen. Bis zur Ent-
scheidung des BFH kann Ruhen des Verfah-
rens beantragt werden. 
Eine Festsetzungsverjährung steht den be-
gehrten Bescheidänderungen derzeit jeden-
falls nicht entgegen. Denn bei rückwirken-
den Ereignissen beginnt die vierjährige 
Festsetzungsfrist erst mit Ablauf des Kalen-
derjahres, in dem das Ereignis eintritt, hier 
also frühestens mit Ablauf des Jahres 2017. 

7 „Mehr netto vom brutto“ – Netto-
lohnoptimierung sorgt für zufrie-
dene Mitarbeiter 

Der Arbeitsmarkt ist - in Zeiten des Fachkräf-
temangels - in vielen Branchen ein Arbeit-
nehmermarkt. Wertvolle Mitarbeiter zu hal-
ten, ist daher für viele Unternehmen oberstes 
Gebot. Die steuerlich geschickte Ausgestal-
tung von Lohnbestandteilen kann hier 
durchaus ein Wettbewerbsvorteil sein. Auch 
bei etwaigen  Gehaltsverhandlungen lassen 
sich so „Win-Win-Situationen“ erzielen. 
Nachfolgend werden einige interessante Ge-
staltungsmöglichkeiten genannt, die oft sich 
vergleichsweise einfach umsetzen lassen: 

· Bahncard: Hat ein Arbeitnehmer die 
Erlaubnis, seine vom Arbeitgeber be-
schaffte Bahncard (25/50/100) nicht 
nur beruflich, sondern auch privat zu 
nutzen, so stellt dies einen geldwer-
ten Vorteil dar. Dieser ist jedoch steu-
erfrei, wenn (wie meistens) die Kos-
ten der Bahncard tatsächlich niedri-
ger sind, als die ersparten Aufwen-
dungen für die beruflichen Fahrten. 

· Fortbildungen: Trägt der Arbeitge-
ber für den Arbeitnehmer Fortbil-
dungskosten, so sind die hieraus ent-
stehenden geldwerten Vorteile steu-
erfrei, wenn die Bildungsmaßnahme 
im überwiegenden Interesse des Ar-
beitgebers erfolgt. Es reicht aus, 
wenn sich die Einsatzfähigkeit des 
Mitarbeiters dadurch erhöhen soll. 
Ein Bezug zur konkreten Tätigkeit 
des Arbeitnehmers ist also erforder-
lich. Bei Sprachkursen (auch im Aus-
land) dürfte diese Voraussetzung 
beispielsweise aber meist erfüllt 
sein. 

· Gesundheitsförderung: Leistungen 
des Arbeitgebers zur Verbesserung 
des allgemeinen Gesundheitszu-
stands und der betrieblichen Ge-
sundheitsförderung können bis zu ei-
nem Betrag von 500 € je Arbeitneh-
mer jährlich steuerfrei sein. In Frage 
kommen z.B. Rückentraining, Yoga, 
Maßnahmen zur Stressbewältigung, 
Suchtprävention, usw. 

· Gutscheine: Sachzuwendungen an 
Arbeitnehmer bleiben bis zu 44 € im 
Monat beim Arbeitslohn außer An-
satz. Die Zuwendung kann auch in 
Form von Gutscheinen erfolgen (z.B. 
für Tanken, Online-Einkauf, Super-
markt). 

· Kinderbetreuung: Übernimmt der 
Arbeitgeber (teilweise) Kosten zur 
kurzfristigen Betreuung von Kin-
dern, die das 14. Lebensjahr noch 
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nicht vollendet haben (also z.B. den 
Babysitter), so sind die Beträge bis zu 
einem Betrag von maximal 600 € im 
Kalenderjahr steuerfrei. Vorausset-
zung ist aber, dass die Betreuung aus 
zwingenden und beruflich veranlass-
ten Gründen notwendig ist (z.B. be-
rufliche Fortbildung, Geschäftsreise 
zu außergewöhnlichen Zeiten). Die 
gleiche Regelung gilt überdies auch 
bei Kosten für die Betreuung von 
pflegebedürftigen Angehörigen des 
Arbeitnehmers. 

· Kindergarten, Kita, Kindergrippe, 
u.ä.: Steuerfrei sind Leistungen des 
Arbeitgebers zur Unterbringung und 
Betreuung von nicht schulpflichtigen 
Kindern der Arbeitnehmer in Kinder-
gärten oder vergleichbaren Einrich-
tungen. Steuerfrei sind die direkte 
Kostenübernahme und auch Barzu-
schüsse an den Arbeitnehmer. 

· Laptop und Co. für Arbeitnehmer: 
Übereignet der Arbeitgeber dem Ar-
beitnehmer unentgeltlich oder ver-
billigt ein Datenverarbeitungsgerät 
(z.B. Laptop) oder Zubehör hierzu 
(z.B. Kabel, Scanner, Drucker, Fest-
platten, usw.), so ist der sich hieraus 
ergebende geldwerte Vorteil zwar 
nicht steuerfrei. Er kann jedoch pau-
schal mit 25 % und damit günstig be-
steuert werden. Sozialversicherungs-
beiträge fallen hierauf i.d.R. nicht an.  

· Private Nutzung Laptop und Co.: 
Überlässt der Arbeitgeber betriebli-
che Datenverarbeitungs- oder Tele-
kommunikationsgeräte (z.B. Laptop, 
Smartphone und Co.) an seine Arbeit-
nehmer zur privaten Nutzung, so ent-
steht hierdurch ein geldwerter Vor-
teil. Dieser ist steuerfrei. Unerheblich 
ist, ob die überlassenen Geräte zum 
Teil auch betrieblich genutzt werden. 

Ob die o.g. Maßnahmen im konkreten Einzel-
fall möglich sind, muss aber stets anhand der 
jeweiligen Umstände individuell geprüft 
werden. Zum Teil sind besondere Vorausset-
zungen oder Dokumentations-erfordernisse 
zu beachten. Zu den genauen Details beraten 
wir Sie gerne. 

8 Weitere Informationen 

Die vorstehenden Ausführungen und Bei-
träge sind nach bestem Wissen und Kennt-
nisstand verfasst worden. Es handelt sich 
nicht um abschließende Informationen und 
ersetzt keine Beratung. Eine Haftung für den 
Inhalt dieses Informationsbriefs kann daher 
nicht übernommen werden. 
Gerne beraten wir Sie zu diesen und anderen 
Themen. 
Bitte vereinbaren Sie bei Interesse einen Be-
sprechungstermin. Wir analysieren individu-
ell Ihre persönliche Situation, zeigen Ihnen 
Vor- und Nachteile auf und geben Ihnen Ge-
staltungsempfehlungen. 

 



 

  

MANDANTEN-INFOR-
MATIONSBRIEF 

zum 01. November 2018 

Johann-Erwin Graf Jan Böttcher Michael Ferstl 
Dipl.-Finanzwirt (FH) LL.M. Dipl.-Finanzwirt (FH) 
Steuerberater Steuerberater Steuerberater 

 

Mit dem vorliegenden Mandanten-Informationsbrief möchten wir Sie wie-
der über verschiedene interessante und aktuelle Themen informieren – ein 
bunter Strauß aus Praxisfragen, Rechtsprechung und Gesetzgebung. 
 
Der nächste Mandanten-Informationsbrief wird am 15. Dezember 2018 er-
scheinen. 
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1 Das bundesweite Baukindergeld 

Es ist soweit! Seit dem 18.09.2018 kann das 
bundesweite Baukindergeld bei der Kredit-
anstalt für Wiederaufbau (KfW) online bean-
tragt werden (www.kfw.de/zuschussportal). 
Geld wird derzeit aber noch nicht ausbezahlt. 
Kurioser Hintergrund ist, dass aktuell noch 
gar kein Gesetzestext zum Baukindergeld 
vorliegt. Außerdem können die erforderli-
chen Nachweise zum Baukindergeld voraus-
sichtlich erst ab Ende März 2019 hochgela-
den werden. 
Voraussetzungen für das Baukindergeld 

Die wichtigsten Voraussetzungen für die Ge-
währung von Baukindergeld sind: 

· Förderobjekt: Gefördert wird nur 
selbstgenutztes Wohneigentum in 
Deutschland. Vermietetes Wohnei-
gentum scheidet aus. Außerdem 
muss es sich um den erstmaligen 
Neubau oder Erwerb von selbstge-
nutztem Wohneigentum handeln. 
Wer also bereits eine Wohnimmobi-
lie besitzt, kann das Baukindergeld 
nicht in Anspruch nehmen. Das gilt 
auch, wenn die Wohnimmobilie ver-
mietet ist.  
 

 
· Stichtag: Neubauten sind förderfä-

hig, wenn die Baugenehmigung zwi-
schen dem 01.01.2018 und dem 
31.12.2020 erteilt worden ist. Bei Er-
werb von Neu- oder Bestandsbauten 
muss der notarielle Kaufvertrag zwi-
schen dem 01.01.2018 und dem 
31.12.2020 unterzeichnet worden 
sein. 

· Kinder: Gefördert wird nur, wer für 
mindestens ein nicht volljähriges 
Kind kindergeldberechtigt ist und 
mit diesem zusammen in einem 
Haushalt lebt. Möglich ist auch, dass 
zwar nicht der Eigentümer der 
Wohnimmobilie selbst kindergeld-
berechtigt ist, sondern eine andere 
Person im selben Haushalt (z.B. bei 
Patch-Work-Familien). 

· Einkommensgrenzen: Das zu ver-
steuernde Haushaltseinkommen darf 
bei Haushalten mit einem Kind 
durchschnittlich 90.000 € pro Jahr 
nicht überschreiten. Für jedes wei-
tere Kind erhöht sich diese Einkom-
mensgrenze um 15.000 €. Bei einem 
Haushalt mit zwei Kindern liegt die 
Einkommensgrenze also z.B. bei 
105.000 €. 
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· Maßgebendes Einkommen in der 
Vergangenheit: Es ist für das Bau-
kindergeld nicht das aktuelle Ein-
kommen, sondern das Einkommen 
aus dem vorletzten und dem vorvor-
letzten Jahr heranzuziehen. Für An-
träge auf Baukindergeld im Jahr 
2018 ist also das Einkommen aus den 
Jahren 2015 und 2016 maßgeblich. 
Hieraus wird der Durchschnitt gebil-
det. Abgestellt wird stets auf die 
Werte aus den entsprechenden Steu-
erbescheiden.  

· Antrag: Das Baukindergeld wird nur 
auf Antrag gewährt. Der Antrag ist 
spätestens drei Monate nach Einzug 
in die Wohnimmobilie zu stellen. Er 
kann jedoch frühestens ab dem Zeit-
punkt des Einzugs gestellt werden. 
Es gibt also ein Zeitfenster von drei 
Monaten. 

Höhe des Baukindergeldes 

Das Baukindergeld beträgt 1.200 € pro Jahr 
für jedes Kind unter 18 Jahren. Es wird maxi-
mal zehn Jahre lang gewährt. Pro Kind sind 
somit maximal 12.000 € Förderung über den 
gesamten Förderzeitraum möglich. 
Offene Fragen 

Da zum Baukindergeld aktuell noch kein Ge-
setzestext existiert, sind derzeit viele Fragen 
offen. Jedenfalls sollten aber bei rechtzeiti-
ger Planung steuerliche Gestaltungen auch 
für das Baukindergeld genutzt werden kön-
nen, denn für das maßgebliche Einkommen 
ist ausschließlich auf die Werte aus den 
Steuerbescheiden für die betreffenden Jahre 
abzustellen. 
Nicht klar ist aber beispielsweise, ob 
Wohnimmobilien förderfähig sind, die von 
nahen Angehörigen verbilligt gekauft wur-
den (- statt in vollem Umfang geschenkt). 
Die weiteren Entwicklungen zum Baukinder-
geld sind daher mit Spannung zu verfolgen. 

2 Tu felix Bavaria – Das Bayerische 
Baukindergeld Plus 

Sofern eine Person das bundesweite Baukin-
dergeld bezieht, gewährt der Freistaat Bay-
ern eine zusätzliche Förderung. Sie beträgt 
300 € je Kind, für das Baukindergeld bezahlt 
wird. Zuständig für die Auszahlung der För-
derung ist die Bayerische Landesbodenkre-
ditanstalt (BayernLabo). 
Die Förderung wird jedoch nur an Personen 
ausbezahlt, die zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung seit mindestens einem Jahr ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in 
Bayern haben. 
Außerdem förderberechtigt sind Personen, 
die zwar „neu zugezogen“ in Bayern leben, 
aber 

· zum Zeitpunkt der Antragstellung 
seit mindestens einem Jahr dauerhaft 
einer Erwerbstätigkeit in Bayern 
nachgehen, oder 

· im Zeitraum ab dem 01.01.2018 bis 
zum 01.09.2018 die Baugenehmi-
gung für ihr Eigenheim erhalten oder 
einen notariellen Kaufvertrag abge-
schlossen haben. 

3 Die Bayerische Eigenheimzulage 

Zusätzlich und völlig unabhängig vom bun-
desweiten Baukindergeld und dem Bayeri-
schen Baukindergeld Plus gewährt der Frei-
staat Bayern eine weitere Förderung für den 
Bau oder die Anschaffung von selbstgenutz-
tem Wohneigentum – die sog. „Bayerische Ei-
genheimzulage“.  
Voraussetzungen für die Bayerische Ei-
genheimzulage 

Die Voraussetzungen für die Gewährung der 
bayerischen Eigenheimzulage lehnen sich 
zwar zum Teil an diejenigen des bundeswei-
ten Baukindergeldes an, sie sind aber nicht 
identisch. Die wichtigsten Voraussetzungen 
sind: 

· Förderobjekt: Gefördert werden 
der Neubau und der Erwerb von Ein- 
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oder Zweifamilienhäusern und Ei-
gentumswohnungen. Außerdem ist 
die Änderung oder Erweiterung ei-
nes bestehenden Gebäudes förderfä-
hig, wenn dadurch eine zusätzliche 
Wohnung geschaffen wird.  

· Stichtag: Die Baugenehmigung muss 
nach dem 30.06.2018 erteilt bzw. der 
notarielle Kaufvertrag nach diesem 
Datum abgeschlossen worden sein. 

· Kinder: Kinder sind für die Bayeri-
sche Eigenheimzulage nicht erfor-
derlich. Es werden also auch kinder-
lose Haushalte gefördert. 

· Einkommensgrenzen: Das zu ver-
steuernde jährliche Haushaltsein-
kommen darf folgende Beträge nicht 
überschreiten: 

o für einen Einpersonenhaus-
halt 50.000 € 

o für einen Zwei- oder Mehr-
personenhaushalt ohne Kind 
75.000 € 

o für einen Haushalt mit einem 
Kind 90.000 € 

Für jedes weitere Kind erhöht sich 
die Einkommensgrenze um 15.000 €. 

· Maßgebendes Einkommen in der 
Vergangenheit: Wie beim bundes-
weiten Baukindergeld ist das Ein-
kommen des vorletzten und des vor-
vorletzten Jahres maßgebend. Hie-
raus wird der Durchschnitt gebildet. 
Abgestellt wird stets auf die Werte 
aus den entsprechenden Steuerbe-
scheiden.  

· Antrag: Die Bayerische Eigenheim-
zulage wird nur auf Antrag gewährt. 
Der Antrag ist ab Bezug der Wohnim-
mobilie und bis spätestens sechs Mo-
nate danach zulässig. Es besteht also 
ein Zeitfenster von sechs Monaten. 

Höhe der Bayerischen Eigenheimzulage 

Die Bayerische Eigenheimzulage wird als 
einmaliger Festbetrag ausbezahlt. Sie beträgt 
10.000 €. Wird die Selbstnutzung aber inner-
halb von fünf Jahren nach dem Bezug aufge-
geben, ist für jedes volle Kalenderjahr der 
nicht zweckentsprechenden Nutzung ein 
Fünftel des Förderbetrags zurückzuerstat-
ten. 
Ausschlusstatbestände 

Nicht gefördert werden allerdings 
· Personen, die bereits einmal die Bay-

erische Eigenheimzulage erhalten 
haben, 

· eine Ferien- oder Wochenend-woh-
nung, sowie einzelne Wohnräume 

· die Übertragung im Wege der Erb-
folge, testamentarischen Verfügung 
oder Schenkung, 

· der Erwerb oder die Eigentumsüber-
tragung zwischen Ehegatten, Lebens-
partnern und Partnern einer sonsti-
gen auf Dauer angelegten Lebensge-
meinschaft oder Verwandten in gera-
der Linie. 
 

Beispiel 

Eine Familie mit zwei Kindern kann in Bay-
ern also maximal folgende Förderung erhal-
ten, wenn die jeweiligen Anspruchsvoraus-
setzungen erfüllt sind: 

Bundesweites Baukinder-
geld: 

je Kind 1.200 € p.a. à 2 Kinder 
à 2.400 € p.a. 
im Zehnjahreszeitraum =   24.000 € 
Bayerisches Baukindergeld 
Plus:  

je Kind 300 € p.a. à 2 Kinder 
à 600 € p.a. 
im Zehnjahreszeitraum = 6.000 € 
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Bayerische Eigenheimzu-
lage: 

einmaliger Festbetrag =   10.000 € 
Summe = 40.000 € 

4 Geschenke an Geschäftspartner – 
Worauf ist steuerlich zu achten? 

Weihnachten steht zwar noch nicht unmittel-
bar vor der Tür. Die Zeit bis dahin ist jedoch 
auch nicht mehr weit. Regelmäßig wird die 
Weihnachtszeit dazu genutzt, wichtigen Ge-
schäftspartnern für die erfolgreiche Zusam-
menarbeit und als Zeichen der Wertschät-
zung eine (mehr oder weniger) kleine Auf-
merksamkeit zukommen zu lassen. Alle 
Jahre wieder stellt sich daher die Frage nach 
den steuerlichen Besonderheiten bei Ge-
schenken.  
35 €-Grenze 

Die Aufwendungen für Geschenke an Ge-
schäftspartner (z.B. Kalender, Flasche Wein, 
Schokolade, Buch,…) kann der Schenker 
grundsätzlich in vollem Umfang steuerlich 
abziehen. Übersteigen die Anschaffungs- 
bzw. Herstellungskosten für das Geschenk 
allerdings die Grenze von 35 €, so ist der Be-
triebsausgabenabzug ausgeschlossen.  
Ob es sich bei der 35 €-Grenze um eine 
Brutto- oder Nettogrenze handelt, hängt da-
von ab, ob der Schenker zum Vorsteuerabzug 
berechtigt ist. Falls ja, handelt es sich um eine 
Nettogrenze (d.h. maximaler Betrag ist dann 
35 € zzgl. Umsatzsteuer). Ansonsten stellen 
die 35 € eine Bruttogrenze dar. 
Hinweis: 
Bei der Prüfung der 35 €-Grenze sind alle Ge-
schenke, die ein Empfänger in einem Wirt-
schaftsjahr erhält, zusammenzurechnen. 
Wird die Freigrenze von 35 € überschritten, 
entfällt der Betriebsausgabenabzug in vol-
lem Umfang. Damit überprüft werden kann, 
welcher Geschäftspartner im Laufe des Jah-
res welche Geschenke erhalten hat, ist der 
Name des Geschenkeempfängers durch ge-
sonderte Aufzeichnungen zu dokumentieren 
(z.B. mittels Geschenkeliste). 

Streuwerbeartikel (bis 10 €) 

Streuwerbeartikel sind Werbemittel, die 
durch ihre breite Streuung eine Vielzahl von 
Menschen erreichen und damit den Bekannt-
heitsgrad des Unternehmens steigern (z.B. 
Kugelschreiber, Kalender, Schlüsselanhän-
ger,…). Sie stellen steuerlich keine Ge-
schenke dar. Die Aufwendungen hierfür sind 
stets steuerlich absetzbar. Aus Vereinfa-
chungsgründen geht die Finanzverwaltung 
davon aus, dass nur Sachzuwendungen bis zu 
einem Wert von 10 € stets Streuwerbeartikel 
sind, deren Anschaffungs- bzw. Herstellungs-
kosten abziehbar sind. 
Unbedingt prüfen: Soll Pauschalbesteue-
rung angewendet werden? 

Beim Empfänger des Geschenks liegen be-
züglich der erhaltenen Geschenke grundsätz-
lich steuerpflichtige Einnahmen vor. Der be-
schenkte Geschäftspartner muss die erhalte-
nen Geschenke also in seiner Einkommen-
steuererklärung angeben und diese versteu-
ern.  
Dies kann mit Aufwand, Ärger und Unan-
nehmlichkeiten verbunden sein, so dass der 
eigentliche Zweck des Geschenks (nämlich 
beim Geschäftspartner in guter Erinnerung 
zu bleiben) ins Gegenteil verkehrt wird. Um 
hier Abhilfe zu schaffen, kann der Schenker 
die Steuer, die sein Geschenk beim Be-
schenkten auslöst, für diesen mitüberneh-
men. Dies geht allerdings nur in pauschaler 
Form i.H.v. 30 % zzgl. Soli und pauschaler 
Kirchensteuer. Voraussetzung ist ein ent-
sprechender Antrag. 
Wichtig ist, dass das Wahlrecht zur Pauscha-
lierung der Einkommensteuer nur einheit-
lich für alle Geschenke ausgeübt werden 
kann (für Geschenke an Arbeitnehmer kann 
das Wahlrecht aber separat ausgeübt wer-
den). Der Schritt muss also wohl überlegt 
sein. 
Hinweis: 
Ausgenommen von Pauschalierungsent-
scheidung für Geschenke sind Privatkunden 
und ausländische Kunden. Bei diesen i.d.R. 
liegen keine steuerpflichtigen Einnahmen 
vor. 
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Geschenke an Arbeitnehmer 

Für Geschenke an Arbeitnehmer gelten an-
dere Regelungen. Die Aufwendungen hierfür 
sind stets als Betriebsausgabe voll abziehbar. 
Auch bei Arbeitnehmern unterliegen die er-
haltenen Geschenke aber als Sachbezüge 
grundsätzlich der Lohnsteuer. Diese kann 
vom Arbeitgeber ebenfalls pauschal über-
nommen werden (i.H.v. 30 % zzgl. Soli und 
pauschale Kirchensteuer). Kein Arbeitslohn 
liegt jedoch vor, wenn bei Sachbezügen die 
sog. „44 €-Grenze“ nicht überschritten wird. 
Sie gilt pro Monat. Für diese Grenze sind da-
her alle Geschenke/Sachbezüge an diesen 
Arbeitnehmer aus dem jeweiligen Kalender-
monat zu addieren. 

5 Entschädigung für Überspannung ei-
nes Grundstücks mit Stromleitung 
nicht steuerbar 

In einem kürzlich veröffentlichten Urteil 
hatte der Bundesfinanzhof (BFH) darüber 
zu entscheiden, ob eine Entschädigung für 
die Überspannung eines Grundstücks mit ei-
ner Stromleitung der Einkommensteuer un-
terliegt.  
Im Streitfall wurde das selbstbewohnte 
Hausgrundstück eines Steuerpflichtigen 
beim Bau einer Stromtrasse mit einer Hoch-
spannungsleitung überspannt. Der Netzbe-
treiber bot dem Steuerpflichtigen für die Er-
laubnis, das Grundstück überspannen zu 
dürfen, eine Entschädigung an. Diese nahm 
der Betroffene an, da ansonsten eine 
Zwangsversteigerung des Grundstücks ge-
droht hätte. Fraglich war, ob diese Entschä-
digung der Besteuerung unterliegt. 
Der BFH hat die Frage nun im Sinne des 
Steuerpflichtigen entschieden. Wird die Er-
laubnis zur Überspannung eines Grund-
stücks mit einer Stromleitung erteilt, um ei-
ner drohenden Zwangsenteignung zuvorzu-
kommen, liegen nach Ansicht der Richter 
keine „Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung“ oder „sonstige Einkünfte“ vor. Die 
Entschädigungszahlung ist daher nicht steu-
erbar. 

6 Ehe für alle bringt möglicherweise 
Steuersegen für gleichgeschlechtli-
che Paare 

Ein jüngst veröffentlichtes Urteil des Finanz-
gerichts Hamburg weckt bei vielen gleichge-
schlechtlichen Paaren berechtigte Hoffnun-
gen auf Steuererstattungen. Voraussetzung 
ist jedoch, dass das Paar bisher in einer ein-
getragenen Lebenspartnerschaft gelebt hat 
und diese nun zivilrechtlich in eine Ehe um-
gewandelt wurde. Dies ist gesetzlich erst 
seit 2017 möglich. 
Hintergrund 

Hintergrund ist, dass verheiratete Paare 
steuerlich vom sog. „Splitting-Tarif“ profitie-
ren können. Paaren in eingetragenen Leben-
spartnerschaften war dieser Steuervorteil 
verwehrt. Durch die Umwandlung der ein-
getragenen Lebenspartnerschaften in voll-
wertige Ehen im Rahmen des Eheöffnungs-
gesetzes vom 20.07.2017, steht nunmehr 
auch Paaren, die in gleichgeschlechtlichen 
Ehen leben, der Splitting-Tarif zu.  
Der Sachverhalt 

Die Kläger lebten seit dem Jahr 2001 nicht 
getrennt in eingetragener Lebenspartner-
schaft. Nach Inkrafttreten des Eheöffnungs-
gesetzes wurde die eingetragene Lebens-
partnerschaft der Kläger auf ihre entspre-
chenden Erklärungen hin in eine Ehe umge-
wandelt. 
Die Kläger beantragten im Jahr 2017 die 
Aufhebung ihrer bisherigen jeweiligen Be-
scheide seit dem Jahr 2001 und beantragten 
für die betroffenen Jahre rückwirkend die 
Zusammenveranlagung, um in den Genuss 
des Splitting-Tarifs zu kommen. 
Das Finanzamt lehnte die Änderung der be-
troffenen Steuerbescheide ab, da diese be-
reits bestandskräftig seien. Die Wirkungen 
der Umwandlung einer Lebenspartnerschaft 
in eine Ehe seien nämlich auf noch nicht ab-
geschlossene Sachverhalte beschränkt. Es 
handele sich bei der Umwandlung insbeson-
dere nicht um ein rückwirkendes Ereignis, 
dass eine nachträgliche Änderung der be-
standskräftigen Steuerbescheide ermögli-
che. 
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Die Entscheidung des Finanzgerichts 
Hamburg 

Das Finanzgericht Hamburg gab indes den 
Klägern Recht. Die Richter stuften die Rege-
lungen des Eheöffnungsgesetzes sehr wohl 
als rückwirkendes Ereignis ein. Somit könn-
ten auch formell bestandskräftige Steuerbe-
scheide noch geändert werden.  
Entscheidung des BFH steht noch aus 

Das letzte Wort wird aber der BFH haben. 
Die Revision wurde wegen grundsätzlicher 
Bedeutung zugelassen. Die Entscheidung 
des BFH steht noch aus. 
Handlungsempfehlung 

Betroffen sind Paare, die ihre eingetragene 
Lebenspartnerschaft in eine Ehe umwan-
deln lassen haben. Diese Paare sollten, wenn 
sie rückwirkend vom Splitting-Tarif profitie-
ren wollen, gegen alle Steuerfestsetzung seit 
Begründung der eingetragenen Lebenspart-
nerschaft Einspruch einlegen. Bis zur Ent-
scheidung des BFH kann Ruhen des Verfah-
rens beantragt werden. 
Eine Festsetzungsverjährung steht den be-
gehrten Bescheidänderungen derzeit jeden-
falls nicht entgegen. Denn bei rückwirken-
den Ereignissen beginnt die vierjährige 
Festsetzungsfrist erst mit Ablauf des Kalen-
derjahres, in dem das Ereignis eintritt, hier 
also frühestens mit Ablauf des Jahres 2017. 

7 „Mehr netto vom brutto“ – Netto-
lohnoptimierung sorgt für zufrie-
dene Mitarbeiter 

Der Arbeitsmarkt ist - in Zeiten des Fachkräf-
temangels - in vielen Branchen ein Arbeit-
nehmermarkt. Wertvolle Mitarbeiter zu hal-
ten, ist daher für viele Unternehmen oberstes 
Gebot. Die steuerlich geschickte Ausgestal-
tung von Lohnbestandteilen kann hier 
durchaus ein Wettbewerbsvorteil sein. Auch 
bei etwaigen  Gehaltsverhandlungen lassen 
sich so „Win-Win-Situationen“ erzielen. 
Nachfolgend werden einige interessante Ge-
staltungsmöglichkeiten genannt, die oft sich 
vergleichsweise einfach umsetzen lassen: 

· Bahncard: Hat ein Arbeitnehmer die 
Erlaubnis, seine vom Arbeitgeber be-
schaffte Bahncard (25/50/100) nicht 
nur beruflich, sondern auch privat zu 
nutzen, so stellt dies einen geldwer-
ten Vorteil dar. Dieser ist jedoch steu-
erfrei, wenn (wie meistens) die Kos-
ten der Bahncard tatsächlich niedri-
ger sind, als die ersparten Aufwen-
dungen für die beruflichen Fahrten. 

· Fortbildungen: Trägt der Arbeitge-
ber für den Arbeitnehmer Fortbil-
dungskosten, so sind die hieraus ent-
stehenden geldwerten Vorteile steu-
erfrei, wenn die Bildungsmaßnahme 
im überwiegenden Interesse des Ar-
beitgebers erfolgt. Es reicht aus, 
wenn sich die Einsatzfähigkeit des 
Mitarbeiters dadurch erhöhen soll. 
Ein Bezug zur konkreten Tätigkeit 
des Arbeitnehmers ist also erforder-
lich. Bei Sprachkursen (auch im Aus-
land) dürfte diese Voraussetzung 
beispielsweise aber meist erfüllt 
sein. 

· Gesundheitsförderung: Leistungen 
des Arbeitgebers zur Verbesserung 
des allgemeinen Gesundheitszu-
stands und der betrieblichen Ge-
sundheitsförderung können bis zu ei-
nem Betrag von 500 € je Arbeitneh-
mer jährlich steuerfrei sein. In Frage 
kommen z.B. Rückentraining, Yoga, 
Maßnahmen zur Stressbewältigung, 
Suchtprävention, usw. 

· Gutscheine: Sachzuwendungen an 
Arbeitnehmer bleiben bis zu 44 € im 
Monat beim Arbeitslohn außer An-
satz. Die Zuwendung kann auch in 
Form von Gutscheinen erfolgen (z.B. 
für Tanken, Online-Einkauf, Super-
markt). 

· Kinderbetreuung: Übernimmt der 
Arbeitgeber (teilweise) Kosten zur 
kurzfristigen Betreuung von Kin-
dern, die das 14. Lebensjahr noch 
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nicht vollendet haben (also z.B. den 
Babysitter), so sind die Beträge bis zu 
einem Betrag von maximal 600 € im 
Kalenderjahr steuerfrei. Vorausset-
zung ist aber, dass die Betreuung aus 
zwingenden und beruflich veranlass-
ten Gründen notwendig ist (z.B. be-
rufliche Fortbildung, Geschäftsreise 
zu außergewöhnlichen Zeiten). Die 
gleiche Regelung gilt überdies auch 
bei Kosten für die Betreuung von 
pflegebedürftigen Angehörigen des 
Arbeitnehmers. 

· Kindergarten, Kita, Kindergrippe, 
u.ä.: Steuerfrei sind Leistungen des 
Arbeitgebers zur Unterbringung und 
Betreuung von nicht schulpflichtigen 
Kindern der Arbeitnehmer in Kinder-
gärten oder vergleichbaren Einrich-
tungen. Steuerfrei sind die direkte 
Kostenübernahme und auch Barzu-
schüsse an den Arbeitnehmer. 

· Laptop und Co. für Arbeitnehmer: 
Übereignet der Arbeitgeber dem Ar-
beitnehmer unentgeltlich oder ver-
billigt ein Datenverarbeitungsgerät 
(z.B. Laptop) oder Zubehör hierzu 
(z.B. Kabel, Scanner, Drucker, Fest-
platten, usw.), so ist der sich hieraus 
ergebende geldwerte Vorteil zwar 
nicht steuerfrei. Er kann jedoch pau-
schal mit 25 % und damit günstig be-
steuert werden. Sozialversicherungs-
beiträge fallen hierauf i.d.R. nicht an.  

· Private Nutzung Laptop und Co.: 
Überlässt der Arbeitgeber betriebli-
che Datenverarbeitungs- oder Tele-
kommunikationsgeräte (z.B. Laptop, 
Smartphone und Co.) an seine Arbeit-
nehmer zur privaten Nutzung, so ent-
steht hierdurch ein geldwerter Vor-
teil. Dieser ist steuerfrei. Unerheblich 
ist, ob die überlassenen Geräte zum 
Teil auch betrieblich genutzt werden. 

Ob die o.g. Maßnahmen im konkreten Einzel-
fall möglich sind, muss aber stets anhand der 
jeweiligen Umstände individuell geprüft 
werden. Zum Teil sind besondere Vorausset-
zungen oder Dokumentations-erfordernisse 
zu beachten. Zu den genauen Details beraten 
wir Sie gerne. 

8 Weitere Informationen 

Die vorstehenden Ausführungen und Bei-
träge sind nach bestem Wissen und Kennt-
nisstand verfasst worden. Es handelt sich 
nicht um abschließende Informationen und 
ersetzt keine Beratung. Eine Haftung für den 
Inhalt dieses Informationsbriefs kann daher 
nicht übernommen werden. 
Gerne beraten wir Sie zu diesen und anderen 
Themen. 
Bitte vereinbaren Sie bei Interesse einen Be-
sprechungstermin. Wir analysieren individu-
ell Ihre persönliche Situation, zeigen Ihnen 
Vor- und Nachteile auf und geben Ihnen Ge-
staltungsempfehlungen. 

 


